
		
		Vorbemerkung.

		In der vorliegenden Darstellung der treibenden Kräfte, wie sie
in der Vorgeschichte des Weltkrieges erkennbar geworden sind, hat
die Rücksicht auf den knappen Raum mich zur Beschränkung auf die
Urheber in Ost und West gezwungen.

		So reizvoll es gewesen wäre, die Entstehung und Lösung der
Balkanwirren in ihren wechselnden Verbindungen zu überleuchten, und
so beachtlich sicherlich die Einflüsse der schönen und klugen
Töchter des alten Woiwoden aus dem Hause Petrovic Njegos bleiben,
so verschwindet alles das doch gegenüber der entscheidenden
Bedeutung der weltbeherrschenden Einflüsse, die sich unter Englands
Führung gegen uns verschworen haben.

		Zudem geht es in diesem gewaltigsten aller Kriege der Geschichte
um andere Fragen als die Weidegründe der montenegrinischen Hammel
oder die zerronnenen großserbischen Träume.

		Klar und unzweideutig geht es um die Schicksalsentscheidung
zwischen den Schaffenden und den Raffenden. Mit Fug und Recht hat
der Erste Lord der britischen Admiralität, Sir E. Geddes in seiner
Unterhausrede Ende Oktober 1917 ausgesprochen: »daß es zu einer
entscheidenden [bookmark: page4]Prüfung über die Entschlossenheit und die
geistigen Fähigkeiten zwischen den streitenden beiden Mächten
kommt.« Und nicht minder deutlich hat Großadmiral von Tirpitz den
Sinn dieses unerbittlichen Entscheidungskampfes dahin
gekennzeichnet, »er gehe um die Selbstbehauptung und um das
Durchsetzen der deutschen Arbeit und Kultur gegenüber dem
angelsächsisch geleiteten Kapitalismus der Welt«.

		Seit Jahrzehnten bin ich nicht ermüdet in der Vertretung dieser
geschichtlichen Notwendigkeit. Und so tief beklagenswert die
Entartungserscheinungen bleiben, die auf der Höhe unserer
weltgeschichtlich einzig dastehenden Siege hinter dem Rücken
unserer kämpfenden und fallenden Söhne sich breit machen, so
unbeirrbar sollte unser im Grunde der Seele treues und gutes Volk
festhalten an der Überzeugung, daß ihm in dem großen Völkerringen
der Sieg verbürgt bleibt, sofern es nur sich selbst treu bleibt und
der Mahnung seiner deutschen Geschichte.

		Berlin, im November 1917.

Fritz Bley. [bookmark: page5]

	
		
		»Heraus mit dem alten Raube!«

		 

		» Confusio quasi divinitus
conservata«.

(Eine wie durch Gottes Macht erhaltene Wirrnis.)

		Oxenstjerna über Deutschland.

		 

		So wahr es bleibt, daß in der Geschichte jedes Volkes sich
dessen Anlagen offenbaren, so gewiß bleibt es ewig gültig, daß wir
unsere Feinde nicht zum Frieden zwingen, also unserm Volke nicht
die Daseinsmöglichkeiten erkämpfen können, ehe wir nicht gelernt
haben werden, unser politisches Denken auf das der Feinde
einzustellen. Nicht etwa, um deren Heuchelei und Raffgier für uns
zu übernehmen und damit die Ehre preiszugeben, die uns auch im
Staatsleben oberstes Gesetz bleibt, sondern um in unserem
politischen Denken und wirken alle Kraft nach der Seite hin
einsetzen zu können, die als die bedrohteste erscheint.

		von Anbeginn unseres staatlichen Daseins ist dies die
äußere Politik gewesen. Kein Land auf Gottes Erdboden ist so
sehr ringsum von Feinden umgeben, wie Deutschland. Sie haben es
auch wahrlich nicht an Beweisen ihres hohnvollen Hasses fehlen
lassen. Und doch hat kein Volk sich so wenig auf seine feindlichen
Nachbarvölker verstanden wie das deutsche.

		Als nach dem Zusammenbruche des französischen Kaiserreiches es
der bürgerlichen Demokratie gelungen war, der Kommune Herr zu
werden, hatte das Gambetta zugeschriebene (tatsächlich nicht von
ihm gesprochene) Wort, daß man von der Rache »nie sprechen, doch
stets an sie denken« solle, der französischen Politik die Losung
gegeben, die zum Rachekriege führen mußte. Und sowohl England, als
Rußland und Österreich konnten in dem neuerstandenen Reiche nur die
[bookmark: page6]Verdeutlichung eines Bruches altherkömmlicher
Auffassungen und eine ihnen unerhört erscheinende Bedrohung
erblicken.

		Daß es Bismarcks Staatskunst gelungen ist, schon 1879 mit dem
von Andrassy geführten Gegner von 1866 das enge Bündnis
herzustellen, vereinfachte die am 18. Januar 1871 im Spiegelsaale
zu Versailles geschaffene Lage sehr wesentlich. Es wurde in
Habsburgs deutschen Erblanden mit hellen Hoffnungen begrüßt, konnte
aber im Hinblicke auf Rußlands und Englands herausgeforderten Stolz
und Frankreichs im Tiefsten verwundete Eitelkeit unser Volk nicht
von der Pflicht entbinden, seinen ganzen Willen nun an den
planmäßigen Aufbau des völkischen deutschen Staates zu
setzen.

		Stattdessen gab es sich in alter Harm- und Sorglosigkeit der
Freude am Geldverdienen und dem in mehr als einer Hinsicht
zerlassenen Lebensgenusse hin. Warum auch nicht? Durfte man doch im
Sonnenglücke der neuen, damals unerschöpflich scheinenden
Milliarden sich mit dem guten Gewissen schlafen legen, daß
Deutschland in Versailles und im Frankfurter Frieden Frankreich
noch lange nicht das abgenommen habe, was es einst besessen hatte.
Hatte das deutsche Lothringen als Westmark des Deutschen Reiches
doch bis an die Maas gereicht. Seine Fürsten hatten unentwegt zum
Kaiser gestanden, und zu Köln war durch den 70er Krieg wieder so
recht ins Volksbewußtsein getreten, wie einst der Erzbischof Bruno
als Herzog von Lothringen das Muster eines deutschen Fürsten
gewesen ist. Auch Heino von Wirten, das nun immer noch
schimpflicherweise sich Verdun nannte, wie Hezelo und Bruno von
Tull, sowie Adalbert von Metz waren durch und durch deutschgesinnte
Kirchenfürsten. Der Mittelpunkt dieses Oberlothringens, das damals
auch Mosellanien genannt wurde, war um das Jahr 1000 Trier gewesen.
Graf Gottfried von Wirten, der im Jahre 1013 von Heinrich II. die
Herrschaft in Niederlothringen an der Maas und Schelde erhielt, hat
unter Otto III. rühmlich die Treue gegen das Deutsche Reich bewahrt
und seinen Sohn ermahnt, in seiner Überlieferung den Kampf gegen
König Lothar durchzuhalten und keinen Frieden mit dem Franzosen zu
schließen. Nach dem Aussterben der karolingischen Häuser [bookmark: page7]ist
Oberlothringen, das, nachdem Niederlothringen den Namen Brabant
angenommen hatte, Lothringen genannt wurde, drei Jahrhunderte lang
ungestörter Besitz des Deutschen Reiches gewesen. In einer
staatlichen Einheit mit dem Elsaß hat es aber nicht
gestanden; vielmehr hat dies auch unter der französischen
Herrschaft seine Sonderstellungen behalten, die es als Sundgau
unter den Grafen von Habsburg und als Nordgau unter den Grafen von
Oettingen und dann nach dem Verkaufe an das Bistum Straßburg unter
diesem gehabt hatte. Gemeinsam war Lothringen und dem Elsaß aber
die deutsche Sprache geblieben, die auch unter dem seit der großen
Revolution sie überziehenden Firnis unverfälscht alemannisch hüben
und fränkisch drüben geblieben war, wie sie es im bis jetzt
französischen Teile von Lothringen hie und da noch heute ist.

		Wie war 1870 die Erinnerung an alles dies gewaltig aufgerauscht
in unseren jungen Herzen und in denen der Väter und Lehrer, als
nach der Kunde von unseren ersten Siegen Bismarcks Politik die
Heilung dieser alten Wunden verhieß! Da war nichts von feiger
Gedanken bänglichem Schwanken gewesen! Mit Urgewalt war die
Forderung des Kriegszieles losgebrochen. Und noch ehe von der
Kaiserkrone gesprochen wurde, war durch unsere Reihen Treitschkes
in Bismarcks Sinne gehaltene Schrift gewandert: »Was fordern wir
von Frankreich?« Sie bezeichnen es zwar als

		»dilettantenhaft, im einzelnen die Satzungen eines
Friedensschlusses auszuklügeln, dessen Vorbedingungen selbst dem
handelnden Staatsmanne noch verborgen sind. Aber es ist der
Presse Pflicht, die stillen unbestimmten Hoffnungen, die jede
Brust bewegen, zu klarem Bewußtsein zu erwecken, auf daß beim
Friedensschluß ein fester durchgebildeter Nationalstolz schirmend
hinter unseren Staatsmännern stehe. Als Deutschland zum letzten
Male in Paris den Frieden diktierte, da haben wir schmerzlich
gebüßt, daß den deutschen Diplomaten ein solcher Rückhalt
fehlte. Der Gedanke aber, welcher, zuerst leise anklopfend wie
ein verschämter Wunsch, in vier Wochen zu einem mächtigen
Feldgeschrei der Nation wurde, lautet kurzab: heraus mit dem
alten Raube, heraus mit Elsaß-Lothringen!«

		Nicht minder war durch Adolf Wagners Schrift dem Volke zur
frohen Gewißheit geworden, wofür es kämpfte und seine [bookmark: page8]Söhne fallen sah. Insbesondere
brachte die »Norddeutsche Allgemeine Zeitung« in ihrer Ausgabe vom
1. September 1870, also dem Tage der Schlacht von Sedan, einen
Aufsatz, der, ausgehend von der französischen Begehrlichkeit seit
den Tagen Ludwigs XIV., unter Ablehnung der von der ausländischen
Presse uns angesonnenen Großmut betonte, daß Frankreichs
Angriffskraft geschwächt und unsre Verteidigungsfähigkeit gestärkt
werden müsse. Weder ein Dynastiewechsel noch eine Kontribution
könne hierfür genügen. Hätte man 1815 die Franzosen so schwächen
können, wie es um des Weltfriedens willen wünschenswert war, so
würde nun, 1870, kein Krieg nötig sein. Die Gefahr liege in der
unheilbaren und untilgbaren Anmaßung desjenigen Teiles des
französischen Volkes, welcher für ganz Frankreich den Ton angibt.
Dieser Zug könne nur dadurch gehemmt werden, daß man ihm die
Möglichkeit entziehe, sich geltend zu machen. Die Frucht unsrer
Siege könne nur in einer tatsächlichen Verbesserung unsres
Grenzschutzes gegen diesen friedlosen Nachbar bestehen. Es müsse
seiner Eroberungslust ein solider haltbarer Damm entgegengestellt
und in der Zukunft ihm erschwert werden, mit einer vergleichsweise
nicht sehr großen Heeresmacht in Süddeutschland einzufallen und
durch Bedrohung mit der Möglichkeit eines solchen Einbruches die
Süddeutschen auch im Frieden zur Rücksichtnahme auf Frankreich zu
zwingen. Diese Forderung erfüllen heiße Deutschland ganz befreien,
heiße den Befreiungskrieg von 1813/14 vollenden.

		»Das mindeste also, was wir fordern müssen, ist die
Abtretung der Ausfallpforten Frankreichs nach der deutschen Seite
hin, die Erwerbung von Straßburg und Metz für Deutschland, von der
Schleifung dieser Festungen einen dauernden Frieden zu erwarten,
wäre eine auf Kurzsichtigkeit beruhende Illusion von derselben Art,
wie die Hoffnung, daß es möglich sein werde, die Franzosen durch
Schonung zu gewinnen, und im übrigen ist nicht zu vergessen, daß,
wenn wir diese Abtretungen verlangen, es sich um ursprünglich
deutsches und zum guten Teil deutsch gebliebenes Gebiet handelt,
dessen Bewohner mit der Zeit lernen werden, sich wieder als
Deutsche zu fühlen. Sicherheit deutscher Grenzen ist nur erreichbar
durch Verwandlung der beiden uns bedrohenden Festungen in Bollwerke
unserer Sicherheit. Straßburg und Metz müssen aus französischen
Aggressionsfestungen deutsche [bookmark: page9]Defensivplätze werden, wer den Frieden auf dem
europäischen Kontinent aufrichtig will, wer die Niederlegung der
Waffen und die Herrschaft des Pfluges über das Schwert will, der
muß zunächst wünschen, daß die Nachbarn Frankreichs darauf eingehen
können, da Frankreich der einzige Friedensstörer ist und es bleiben
wird, solange es die Macht dazu hat.«

		Wie hebt sich diese zuversichtliche Sprache ab von der
bänglichen Entschlußlosigkeit derselben »Norddeutschen Allgemeinen
Zeitung« vom 20. Februar 1915, zu einer Zeit also, als bereits ganz
Belgien und Nordfrankreich fest in unsrer Hand waren: Nur jetzt
noch keine Erörterungen! Noch nicht! Die Zeit werde kommen und dann
werde die Reichsregierung dankbar sein. Dann werde sie es bedürfen,
von einem starken Volkswillen gestützt zu sein, ohne den sie nichts
vermöge. Aber jetzt gäbe es nur ein Kriegsziel, die Niederlage der
Feinde. In dieser Vermengung militärischer und politischer Begriffe
geht es weiter und gipfelt in der Versicherung, daß wir den
Weltkrieg siegreich durch die einige innere Kraft aller Gedanken
und Handlungen überwinden werden – als ob nicht gerade diese
einigende Kraft durch klares Hinstellen des Zieles hätte
zusammengehalten werden sollen.

		Wie ganz anders dasselbe deutsche Volk unter der Führung einer
zielbewußten Politik sich bleibend eins fühlen konnte mit seinen
Kämpfern an der Front, hat 1870/71 das von Bismarck vorgesteckte
Ziel bewiesen. Die fast schon vergessenen alten Reichslande
beschäftigten Herz und Sinn des ganzen Volkes, das in ihnen das
Pfand seiner Einheit sah. Der Gedanke an die Sühne
mehrhundertjähriger Schmach flog sieghaft vor den deutschen Fahnen
her.

		Nun, nach dem Kriege, wurde die Geschichte auch des unbefreit
gebliebenen Lothringens erst recht Gemeingut. Hutzelmanns
Arbeit über die Angriffe Frankreichs auf Elsaß und Lothringen und
Huhns Geschichte Lothringens lenkten unwillkürlich immer wieder die
Aufmerksamkeit auf den Verlauf der alten Sprachgrenze hin, wie sie
seit dem Vertrage von Meerssen (870), also genau vor einem
Jahrtausend, bestanden hatte. Die Bistümer Utrecht, Metz, Straßburg
und die Erzbistümer Trier und Köln mit dem ganzen Moseltale waren
nach Lothars I Tode bei der Erbteilung [bookmark: page10]an Ludwig den Deutschen und damit an das
Deutsche Reich gekommen. Aber das nun sich gesättigt fühlende
Deutschland betrachtete mit dem Frankfurter Frieden den alten
Streit ein für allemal als erledigt und nur sein gutes
Rechtsbewußtsein nährte sich seitdem mit Genugtuung an den
Feststellungen, wie sie namentlich Derichsweiler in seiner
Geschichte Lothringens gegeben hat.

		Wie oft haben wir uns seitdem darüber gewundert, daß Völker auf
einer sehr viel jüngeren Entwicklungsstufe, wie z. B. Madjaren und
Slawen, solchen geschichtlichen Tatsachen ein viel gereifteres
Verständnis und dem Gegner ein sehr viel richtigeres
völkerpsychologisches Begreifen entgegenbringen. Wir teilen diese
Schwäche mit fast allen germanischen Völkern [bookmark: text1]F1. Einzig
der fränkische Stamm macht hiervon eine rühmliche Ausnahme. Schon
Chlodwig, der als einziger von allen Völkerwanderungskönigen nach
der Errichtung des Einkönigtumes über alle Franken es zur
Beherrschung eines übermächtigen Bestandteiles volksfremder
Untertanen, Römer und Alemannen, gebracht hat, zeigt hierin, sowie
als Schirmherr der römischen Kirche, die auf ihn als den Überwinder
ihrer arianischen Gegner das Wort von den gesta Dei per Francos (den Taten Gottes durch
Frankreich) zurückführt, staatsmännischen Weitblick, der von
Richelieu und Ludwig XIV. nicht hat überboten werden können.
Freilich hat er ihnen auch die wilde Rücksichtslosigkeit in der
Verfolgung politischer Gegner und Ziele vorgelebt, und man kann
jedem schöngeistig tuenden Franzosenbewunderer nur empfehlen, bei
Gregor von Tours nachzulesen, wie er die Ribuarier und die
salischen Frankenkönige abgetan hat, so daß es bei seinem Tode
außer seinen vier Söhnen keine Merowinger mehr gab.

		Und wer in unentwegter Franzosenbewunderung nicht sollte
verstehen können, wie selbst das besiegte Frankreich heute noch auf
der Forderung des linken Rheinufers und der Errichtung eines
rechtsrheinisch-westfälischen Pufferstaates besteht, sollte sich
vergegenwärtigen, wie Richelieu und Ludwig XIV. gleicherweise daran
festgehalten haben, daß [bookmark: page11]Frankreichs Gedeihen ein politisch ohnmächtiges
Deutschland zur Voraussetzung habe!

		Wie aber kann es uns überraschen, daß nach dem schnellen Erfolge
von 1870/71 diese Sachlage in Vergessenheit geriet, da wir doch
sehen, daß selbst jetzt eine nie für möglich gehaltene
Zusammenrottung der ganzen Welt die ewig Abgeklärten im deutschen
Vaterlande noch nicht von dieser einfachen Sachlage zu überzeugen
vermag! Hätte es nicht demnach zu den obersten und wichtigsten
Aufgaben der deutschen Politik gehört, gleich nach den ersten
Siegen klarstellen zu lassen, um was es in diesem Kampfe geht?
Stattdessen wurden alle jene Schriften verboten [bookmark: text2]F2, in
denen der wirtschaftliche Grund der französischen Ansprüche und
andererseits die Bedeutung der mit der alten Reichsgrenze
zusammenfallenden, jetzt in unsrer Hand befindlichen ober- und
niederlothringischen Gebiete, dargelegt wurden.

		Die Versuche der Franzosen, diese Gebiete für sich zu gewinnen,
gehen bereits auf Karl VII., den Siegreichen, zurück, der im Jahre
1444 das Land überfiel. Es sollte unvergessen bleiben, wie auf die
Zumutung der Unterwerfung von Metz der Ratsherr Nikolas Luwe
geantwortet hat: »So tun wir euch denn zu wissen, daß wir vorziehen
werden zu sterben, ehe man uns vorwerfen soll, wir hätten den
großen Adler des Reiches besudelt!« Wie dann die französischen
Soldaten, unter ihnen die berüchtigten Armagnaken, das Land
verwüsteten und die Einwohnerschaft später gequält haben: so
würde es den deutschen Landschaften auch heute wieder ergangen
sein, die das Unglück gehabt hätten, unter französische Bedrückung
zu kommen!

		Unvergessen sollte auch bleiben, wie Nanzig sich
gewehrt hat: gegen Karl den Kühnen am 4. Januar 1477 und gegen
Ludwig XIII. und wie, nachdem Lothringen 1634 französisch geworden
war, Edelleute, Bürger und Bauern am angestammten deutschen
Herzoghause festgehalten haben trotz der Brandschatzungen durch
Richelieus Scharen. Als Marschall Crequi sich Nanzigs
bemächtigte, war die ganze Stadt von Trauer erfüllt in dem
Bewußtsein, französisch werden zu müssen. Mächtigen, [bookmark: page12]aber nutzlosen
Widerstand leisteten auch die Städte Epinal, Longwy, Bitsch u. a.
Im Jahre 1679 setzte Richelieu die berüchtigten Reunionskammern
ein, Metz, Tull, Wirten wurden Frankreich einverleibt. Herzog Karl
V. von Lothringen wehrte sich mit einem Heere von 70 000 Mann,
hatte auch anfangs Glück bei seinen Unternehmungen, erlag jedoch am
17. April 1690 dem Fieber. Durch den Frieden von Ryswick (1697)
wurde Lothringen zwar wieder selbständig gemacht, doch war es
ringsum durch die von Frankreich festgehaltenen Gebiete umschlossen
und ohne Landbrücke mit Deutschland. Das Land war durch die
französischen Raubzüge vollständig heruntergekommen, der Viehstand
war gänzlich vernichtet, die Äcker lagen verödet, die Dörfer waren
verlassen. Doch freuten sich die Einwohner, von der französischen
Fremdherrschaft befreit zu werden, und als der 19jährige Herzog
Leopold 1698 von Wien über Straßburg nach Lüneweiler kam, konnte er
hier unter dem unbeschreiblichen Jubel des Volkes seinen Einzug
halten. Sein Nachfolger, Franz Stefan, der Verlobte der Maria
Theresia, überließ l783 das deutsche Land an Frankreich. »Die
Nachricht von dem bestätigten Friedensvertrage«, schreibt
Derichsweiler in seiner Geschichte Lothringens, »wirkte, als ob ein
Unglück sich auf das Land Lothringen herabsenke. Die Menschen
liefen durcheinander, weinten, fluchten, zerrissen in jener
Bitterkeit des Schmerzes, die nur ein Ausdruck verzweifelter Liebe
ist, in den Gassen die Bilder des Herzogs, der sie dem gehaßten
Feinde überantwortet habe ...« Das allgemeine Empfinden fand
Ausdruck in einer namenlosen, Aufsehen erregenden Schrift, die in
heftiger Sprache sich an den Herzog wandte, um ihn, wenn möglich,
von dem letzten Schritt zurückzuhalten, vom Hofe aber aus Furcht
vor dem französischen Könige unterdrückt und durch Henkershand
verbrannt wurde. Die Schrift wies mit großem Nachdruck hin auf
den Zusammenhang Lothringens mit Deutschland und betonte, nie dürfe
der Herzog ein so wertvolles Glied von dem Reiche abtrennen, es
müsse alles aufgeboten werden, damit das älteste Herzogtum Europas
dem Dienste des Reiches erhalten bleibe, das seinerseits
verpflichtet sei, Lothringen zu schützen und zu verteidigen.
Friedrich der Große erhob gegen den Kaiser die Anklage, daß er sich
nicht gescheut habe, das Herzogtum Lothringen, ein altes Lehen und
unveräußerliches Glied des Reiches, diesem zu entfremden.

		Wie in Lothringen hat Ludwig XIV. auch in Südniederland, dem
früheren Niederlothringen, planmäßig seine Herrschaft befestigt. Er
ist dabei ja auch nur in den Spuren seiner Vorgänger geblieben.
Schon Philipp der Schöne hatte 1300 dem Deutschen Reiche
Valenciennes entrissen und Vlaandern besetzt. In dem Jahre 1382,
erfolgte eine neue [bookmark: page13]Eroberung Vlaanderns und Ludwig XIII.
raubte 1640 das heute wieder so heiß umstrittene Arras mir
Artesien, dem heutigen Artois. Auf Ludwigs XIV. Befehl fiel Condé
1667 ohne Kriegserklärung in Südniederland ein, um dies zu stehlen.
1672 folgte dann der Einfall in Holland und im Nymweger Frieden
erlangte Ludwig XIV. dann Ypern, Kamrijk und Valenciennes. Was
heute mehr als je beherzigt zu werden verdient! Unsern Vätern aber
war nach dem großen Kriege die geschichtliche Rechnung zwischen
Frankreich und Deutschland mit den Erinnerungen an Ludwig XIV.
allein nicht beglichen. Tausende von wackeren Söhnen ganz
Deutschlands und namentlich auch in den alten Rheinbundländern
hatten für Napoleons Ruhmsucht ihr Blut vor Moskau vergießen müssen
oder waren an der Beresina und auf dem furchtbaren Rückzuge der
Kälte erlegen. Und gerade diesem katholischen Teile, freilich
wahrlich nicht ihm allein, hatte der Krieg, der endlich die
Einigung der deutschen Stämme brachte, die Mahnungen von Görres in
Erinnerung gerufen:

		»Wo irgendeines eurer alten Denkmäler verwüstet
steht, die Franzosen haben es ausgeführt; wo irgendein alter Tempel
im Rauche aufgegangen, die Franzosen haben ihn angezündet; wo ein
Palast in Trümmern liegt, dies Volk hat ihn zerstört; wo eine alte
Stadt in Flammen aufgelodert, wo eine Festung gebrochen, alles ist
von diesen Welschen hergekommen.«

		Weniger bedacht ist damals, wie England, unbekümmert um die
Rettung Wellingtons bei Belle-Alliance durch Blücher, beim zweiten
Pariser Frieden von 1815 durch Unterstützung der französischen
Ansprüche die von Preußen und Österreich geforderte
Wiedervereinigung des Elsaß, Lothringens und der Niederlande mit
Deutschland verhindert hat!

		Das deutsche Gewissen beruhigte sich in der Abrechnung mit
Frankreich. Und diesem gegenüber war es nun wahrlich auf festem
Boden. Weniger berechtigt aber war die harmlos selbstgefällige
Meinung, daß die Niederlagen Frankreichs doch auch von den
Franzosen als verdiente Strafe und gerechte Vergeltungfür die
von Ludwig XIV. begangenen Greuel erkannt werden müßten, daß
man auch in Paris ebenso wie zu München und Stuckert [bookmark: page14]am Neckar in den Trümmern
des Heidelberger Schlosses die geschichtliche Rechtfertigung für
die bessere Sicherung der deutschen Grenzen erblicken und das
Meisterwerk Erwins von Steinbach zu Straßburg ebenso neidlos wie
den Mutteturm von Metz den Deutschen gönnen würde.

		Die Zähigkeit, mit der Thiers bei den Friedensverhandlungen
Belfort verteidigt und schließlich für Frankreich gerettet hatte,
sollte nur zu bald den Schärferblickenden in Deutschland
verständlich erscheinen. Und die Unverwandtheit, mit der ganz
Frankreich auf das »Loch in den Vogesen« starrte, bewies, wie wenig
man in Paris den Frankfurter Frieden als einen endgültigen und
gerechten Abschluß des vielhundertjährigen Ringens um die Grenze
des alten Reiches ansah, wie wenig man dementsprechend die
freundnachbarlich friedlichen Ansichten und Absichten der
gutmütigen Sieger teilte.

		Wie hätten die Franzosen auch zu einer anderen Auffassung kommen
sollen, da ihnen wohlbekannt war, wie sehr gerade die nunmehr
deutschen Reichslande Hüter der Gedankenwelt von 1789 geblieben
waren! Hatte Frankreich selbst in dem blutigen Maskentanze der
Kommune von 1871 nur eine jämmerliche Nachäffung der Schreckentage
von 1793 erkannt, so hing der verwelschte Alemanne in Mulhouse und
Strasbourg noch immer an dem Traume von einer weltbürgerlichen, an
kein Vaterland gebundenen Freiheit und sang dazu, ohne zu fühlen,
wie er seiner selbst spottete, Rougets: » amour sacré de la patrie!«

		Vor dem Dreißigjährigen Kriege waren die Reichslande,
insbesondere das Elsaß reicher deutscher Kulturbesitz gewesen.
Seine Gemeinwesen hatten eine tapfere Selbständigkeit bewiesen und
das geistige Erbe der ritterlichen Sangeshelden Heinrich der
Glîchezare, Reinmar von Hagenau und Gottfried von Straßburg ebenso
wie das der Mystiker Rulman Merswin, Joh. Tauler und Meister Eckart
gewahrt. Zu Straßburg hatte Gutenberg seine erste Buchdruckerpresse
gebaut und Martin Schongauer den ersten Kupferstich abgezogen. Im
Schrifttume leuchten die Namen von Georg Wickram und Johann
Fischarts unvergeßlich und weite Gebiete des heutigen Reiches
überstrahlend. [bookmark: page15]

		Um so tragischer rächte sich nun 1871 nach der Wiedergewinnung
der im Westfälischen Frieden und dem Vertrage von 1783 verlorenen
Reichskleinodien am deutschen Gesamtvaterlande, daß zur Zeit der
Eroberung des Elsasses durch den festgeschlossenen
Nationalstaat Ludwigs XIV. das deutsche Gesamtvolk so staatlos
denkend dahingelebt hatte. Der Fall von Straßburg selbst klagt vor
der Geschichte weniger den Räuber an, als das Reich, das dem Raube
untätig zugeschaut hat. Angesichts dessen und des Mangels an allem
Nötigsten hatten die ehrsamen und nüchternen Bürger der alten
freien Reichsstadt nur zu tief erkannt, daß es um ihre alte
Freiheit übel bestellt sei. Nur widerstrebend hatten sie den Krieg
an Frankreich erklärt, nachdem alle Hilferufe beim Kaiser und beim
Reichstage und alle Versuche, das Verhängnis durch Verhandlungen
mit Frankreich abzuwenden, vergeblich geblieben waren. Viel Freude
hat ihnen der Krieg auch nicht bereitet, da Ludwig eine Übermacht
von 35 000 Mann gegen sie aufbieten konnte. Als in der Nacht auf
den 28. September 1681 die Zollschanze der Schiffbrücke von drei
Dragoner-Regimentern eingenommen wurde, war das Schicksal der Stadt
entschieden. Am 30. September brach mit der Kapitulation die alte
ehrenfeste und behagenvolle Freiheit zusammen, nachdem alles um sie
her im Reiche morsch geworden oder in Trümmer gesunken war.

		Vergebens hat dann Brandenburg beim Kaiser die
Rückgewinnung Straßburgs empfohlen und noch beim Frieden von
Rijswick 1697 daran gemahnt. Kehl wurde damals durch
Reichsbeschluß an Baden zurückgegeben. Straßburg, die im Volksliede
viel besungene »wunderschöne Stadt«, blieb in Räubers Hand. Und
König Ludwig, in dem der Tatendrang und die Eroberungslust des
französischen Volkes selbst sich verkörperten, ließ auf eine
Denkmünze schlagen, daß nun »Gallien von Germanien geschieden«
sei.

		Die Erinnerung an den von Julius Cäsar geschaffenen
Verwaltungsbegriff »Gallien«, der seit dem 12. Jahrhundert in dem
ruhmsüchtigen Frankreich immer stärker den Ruf nach dem Rheine als
seiner natürlichen Grenze genährt hatte, sollte mit [bookmark: page16]dieser Denkmünze des
Sonnenkönigs ihre ewiggültige Erfüllung finden – ähnlich wie 1830
für die Errichtung eines Königreiches »Belgien« in tertianerhafter
Angelesenheit einem entsprechenden Begriffe Cäsars der Name
entlehnt ist! [bookmark: text3]F3

		Die Masse des Volkes jammerte in Straßburg über Verrat. Louvois
selbst, Ludwigs Minister, hat die schimpfliche Lüge verbreiten
lassen, der Rat sei von Frankreich gekauft. Kein Wort davon ist
wahr. Vielmehr war es die Vorsicht, mit der Ludwig vorging, die dem
Rate das unabwendbare Los der alten Stadt zunächst verhältnismäßig
erträglich erscheinen ließ. Weder die drei lothringischen Bistümer,
geschweige denn das Elsaß und Straßburg, dessen reichsfreie
Stellung der König ja zu oft ausdrücklich anerkannt hatte, wurden
in das französische Staatsgebiet einbezogen; vielmehr blieben die
alten Reichslande zunächst noch durch die Zollgrenze von Frankreich
geschieden. So hatte man sich zu Straßburg »darein geschicket in
christlicher Gelassenheit« und verhoffend, daß man »ahnestatt der
libertaet widerumb den flor der commercien, welche gaentzlichen
erliegen, bekommen« werde. Erst die ruhmreiche Republik, die in
edeler Gleichmacherei nur eine und unteilbare Freiheit
gleichberechtigter, selbstverständlich französischer, Bürger
kannte, ist auch über den flor der commercien zur Tagesordnung
übergegangen, den Ludwig XIV. und Louvois den ehrsam-nüchternen
Handelsherren von Straßburg zu belassen geruht hatten.

		Der Vergleich der kaiserlichen Politik mit der nicht nur durch
ihre Gewalt, sondern auch durch ihr Verständnis für wirtschaftliche
Notwendigkeiten bestechenden Großzügigkeit Ludwigs XIV. mußte für
die verlassenen Reichslande umsomehr zugunsten Frankreichs
ausfallen, als dies mit der Pracht des Sonnenkönigs auch auf allen
Gebieten der Wissenschaften und schönen Künste blendete. Noch heute
strahlen Lebruns farbenfrohe Tafeln im Spiegelsaale zu Versailles
den Weltglanz des Sonnenkönigs wieder, wie noch heute Watteaus
tändelnde Schäferstücke und die verzuckerten Nichtswürdigkeiten des
späteren Rokkoko an allen Fürstenhöfen ihre Spuren aufzeigen. Rein
Wunder also, [bookmark: page17]daß Frankreich mit dieser verschnörkeltesten
aller Modelaunen sogar im Elsaß bis tief in das deutsche Bürgerhaus
hineindringen konnte, um dann wieder der »von dieser
aristokratischen Schmach befreiten Welt« mit den Adlern der
napoleonischen Garden die berauschenden Gedanken der »großen
Revolution« in unüberwindlich scheinendem Siegeszuge zu bringen.
Wie sie es auch machten, falsch war es nie!

		Und welches Recht hätten wir denn auch, gerade dem Elsaß
aus der Abschwächung des Staatsgedankens unter der Fremdherrschaft
schwere Vorwürfe zu machen angesichts der Zustände im vormärzlichen
lieben deutschen Vaterlande mit seinen neununddreißig gefürsteten
Republiken und ihrem anmutvollen Widerspiele von Weltbürgerei und
Pfahlbürgerei, in dem kein Raum blieb für Pflichten gegen das
Vaterland oder wohl gar den Racker von Staat? Wie einsam standen
damals die Tapferen, die des verlorenen Wasgaus gedacht haben! Wie
einsam insbesondere Geibel, der zur Zeit des Streites um die
meerumschlungenen Herzogtümer auch an das Elsaß erinnerte, den
Blutrubin in unsres Reichs Geschmeide, und an die Not der Stunde
des Verlustes:

		»Und dennoch grollen wir mit unsern Vätern,

daß sie, obwohl bis auf den Tod zerspalten,

verloren, was verloren blieb uns Spätern.

		Wie sollten wir nun, die wir stark uns
halten,

an unsern Enkeln werden zu Verrätern,

das tuend, drum wir unsre Ahnen schalten!«

		Und nun gar erst Berlin, dessen Freiheitsrausch den Polen galt
und allen möglichen sonstigen »interessanten« Leuten, die damals
wie allezeit Englands Geschäfte in Deutschland besorgt haben!
Nachdem es im April 1847 infolge der Teuerung nach den
Wünschen der geheimen Gesellschaften, deren wohlgekleidete
Vertreter sich unter der hungernden Menge herumtrieben, zu
Krawallen gekommen war, brach im März 1848 der Jubel der »Freiheit«
los. Die Berliner hatten am 18. März mit ihrem Blute die wegen
Landesverrates verurteilten Polen befreit. Am 20. März erschien in
der »Königlich privilegierten Berlinischen Zeitung von Staats- und
gelehrten Sachen« Nr. 67 ein [bookmark: page18]»Extrablatt der Freude«. Die Taten der
Barrikadenkämpfer, insbesondere der Polen, Juden, Franzosen, wurden
als »heldenmütig« und edel, der Kampf der Truppen unter der Fahne
der Königstreue als »grausam, roh, barbarisch« bezeichnet. »Alles
focht für den Zweck der allgemeinen Begeisterung« mit einem
»Heldenmute, wie ihn Leute, welche die Freiheitskriege mitgemacht
haben, nicht herrlicher geschaut«.

		Die befreiten Polen haben ihren Dank kurz darauf damit
abgestattet, daß sie an der Spitze von Banden in einer östlichen
Provinz Preußens die deutschen Einwohner mit Plünderungen und Mord,
mit barbarischer Verstümmelung von Frauen und Kindern heimgesucht
haben.

		»Ich hätte es erklärlich gefunden«, schrieb
Bismarck am 20. April 1848 an die »Magdeburgische Zeitung«, die
diesen Brief erst später veröffentlicht hat, »wenn der erste
Aufschwung deutscher Kraft und Einheit sich damit Luft gemacht
hätte, Frankreich das Elsaß abzufordern und die deutsche
Fahne auf den Dom von Straßburg zu pflanzen. Aber es ist mehr
als deutsche Gutmütigkeit, wenn wir uns mit der Ritterlichkeit von
Romanhelden vor allem dafür begeistern wollen, daß deutschen
Staaten das letzte von dem entzogen wurde, was deutsche Waffen im
Laufe der Jahrhunderte in Polen und Italien gewonnen hatten. Das
will man jubelnd verschenken einer schwärmerischen Theorie zuliebe,
einer Theorie, die uns ebenso gut dahin führen muß, aus unseren
südöstlichen Grenzbezirken in Steiermark und Illyrien ein
neues Slawenreich zu bilden, das italienische Tirol den
Venezianern zurückzugeben und aus Mähren und Böhmen bis in die
Mitte Deutschlands ein unabhängiges Tschechenreich zu
machen.«

		Wie anders stand vor den Augen der Elsässer das kaiserliche
Frankreich, übergossen vom Schimmer der »Prestige-Politik«
Napoleons III., mit den Erfolgen der ersten großen Weltausstellung
und den bestechenden Einflüssen einer blendenden Oberflächenkultur,
deren innere Hohlheit nicht leicht erkannt wurde, solange ihr
Nutzen sich in barer Münze ausprägte. Immer noch war auch dies
Kaiserreich umwittert von der Legende des großen Korsen, die
wachgehalten ward durch so viele elsässische Generäle wie Kleber,
Kellermann, Rapp und den zu »Sarrelibre« (Saarlouis) geborenen Ney.
Als des beliebtesten dieser Haudegen ehrt [bookmark: page19]Pfalzburg das Denkmal George
Moutons, des Siegers von Eßlingen und Erretters des auf der
Insel Lobau gefährdeten französischen Heeres. Sein Kaiser hat ihn
für diese Tat zum Grafen von Lobau erhoben und Ludwig Philipp hat
ihn zum Marschall und Pair von Frankreich ernannt: wieviele wackere
Elsässer hat diese Erinnerung in das französische Heer gezogen! Und
wie der Soldat trug nach der Auffassung des Provinzlers, als den
der Elsässer sich fühlte, auch der Jünger von Kunst und
Wissenschaft, insbesondere aber der angehende Schriftsteller den
Marschallstab im Tournister. Aus Moutons Geburtsstadt stammt
bezeichnenderweise das erfolgreiche Freundespaar Erckmann-Chatrian,
daß immerhin etwas wie elsässische Heimatkunst geschaffen hat, wenn
auch nach dem Geschmacke der Pariser angerichtet. Aus Nanzig in
Lothringen kam Jules Verne nach Paris, wo er in Hetzels »
Magasin illustré d'éducation et de
récréation« unter dem Titel » Cinq
semaines en ballon« jene erste phantastische
Entdeckungsfahrt veröffentlichte, die zu der neuen
Schrifttumsgattung des naturwissenschaftlichen Romanes geführt hat.
Daneben hat sich manches wohlgelittene Zeitungsjüdchen aus der Enge
des traulichen alemannischen Kleinstadtlebens hinausgesehnt in die
glänzende Welt des weltgebietenden Paris, wo das größte
Literaturwunder der Welt seine Schmähbriefe gegen Deutschland
schrieb. Es ist bezeichnend, daß Zola alle diese Kleinmeister der
prickelnden Geistreichelei liebevoller beurteilt hat, als das
Doppelgestirn von Pfalzburg und den Orion von Nanzig: er witterte
in den von ganz Paris als »gutfranzösisch bezeichneten« Werken der
einen zu viel deutsches Gemüt und in der feurigen Gestaltungskraft
Vernes zu viel mosellanischen Schwung. Und mit Recht: denn
tatsächlich haben Erckmann und Chatrian nichts Besseres gegeben,
als unser alter ehrlicher Hunsrücker W. O. v. Horn (Phil. Friedrich
Wilhelm (Örtel) mit seinen »Spinnstuben«-Geschichten und
»Rheinischen Dorfgeschichten«.

		Unwillkürlich fühlt man bei dem Rückblicke auf diese verlorenen
deutschen Kräfte sich gedrungen zu dem Vergleiche mit der
vlämischen Bewegung, die so viel tapferer der Verwelschung [bookmark: page20]widerstanden hat.
Immerhin hat auch der rheinisch-salische Frankenstamm an der Maas
und Schelde manchen begabten Sohn sich der blendenden Lockung von
Paris opfern sehn. An dessen falscher Gefühlsschwelgerei und
aufgedonnertem Sinnenschwulste, an seiner Beschränktheit der
Erfindung, die mit blasser Künstlerhand aus der Not eine
ästhetische Tugend machte, sind die meisten dieser Alemannen und
Franken künstlerisch zugrunde gegangen, auch Verhaeren,
Maeterlinck, Lemonier, de Molder und der ganze Schweif der in
französischer Sprache schreibenden Vlamen. Aber auch als Menschen
haben die meisten von ihnen ihr Bestes, die eigene Volksseele
verleugnet. Der Vlame Maeterlinck, den der im Februar 1917
verstorbene Schmutzschreiber Octave Mirbeau im »Figaro« zur
Berühmtheit hinaufgelobt hat, ist einer der widerlichsten Hasser
seines eigenen Stammes geworden. Seine Muttersprache, über der es
wie ein seiner Schimmer alten Goldes liegt und die mit der
Innigkeit des Schriftdeutschen die Bildkraft des Niederdeutschen
paart, nannte er eine plumpe grobe Mundart. Und hohnlachend
verkündete er Vlaminganten » la Belgique
sera latine, ou elle ne sera pas!« Und doch war das Beste
seiner Kunst dem mittelniederländischen Volkstume entnommen,
insbesondere sein erfolgreiches Werk » la
vie des abeilles« dem alten »Het Byenboeck (Bienenbuch).
Sein » ornement des noces
spirituelles« ist eine oberflächliche Übertragung des
herrlichsten Werkes mittelalterlicher Mystik »Die Chierheit der
gheesteleker Brulockt« von Jan van Runsbroec. Er aber erklärt, daß
er »im Schweiße seines Angesichts gearbeitet habe, um den plumpen
Sinnbau von Runsbroec in genießbaren Stil umzuarbeiten«. Mit Recht
sagen vlämische Kenner, wie de Woentyne, Dr. Moller u. a., daß
Msjöh Materlänk die Innerlichkeit von Runsbroec nicht geahnt habe
und nur seine Äußerlichkeiten biete, um zu blenden. Angezogen
lediglich von der Farbenglut und Bildkraft seiner Muttersprache,
hat er diese in Paris verschandelt und verhandelt – allerdings um
den Nobelpreis! Wie hoch steht über diesem Volksverräter Charles de
Coster, der freilich ein aufrichtiger Bewunderer des großen
Rabelais gewesen ist, aber [bookmark: page21]das Französisch, in dem er sein Kampfbuch
»Ulenspiegel und Lamme Goedsack« um der Wirkung auf die weite Welt
willen schreiben zu sollen glaubte, mit seinem Zurückgreifen auf
altertümliche Wendungen und Formen in vlämischer Kraft verschönt
und vertieft und in keiner Hinsicht dem neuzeitlichen französischen
Sprach- und Sittenverfalle Zugeständnisse gemacht hat!

		In den alten Reichslanden war trotz alledem die Stimme des
deutschen Blutes nicht völlig erstickt. In Lothringen wandten sich,
wie Petersen in seiner Arbeit über das »Deutschtum in
Elsaß-Lothringen« mitteilt, noch im Jahre 1869 zahlreiche Einwohner
in einer Eingabe an Kaiser Napoleon um sich darüber zu beschweren,
daß man die deutsche Sprache, die ihre Muttersprache sei, aus den
Volksschulen zu verdrängen suche. In dieser Eingabe wurde verlangt,
man solle die Kinder Deutsch lesen und schreiben lehren und ihnen
den Unterricht im Katechismus in ihrer Muttersprache erteilen, der
einzigen, die sie allein begriffen und die von den Voreltern seit
mehr als zweitausend Jahren ausschließlich und ununterbrochen
gesprochen worden sei. Der » Universitaire« hatte behauptet, die in Lothringen
übliche Sprache sei ein gräßliches » Patois«, ein Unkraut, »ärger als Dornen und
Disteln auf dem Felde«, das den Verstand lähme und die Bewohner
unfähig mache, die französische Sprache zu erfassen. Diese
Behauptung wurde als beleidigend erklärt und mit Entrüstung
zurückgewiesen.

		In Straßburg hatte im Jahre 1770 als Marie Antoinette, die
deutsche Kaisertochter, mit einer französischen Rede begrüßt werden
sollte, die Universität ersucht werden müssen, »einen Herren
Professoren zu finden, so der französischen Sprache wohl kundig
sei«. Goethe und Jakob Grimm haben den echt deutschen Geist des
kernguten alemannischen Schlages tiefbeglückt empfunden. Und die
Elsässer selbst haben ihr deutsches Wesen allezeit betont, am
stärksten bemerkenswerterweise dann, wenn sie mit amtlicher
Verwelschung bedroht waren.

		Im Wesen des alemannischen Stammes liegt ein von Grund aus
gesundes Sonderbewußtsein, das in mehr als einer Hinsicht
Verwandtschaft mit dem des Schweizer Volkes [bookmark: page22]aufweist. Eine gute Strecke
Weges ist ja auch in allen geistigen Fragen das Elsaß mit der
Schweiz zusammen gegangen, ganz abgesehen vom Sundgau und seiner
besonderen Geschichte. Man meint noch heute aus der
Widerspenstigkeit des reichsländischen Lebens heraus die
»Schweizerkuh brüllen« zu hören, und soweit diese urgermanischen
Züge unter dem landläufigen Worte »Demokratie« verstanden sein
sollen, könnte man sich gern damit einverstanden erklären. Aber wie
in der Schweiz haben leider auch im Elsaß fremde, recht fremde
Einflüsse eine verhängnisvolle Rolle gespielt.

		Von alledem bemerkte man nicht allzuviel in der Zeit der
großdeutschen Bewegung, wie sie durch die Romantiker getragen war.
Damals hatte im Elsaß Adolf Stöber in seinem Sange an die
Muttersprache die heiligen Laute des Gebetes gepriesen und den
Verlust ihrer Fülle empfunden »wie ein Kind, das man gerissen von
der warmen Mutterbrust«. Und im Preise des freien deutschen Rheins
hatte sein Bruder August sich von keinem Schwaben übertreffen
lassen, vielmehr von Straßburg aus nach Baden zu den lieben Höhen
der Schwarzwaldberge mit ihren leuchtend stehenden Schlössern ganz
im Sinne Arndts hinübergerufen:

		Inmitten rauscht der alte Rhein,

der sagt: »Ihr müsset Brüder sein!«

		Aber andererseits hat es doch auch in der elsässischen Dichtung
schon damals nicht an der Verherrlichung der Doppelstellung
gefehlt, die seither dann zur schlimmsten geistigen Hemmung
geworden ist. Schon 1850 schlug ein ehrsamer Straßburger Bürger,
der im Korbmachergewerbe zu Wohlstand gelangte Christian
Hackenschmidt, solche Töne an:

		»Wir stehn in zweier Völker Mitte,

sind Frankreich innig zugetan,

gehören durch Gesetz ihm an,

dem deutschen Land durch Sprach' und Sitte,

sind oft verkannt von beiden Seiten,

doch treu erprobt zu allen Zeiten.«

		was da in altväterlicher Zurückhaltung ausklang, ist doch
schließlich der Stolz auf die Brückenstellung und die
geschichtliche Aufgabe eines Kultur-Elsässertumes, das [bookmark: page23]zwei Kulturen in
sich vereinigen müsse, die »Doppelkültür« der späteren Herren
Blühmangthal und Wetterleh!

		Die Reichslande waren unter französischer Herrschaft wahrlich
nicht besonders durch Zuvorkommenheit verwöhnt worden. Man
behandelte die »elsässischen Querköpfe« als Leute, die nicht
wissen, was sie wollen und denen deshalb gesagt werden müsse, was
sie sollen. Aber die Präfekten verstanden sich darauf, das Beste
der Bevölkerung im Auge zu behalten und auszuführen, nachdem sie
vielleicht den Bittsteller, dessen Anliegen ihnen einleuchtete,
kurz und höflich-kühl mit dem Bemerken abgewiesen hatten, daß das
alles längst ohne sein Zutun bestens in die Wege geleitet sei. Im
übrigen ließen sie den Dingen, d. h. der Verwelschung, ihren
Lauf.

		In dieser hatte die große Revolution, für die man vielleicht
gerade deshalb eine so tiefe Liebe bewahrt hat, das Nötigste
bereits besorgt. Waren Ludwigs XIV. Intendanten bemüht, die
deutsche Frauentracht mit sanftem Zwange zugunsten der entzückenden
neuesten Neuheit von Paris zu verdrängen, so traten die
überzeugungstreuen Abgesandten des ruhmreichen Konvents herzhafter
auf. Sie verboten ganz einfach die »deutsche Mode«, da die Herzen
der Bürgerinnen von Straßburg französisch seien. Und die
Bürgerinnen verstanden schon: im Zeitalter der Freiheit und des
vergötterten Fallbeiles!

		Die Regierung des ersten deutschen Statthalters Edwin v.
Manteuffel hatte bei allem ersprießlichen Wirken für das Land mit
ihrem andauernden und weitgehenden Liebeswerben durchaus
gegenteilige Erfolge gezeitigt. Zurückhaltung war um so mehr
geboten gewesen, als in der Nationalversammlung von Bordeaux am 1.
März 1871 der Elsässer Keller gegen die Abtretung seines
Heimatlandes an das wiedererstandene Deutsche Reich Verwahrung
eingelegt und diese Verranntheit entsprechende Zustimmung damit
gefunden hatte, daß bei Gutheißung des Friedensvertrages durch die
französische Volksvertretung die sämtlichen Abgeordneten der von
Frankreich abgetretenen Lande eine Erklärung abgaben, in der es
hieß: »Die Zurückforderung unserer Rechte bleibt für immer Allen
und Jedem in der Form offen, die uns [bookmark: page24]unser Gewissen eingeben wird.« In dieser
Auffassung hatte sich auch nichts geändert, als 1874 die
zurückerworbenen Gebiete zum ersten Male zur deutschen
Volksvertretung wählen durften. Sämtliche fünfzehn Wahlkreise
entsandten »Protestler« und diese gaben am 10. Februar 1874 in
Berlin eine Erklärung ab, in der eine Volksabstimmung über die
weiteren Schicksale des zusammengelegten »Elsaß-Lothringens«
verlangt wurde.

		Bei dieser Sachlage war die Umwerbung der »Notabelen« sicherlich
der verkehrte Weg zur Festigung des deutschen Ansehens. Friedrich
Althoff hat in einem Briefe vom September 1880 die Gründe der
allgemeinen Unzufriedenheit treffend dargelegt, insbesondere in dem
Hinweise auf die »Bevorzugung solcher Leute, die wir als Feinde der
deutschen Sache betrachten müssen«. Er schreibt:

		»Der Statthalter hält alle die lügnerischen
Redensarten für bare Münze. Ich habe ihn selbst äußern hören, er
müsse doch dafür sorgen, daß wir bei einem Kriege mit Frankreich
eine wohlgesinnte und zuverlässige Bevölkerung hinter uns hätten.
Ein höherer Generalstabsoffizier, der zugegen war, sprach nachher
seine Verwunderung über diese Illusion aus, indem er hinzufügte,
der erste Schritt im Falle eines Krieges würde es sein müssen, fast
sämtliche einheimische Vertrauensmänner des Statthalters
einzustecken.«

		Fürst Hohenlohe, der spätere Reichskanzler, der nach Manteuffels
1885 erfolgtem Tode zum Statthalter ernannt wurde, war bemüht,
durch gelassene und deutliche Abwehr der Französlingswirtschaft das
deutsche Ansehn zu wahren, und seinem Nachfolger und Vetter
Hohenlohe-Langenburg mag das noch mehr am Herzen gelegen haben.
Tatsächlich hat die Hohenlohesche Politik ja auch 1887 zur ersten
schweren Niederlage der »Protestler« geführt.

		Aber auch unter ihm trat notgedrungen das neue Reich als
lästiger Erzieher zu unbequemer Pflicht auf, von der man im Wasgau
unter napoleonischer Kültür nichts gewußt hatte, ohne daß wir das
Wiedererstarken Frankreichs in den Augen der Bevölkerung verhindern
konnten. [bookmark: page25]

			[bookmark: foot1]Siehe »Der schlimmste Feind«, S. 108 ff.
	[bookmark: foot2]Auch meine Schrift »Die große Lüge: Belgien«.
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Zeiten«, S. 119.


	
		
		Ohne Bismarck.

		 

		» Plus cela change, plus
cela reste la même chose«.

		(Boulevardspott.)

		 

		Im April 1882 hat Bismarck erklärt, die äußere Politik mache ihm
jetzt keine einzige schlaflose Stunde. Die Uhr sei seit zehn
Jahren so aufgezogen, daß sie von selber ginge. Frankreich und
England fragten Deutschland um Rat, Österreich tue nichts ohne
Anfrage, Italien mache förmlich den Hof und nun komme selbst
Rußland entgegen.

		Wir waren niemand nachgelaufen. Und es waren nicht nur die
Unwägbarkeiten des Zaubers geschichtlicher Größe, die von Bismarcks
Person ausgingen, sondern die straffe Führung der an Stärke wie an
Freiheit, an Klarheit ihrer Ziele wie an Ungezwungenheit ihrer
Mittel, an schonender Rücksichtnahme auf Bedürfnisse des Gegners
wie an Sicherheit des eigenen Entschlusses gleich natürlichen und
deshalb Achtung fordernden deutschen Politik, die dem Reiche
inmitten der eifersüchtigen Gegner von ehedem seinen unbestrittenen
Platz verbürgte.

		Im Gegensatze zu den Erwerbsgenossenschaften, mit denen das
Balkanvorspiel dieses Weltkrieges eingesetzt hat, war das Bündnis
mit Österreich-Ungarn für Bismarck »eine Assekuranz«. Noch einmal
war es ihm im Jahre 1884 dann gelungen, eine Verständigung der drei
Kaiser über eine wechselseitige, wohlwollende Neutralität zu
erreichen. Aber es war ein letztes Aufflackern dieses Gedankens
damals in den Tagen vor der Hirschbrunst im weltabgeschiedenen
Leibgehege des Zaren zu Skierniewice, über dessen Achtzehn- und
Sechzehnender nun auch alle Schrecken des Weltkrieges hingebraust
sind. Schon bei der Erwiderung des Kaiserbesuches in dem mährischen
Städtchen Kremsier am 25. August 1885 war die scheue
Unbeständigkeit des mißtrauischen Alexander III. hervorgetreten,
und seine Beziehungen zu den panslawistischen Führern ließen die
Bedingtheit der russischen Versicherungen ahnen, die dann in der
Sendung des General Kaulbarsch nach Bulgarien [bookmark: page26]und der Vertreibung des
Battenbergers ihre Bestätigung fand. In Bismarcks Politik freilich
war diese Wendung vorgesehn. Die Österreich-Ungarn vorgeschlagene
»Demarkationslinie«, die am Balkan Bulgarien als russisches,
Serbien und Bosnien als österreichisches Interessengebiet erklärte,
wurde deutscherseits auf alle Fälle festgehalten. Ebenso
deutlich hatte Bismarck zu verstehn gegeben, daß die natürliche
Entwicklung der Dinge an der unteren Donau nicht zugunsten
Rußlands verliefe und er hatte andererseits erklärt, daß das
Verteidigungs-Bündnis nicht sich in eine Angriffsgenossenschaft
verwandeln und am Ende Herrn gar Layard, dem damaligen britischen
Botschafter in Konstantinopel, einen Blanko-Wechsel für die
Unterstützung der englischen Orientpolitik ausstellen dürfe.
Ebensowenig dürfe sich das Deutsche Reich » als Hetzhund gegen
russische Bosporusgelüste« mißbrauchen lassen, zumal Rußland
für den Fall eines Krieges mit England nur der Neutralität mit der
Pforte bedürfe, um die Dardanellen geschlossen zu halten. Nachdem
es über den Fall des Battenbergers zum Bruche zwischen Wien und
Petersburg gekommen war, schloß Bismarck den
Rückversicherungsvertrag mit Rußland, der das Gleichgewicht, so gut
es ging, wiederherstellte, und Deutschland blieb die Zunge an der
europäischen Wage.

		Der Gegensatz zwischen England und Rußland hinderte immerhin
nicht, daß auch Bismarck unter dem » cauchemar des coalitions« (Albdruck von
Bündnissen) litt, den er bereits 1877 gegenüber dem Grafen
Schuwalow offen zugegeben hatte. Die kühn-besonnenste Politik
konnte nichts ändern an Deutschlands eingekeilter Lage zwischen
feindlichen Mächten und an den Unterströmungen, die in den
Nachbarstaaten immer wieder die amtliche Politik in ihrer Fahrt
hemmten [bookmark: text4]F4. Insbesondere seit dem Berliner Kongreß
erfüllte ihn die »Verlogenheit der russischen Presse« mit Besorgnis
und er beklagte als Erfolg ihrer Entstellung des geschichtlichen
Herganges, »daß die öffentliche Meinung der Russen [bookmark: page27]fortschreitend gegen
Österreich und Deutschland verbittert wird, indem sie alle
Mißerfolge der russischen Politik nicht auf das Ungeschick dieser,
sondern auf die verräterische Hinterlist der benachbarten Reiche
zurückführt«. Insbesondere galt diese Klage der Verdunkelung der
Tatsache, daß Bosnien aus wohlerwogenen Gründen lange vor dem
russisch-türkischen Kriege durch Gortschakow an Österreich
überwiesen sei. »Auf diese Lüge baut sich die Verhetzung auf, durch
welche die ›russische Volksseele‹ zum Kriege gegen die westlichen
Nachbarn im Bunde mit Frankreich vorbereitet wird.« Um so wichtiger
bleibt die Tatsache, daß es Bismarck ein halbes Jahr nach dieser
Äußerung und trotz der beklagten Wirksamkeit des panslawistischen
Führers Katkow gelungen ist, in persönlicher Verhandlung mit dem
Zaren den Draht Berlin-Petersburg wiederherzustellen und so »den
negativen Pol in Paris und den positiven in Petersburg«
auseinanderzuhalten.

		Die englische Politik und insbesondere der Prinz von Wales haben
natürlich fortgesetzt versucht, »uns gegen Rußland zu engagieren«,
wie Bismarck schon im Mai 1884 geäußert hat. Auch das freundliche
Bemühen Lord Randolf Churchills vom September 1886, gegen Rußland
in der bulgarischen Frage Stellung zu nehmen mit der Versicherung,
daß England dann »voll und loyal mitgehen« würde, war sicher einer
gleich liebenswürdigen Absicht entsprungen. Allmählich aber mußte
England sich überzeugen, daß Deutschland für das seit zwei
Jahrhunderten betriebene Spiel nicht mehr zu haben sei und es
vorziehe, eigene Politik zu treiben.

		Es berührt uns heute eigenartig genug zu lesen, daß Bismarck
schon zur Zeit der Befreiung Schleswig-Holsteins »dieses
England mit seinen paar tausend Mann Linientruppen und seiner –
dadurch halbgezwungenen – Nichtinterventionspolitik eine ganz
gleichgültige Großmacht« genannt hat, »die sich nur durch ewiges
tantenhaftes Bevormunden einen gewissen künstlichen Einfluß
geschaffen hat, den man auf seine reale Grundlage wieder
zurückführen muß!« Aber schließlich beweisen doch die
Niederzwingung durch unsere U-Boote und die Siege an unserer [bookmark: page28]Westfront die
Berechtigung der Bismarckischen Auffassung: insbesondere dann, wenn
man berücksichtigt, daß die ungeheure Macht, die es heute uns
gegenüberzustellen vermag, nicht sowohl seiner eigenen
militärischen Stärke, als vielmehr der Politik zu verdanken ist,
die von den entferntesten Enden der bewohnten Erde alle Hilfsvölker
in das deutsche Feuer führt.

		Diese Politik hat Bismarck zu verhindern gewußt durch die das
ganze 19. Jahrhundert beherrschenden Pflege des Gegensatzes
zwischen England und Rußland.

		Frankreich hatte sich dank dem Fleiße, der Findigkeit und
Betriebsamkeit seiner Bevölkerung von den Schlägen des Krieges und
der Kriegsschuld der fünf Milliarden ungewöhnlich schnell erholt
und »Gambettas Mahnung« insbesondere darin befolgt, daß es uns die
allgemeine Wehrpflicht nachahmte, ohne die Einrichtung des
Einjährig-Freiwilligen-Dienstes festzuhalten, die für französische
Verhältnisse auch wohl nicht besonders geeignet war. Sehr bald
jedenfalls war das französische Heer an Zahl und Tüchtigkeit dem
deutschen gewachsen und unsere Beziehungen zu dem besiegten
Nachbarn konnten jeden Augenblick durch die Möglichkeit von
Bündnissen gefährdet werden. Um dies zu verhüten, hat Bismarck die
Aufmerksamkeit des Nachbarlandes von dem Belforter Loch damit
abzulenken vermocht, daß er dem eroberungssüchtigen Volke neue
Aufgaben wies, deren Bewältigung auch die Nebenwirkung haben mußte,
einen allzu engen Anschluß Frankreichs an England zu verhüten.
Insbesondere unter der kühnen Politik Jules Ferrys, dessen
Verdienste sein undankbares Vaterland erst nach seinem Tode
gebührend würdigen gelernt hat, benutzte Frankreich die Entfremdung
zwischen der Hohen Pforte und ihren Schutzstaaten in Nordafrika
dazu, 1881 die Oberherrschaft über Tunesien zu erklären. Ein alter
Plan, der seit der Festsetzung in Algier immer gehegt, immer aber
auch am Widerstande des auf seine Mittelmeerstellung eifersüchtigen
England gescheitert war, ging damit seiner Verwirklichung entgegen.
Nunmehr der englischen Zustimmung versichert, konnte Ferry das
tunesische Unternehmen um so ruhiger durchführen, als Italien
[bookmark: page29]damals noch
nicht im Dreibunde stand. Deutscherseits wurde die Landung der
französischen Truppen sofort damit anerkannt, daß unser dortiger
Konsul, Dr. Nachtigal, als erster von allen auswärtigen Vertretern,
sich dem Bei von Tunis durch Vermittelung des französischen
Geschäftsträgers vorstellen ließ. Einmal auf diese Bahn gewiesen,
hat Jules Ferry dann auch die Pläne Leopolds II. zur Festsetzung am
Kongo benutzt und diese noch kurz vor seinem Rücktritte durch das
Vorkaufsrecht auf die Besitzungen der Kongo-Gesellschaft zum
Abschlusse gebracht: wenige Tage, bevor auf der Berliner Konferenz
die Begründung des neutralen Kongostaates als Ergebnis des
deutschen und französischen Zusammengehens ihren Abschluß fand. Es
ist jedenfalls nicht Deutschlands Schuld gewesen, wenn in Ägypten
England die Verdrängung Frankreichs gelang, dessen großem Sohne
Lesseps der Bau des Suez-Kanales zu danken war. Wenn man sich
erinnert, mit welcher Weltfeierlichkeit einst Napoleon die
Eröffnung dieser Verbindung zwischen Asien und Europa vollzogen
hatte, wird man verstehen, wie sehr Clemenceau damit im Dienste
Englands gearbeitet hat, daß er 1881 die Mehrheit der französischen
Kammer dazu bestimmte, die Beteiligung Frankreichs an der
Niederschlagung des Aufstandes von Arabi Pascha in Gemeinschaft mit
England zu verweigern. England gewann damit freie Hand und konnte
mit dem allem Völkerrechte Hohn sprechenden Bombardement von
Alexandria und dem leicht erfochtenen Siege von Tel el Kebir im
September 1882 seinen Einfluß im Nillande unter Ausscheidung
Frankreichs befestigen, das dann folgerichtigerweise später in dem
Marokko-Abkommen seine Entschädigung gefunden hat. Daß diese
schwere Schlappe von Frankreich so leicht überwunden, daß jede
Erinnerung an die siegreichen Heere des ersten Napoleon so leicht
vergessen werden konnte, sprach bereits für die Stärke der
Gegenströmung, die in Bismarcks Ratschlägen eine Ablenkung von
Frankreichs »eigentlicher Aufgabe«, der Revanche, mit
haßgeschärftem Blicke erkannte. Einstweilen hatte die Pariser
Politik ihre kleine Rache gegen England darin gefunden, daß sie
Frankreichs hinterindischen Besitz gewaltig [bookmark: page30]ausdehnte. Wiederum hatte dies
für Deutschland die gute Wirkung, daß Frankreichs entschiedenes
Vorgehen gegen Anam und Tonking England ebenso auf unserer Seite
hielt, wie Italien sich nach dem Verluste von Tunis zum Anschlusse
an den Zweibund gedrängt fühlte. Im Frieden von 1884/85 erhielt
Frankreich die Schutzherrschaft über Anam und Tonking und auch
China öffnete einige Plätze seiner Grenze mit Tonking dem
französischen Handel, so daß aus der Kolonie Kochinchina das nahezu
eine halbe Million Quadratkilometer umfassende Indochina erwuchs,
zu dem später dann auch noch siamesische Gebietsteile und im
japanisch-chinesischen Frieden die Bucht von Kuangtschau durch
Pacht hinzugekommen sind.

		Dem französischen Kapitale bot sich mit diesen
weltpolitischen Unternehmungen eine glänzende Gelegenheit zur
großzügigen Spekulation, und zwar, wie durchaus festgehalten werden
muß, wirklich der Geschäfte und nicht der imperialistischen
Politik wegen. Aber der Tonkinger Feldzug hatte allein 322
Millionen Franken verschlungen und doch Frankreich kurz vor dem
Friedensschlusse noch eine Niederlage eingetragen. Den Anhängern
des Revanchegedankens und Gegnern des deutsch-französischen
Einvernehmens wurde es damit ein leichtes, Jules Ferry 1885 zum
Rücktritte vom Amte zu nötigen, und so mußte er zunächst den
Schlußstein seiner kolonialpolitischen Pläne fallen sehen: die
Eroberung von Madagaskar. Frankreich erlangte zwar im nächsten
Jahre die Schutzherrschaft über die Insel, aber erst 1895 konnte
die Herrschaft der Howas gebrochen und Madagaskar dem großen
Kolonialreiche angegliedert werden.

		Das Zusammengehen Deutschlands und Frankreichs hat uns leider in
jenen Breiten um den Anspruch auf die paradiesischen Komoren
gebracht, auf denen Dr. Karl Schmidt im Mai 1887 namens der
Gesellschaft für deutsche Kolonisation mit dem Sultan Haschim von
Bajini einen Vertrag geschlossen und die deutsche Flagge gehißt
hatte. Die Inseln wurden Frankreich überlassen, das sie 1887
besetzte. Es erscheint vielleicht nicht überflüssig, heute daran zu
erinnern, daß wir auf die den fruchtbaren Lavainseln
gegenüberliegende [bookmark: page31]Mosambikküste in dem sagenhaften
deutschbritischen Abkommen, über das noch kurz vor Ausbruch des
Krieges als unser damaliger Botschaftsrat Herr von Kühlmann in
London verhandelt hat, einen papierenen Anspruch erworben haben,
auf den der Staatssekretär Dr. Solf ja auch jetzt wieder aufmerksam
macht. Diese Ansprüche gleichen als solche ihrem klassischen
Vorbilde, dem Vertrage der Dido über Karthago: es hat immer ein
Ochs dazu gehört, aus dessen Haut die Riemen geschnitten wurden und
eine Macht, die mit Schwertgewalt den Vertrag aufrechterhielt!

		Bismarck hat nicht alle kolonialpolitischen Blütenträume reifen
lassen können. Aber im allgemeinen haben wir, solange er die
Geschäfte führte, nicht aus unserer Haut die Riemen schneiden
lassen, haben vielmehr auf tatsächlichem Machtgrunde aufgebaut.
Wenn er gegenüber England nicht weiter gegangen zu sehn wünschte,
als den tatsächlichen damaligen Machtverhältnissen zur See
entsprach, so hatte das seine guten Gründe [bookmark: text5]F5 in der Verlagerung der europäischen Politik. Unser
gelegentliches Nachgeben gegen französische Wünsche und das darin
beruhende gute Einvernehmen mit Frankreich in Fragen starker
gemeinsamer Belänge hat auch nach Ferrys Rücktritte immer noch gute
Folgen gehabt, bis Bismarcks Nachfolger am 17. Juni 1890 den
Vertrag mit England schloß, der unseren ost- und
südwestafrikanischen Besitzungen, sowie der Kolonie Togo ihre bis
zum Kriege bestandenen Grenzen gegeben hat. Wie bekannt verzichtete
Deutschland in diesem Vertrage auf Witu, dessen Häuptling mit der
Niedermetzlung der Expedition Künzel für diese Preisgabe
quittierte, sowie auf Somali-Land und Uganda und erkannte die
englische Schutzherrschaft über Sansibar an, wogegen Helgoland in
deutschen Besitz kam. Über die Bedeutung dieser letzteren Erwerbung
hat niemals an irgendeiner unterrichteten Stelle, am allerwenigsten
beim Fürsten Bismarck, der geringste Zweifel bestanden. Wenn
gleichwohl der Vertrag getadelt ist, so war dies begründet:
einerseits in dem berechtigten Bestreben des Altreichskanzlers,
vorzeitigem und unklugem Jubelgeschrei über die Bedeutung [bookmark: page32]der neuen Erwerbung
einen Dämpfer aufzusetzen, andererseits aber darin, daß tatsächlich
die Erwerbung Helgolands damals um einen billigeren Preis zu haben
gewesen wäre, als um die Preisgabe Sansibars, das als Insel vor den
Mündungen aller ostafrikanischen Ströme den eigentlichsten
Mittelpunkt des gesamten dortigen Handels bildete und ewig bilden
wird. Insbesondere aber entscheidend war der schwere Fehler, daß
mit diesem Sansibar-Vertrage Deutschlands afrikanische Politik von
der Frankreichs für alle Zeiten getrennt wurde.

		Um die Schwere dieses Fehlers zu ermessen, muß im Auge behalten
werden, wie selbst zu Ferrys Zeiten, insbesondere aber seit seinem
Sturze, der Gedanke der Revanche allen außereuropäischen
Ablenkungen zum Trotze sich in demselben Maße verstärkte, als
Frankreichs Wunden vernarbten. Bismarck nahm sehr wohl wahr, wie
»die Franzosen sich in einen Rausch hineinredeten oder schrieben«
und wie auch seine meisterhafte Staatskunst nicht eine zwar
langsame, aber merklich sich vollziehende Achsendrehung der
europäischen Politik verhüten konnte. Seine große Rede vom 6.
Februar 1888 galt zwar sachlich einem Gesetz-Entwurfe betreffend
Änderung der Wehrpflicht und er erklärte, daß sie nicht im
Zusammenhange stehe mit der europäischen Lage; seine Begründung
ließ aber keinen Zweifel am Gegenteil. Französische und russische
Federn und Reden hatten hinreichend für die Klarstellung der
Begründung gesorgt und die Damen am dänischen Hofe hatten das
Ihrige getan. Das in Brüssel erscheinende Blatt des Ministers v.
Giers sprach mit bekannter Überheblichkeit von der
»Aufrechterhaltung des Friedens und des europäischen
Gleichgewichtes durch ein russisch-französisches Bündnis«. Wenn
etwas geeignet erschien, den aufschäumenden gallischen Übermut und
das frevelhafte Spiel der Parteiführer mitsamt dem dichterischen
Überschwange im Stile Déroulèdes zu dämpfen, so war es gewiß der
Hinweis auf die Gerechtigkeit unserer deutschen Sache und die
trotz unserer gefährdeten geographischen Lage gegebene
militärische Stärke:

		»Wir haben das Material an Offizieren und
Unteroffizieren, um die ungeheure Armee zu kommandieren. Das ist,
was man [bookmark: page33]nicht nachmachen kann. Dazu gehört das ganz
eigentümliche Maß der Verbreitung der Volksbildung in Deutschland,
wie es in keinem anderen Lande wieder vorkommt ...

		Mit der gewaltigen Maschine, zu der wir das
deutsche Heerwesen ausbilden, unternimmt man keinen Angriff. Werden
wir angegriffen, dann wird das ganze Deutschland von der Memel bis
zum Bodensee wie eine Pulvermine aufbrennen und von Gewehren
starren ...

		Wir können durch Liebe und Wohlwollen leicht
bestochen werden, vielleicht zu leicht, aber durch Drohungen ganz
gewiß nicht. Wir Deutsche fürchten Gott, aber sonst nichts in der
Welt, und die Gottesfurcht ist es schon, die uns den Frieden lieben
und pflegen läßt, wer ihn aber trotzdem bricht, der wird sich
überzeugen, daß die kampfesfreudige Vaterlandsliebe, welche 1813
die gesamte Bevölkerung des damals schwachen, kleinen und
ausgesogenen Preußens unter die Fahnen rief, heutzutage ein
Gemeingut der ganzen deutschen Nation ist, und daß derjenige,
welcher die deutsche Nation irgendwie angreift, sie einheitlich
gewaffnet finden wird und jeden Wehrmann mit dem festen Glauben im
Herzen: Gott wird mit uns sein!«

		Die wuchtige Rede hat den beabsichtigten Eindruck wohl nur dort
verfehlt, wohin sie am wenigsten gerichtet war: in Rußland ist sie
als eine durch die dortigen Rüstungen hervorgerufene
Herausforderung empfunden und dem entsprechend gegen Deutschland
verwertet worden. Es ist die Tragik der deutschen Politik gewesen
und hinfort in wachsendem Maße geblieben, daß unsere Bemühungen, zu
dem Nachbarreiche, auf das wir schon unserer langgestreckten Grenze
wegen hingewiesen waren, in eine annehmbare freund-nachbarliche
Stellung zu gelangen, scheitern mußten am Emporsteigen der
französischen Macht, die damit für Rußland als Nachbars Nachbar zum
natürlichen Bundesgenossen wurde.

		Aber die übrige Welt haben Bismarcks Worte in geradezu
beschwörender Kraft durchzuckt. Mich traf ihre Wirkung auf meiner
einsamen ostafrikanischen Station Usungula. Von Sansibar war der
Bote mit fälliger Post unterwegs. Noch bevor er eintraf, kamen die
Häuptlinge meines Umkreises einer nach dem anderen zu mir, um das
Wort zu erfahren, das Bismarck gesprochen habe. Als ich nach
Empfang [bookmark: page34]meiner Briefe ihnen vorlas, was der Kanzler
gesprochen hatte, ward ich an ihrem nachdenklichen »E-häh-äh!«
gewahr, wie aus ihren Kokosnußschädeln das zaghafte Mißtrauen
schwand, mit dem sie in letzter Zeit auf die arabisch-englischen
Anzettelungen an der Küste hingeblickt hatten. Der einsamste
Pionier auf weltverschollenem Posten durfte sich unter dem Schutze
dieser starken Wirkung Bismarckischer Worte fühlen. Aber an der
Bedingtheit dieses Schutzes haben wir alten Afrikaner am
allerwenigsten gezweifelt im Hinblicke auf die Unzulänglichkeit
einer Kolonialpolitik ohne entsprechenden Flottenschutz. Die
»gemeinschaftliche« Blockade der ostafrikanischen Küste unter den
Admiralen Deinhardt und Freemantle sollte uns das bald genug
anschaulich vor Augen führen [bookmark: text6]F6.

		Die hinreißenden Worte vom 6. Februar 1888 sind Bismarcks letzte
große Rede geblieben. Wie zittert sie noch heute in unsern Herzen
nach; wie hat sich bewahrheitet und verwirklicht, was er
vorschauend damals verkündet hat!

		Unzweifelhaft hat dieser heilsame Hinweis auf unsere realen
Garantien damals auch in Frankreich abkühlend gewirkt. Den
Elsässern hatte Bismarck wiederholt erklärt, daß ihnen entsprechend
dem deutschen Verfassungsleben ein kraftvolles stammliches
Eigenleben gegönnt sein möge. »Fühlen sie sich erst vollständig als
Elsässer, so sind sie zu logisch, um sich nicht gleichzeitig als
Deutsche zu fühlen.«

		Auch das hat der Krieg über alle Halbheiten und Albernheiten der
letzten Jahre hinweg gerechtfertigt. Aber andererseits hat Bismarck
die Schelme, die alle »Schwobe zum Ländle nüs« wünschten, schon am
30. 11. 1874 nicht im Zweifel darüber gelassen, aus welchen
Notwendigkeiten der blutige Krieg von 1870/71 geführt war.

		»Das möchten die Herren doch sich vergegenwärtigen
und sich nicht ihrer Stellung in dem Maße überheben, daß sie einer
Körperschaft von 40 Millionen darüber Vorwürfe machen, daß sie
nicht die Kirchturmsinteressen von Elsaß-Lothringen, sondern
in erster Linie die Reichsinteressen verfolge. Im Reichsinteresse
haben wir diese Länder in einem guten Kriege, in einem
Verteidigungskriege, wo wir uns unserer Haut zu [bookmark: page35]wehren hatten,
erobert; nicht für Elsaß-Lothringen haben unsere Krieger ihr Blut
vergossen, sondern für das Deutsche Reich, für seine Einheit, für
den Schutz seiner Grenzen! Wir haben die Länder an uns genommen,
damit die Franzosen bei ihrem nächsten Angriff, den Gott lange
hinausschieben möge, den sie aber doch planen, die Spitze von
Weißenburg nicht zu ihrem Ausgangspunkt haben, sondern damit wir
ein Glacis haben, auf dem wir uns wehren können, bevor sie an
den Rhein kommen.«

		Diese Auffassung von der entscheidenden Bedeutung
militärischer Gesichtspunkte war auf französischer Seite stets
gehegt. Ludwig XIV. hatte zu oft in Baden und im Elsaß den Erfolg
seiner Waffen als von Straßburg und der Sicherheit des
Rheinüberganges abhängig erkannt, als daß er auf den Besitz des
festen Platzes hätte verzichten können. Für ihn und Louvois
handelte es sich um die militärische Sicherung gegen Habsburgs
Macht. Deshalb war für ihn hinfort Baden das Glacis der
Festung Straßburg und diese selbst der Angelpunkt der Stellung,
die Frankreich, wie wir gesehen haben, vom Ärmelmeere bis zu
den Schweizerbergen vorzuschieben und zu begradigen fortgesetzt
bestrebt war.

		Es liegt durchaus im Wesen dieses geschichtlichen
Kampfes, daß auch jetzt wieder in dem zwischen unseren Feinden
geschlossenen Geheimvertrage das linke Rheinufer Frankreich als
Grenze versprochen ist.

		Als nach der Entlassung Bismarcks und dem Zerschneiden des
russischen Drahtes durch Caprivi der Anschluß des negativen Poles
in Paris an den positiven in Petersburg hergestellt war und die
französische Politik damit gegenüber Deutschland freie Hand bekam,
mußte ihr die Wiederaufnahme der Überlieferung von Louvois
selbstverständlich erscheinen. Die gewaltige Verstärkung, die diese
Auffassung durch Delcassés und Eduards VII. Politik
erfuhr, liegt heute ebenso klar vor unseren Augen, wie daß seit
dem Frühjahr 1899 kein Fleckchen der bewohnten Erde noch dem
Deutschen Reiche gegönnt sein sollte. Daß Frankreich bei diesem
Löwenvertrage wieder einmal die Treulosigkeit des britischen Löwen
außer Betracht gelassen hatte, ist sein Verhängnis geworden und
[bookmark: page36]jeder Hinblick
auf die Einzelheiten des Verlaufes dieser geschichtlichen
Abwandlung bestätigt, wie sehr es sein furchtbares Unglück verdient
hat. Vielleicht würde das Schicksal Europas eine andere Wendung
genommen haben, wenn nicht zur Zeit der ungeheuren Erregung, die
infolge Marchands am 19. September 1898 durch Kitchener zu Faschoda
erfolgter Vergewaltigung in Frankreich ausbrach, ein
Ministerwechsel sich vollzogen hätte, der Herrn Théophile Delcassé
an Stelle von Hanotaux an die Spitze der Geschäfte des Äußeren
brachte. Hanotaux würde doch wohl versucht haben, durch Anlehnung
an Deutschland, dessen Kaiser Frankreich unverwandt mit gesuchter
Zuvorkommenheit behandelt hatte, der englischen Überheblichkeit
Grenzen zu setzen. Aber als der durch die Niederholung der
französischen Flagge gedemütigte Marchand nach Paris heimkehrte,
war der Wechsel des Ministeriums vollzogene Tatsache.

		Zugleich der Umschwung in der französischen Kolonialpolitik. War
diese bisher als großzügiges Geschäft der herrschenden Geldmacht
betrieben, so trat nunmehr der »imperialistische« Zug auch in ihr
in wachsendem Maße hervor. Zunächst allerdings in einem
Geschäftsfrieden mit England. So überraschend dieser kam, so
verständlich war er doch im Hinblicke auf die Erklärung, die
Frankreich nach den Krügerdepeschen des deutschen Kaisers abgegeben
hatte: es habe nur einen einzigen Feind und diesen auf dem
Festlande, England möge seine Politik danach einrichten. Jetzt
reifte die Frucht dieser französischen Geduld. Herr Delcassé, der
sich als Vollstrecker des Vermächtnisses Gambettas fühlte, steckte
unbekümmert um die Betrübnis der Kolonialspekulanten, das kleinere
Übel von Faschoda ein in der Hoffnung, das größere, Deutschlands
Siege von 1870/71, mit Englands Hilfe aus der Welt schaffen zu
können. Und für diese, ihres Erfolges sich in jeder Hinsicht sicher
fühlende Politik mußte das Deutsche Reich als politischer
Zwischenfall erscheinen, sobald sie ihr Augenmerk auf
die inneren Züge des deutschen Lebens richtete. Den
Engländern galt dies von vornherein als selbstverständlich. »
Germaniam esse delendam «,
schrieb damals »Saturday Review« und » Why [bookmark: page37]not?« war die Losung in allen Klubs.
Von den Subalternen-Gepflogenheiten unserer Politik waren sie stets
innerlich angewidert gewesen mit den einzigen beiden Ausnahmen der
Zeiten Friedrichs des Großen und Bismarcks. »Starker Arm, schwacher
Kopf«, blieb englisches Urteil über Preußen-Deutschland.

		Die Franzosen lernten nun wieder ebenso denken und die
Erinnerungen an die Bedientenhaftigkeiten des Erfurter Fürstentages
und die Rheinbundzeit frischten sich auf. Was sie nun an
Deutschland am tiefsten befremdete und mit Widerwillen erfüllte,
war nicht der Gegensatz zwischen dem jungen Herrscher und dem
Begründer des Deutschen Reiches. Zwar haben sie die zartfühlenden
Aufmerksamkeiten und Höflichkeiten, die der Kaiser ihnen erwies,
oft genug mit unziemlicher Taktlosigkeit beantwortet. Aber für die
Tragik in dem zwischen dem Kaiser und Bismarck aufklaffenden Risse
haben doch ihre besseren Köpfe oft genug Verständnis bewiesen. Mit
Ekel dagegen mußte sie wie alle Welt die Beobachtung der Stellung
erfüllen, die breite Kreise unsres Volkes zu diesem Falle
einnahmen.

		Als der Altreichskanzler im Jahre 1891 vom Reichstagswahlkreise
Geestemünde als Kandidat aufgestellt wurde, erhielt er beim ersten
Wahlgange 7635 Stimmen, der sozialdemokratische Zigarrenhändler
Schmalfeld 3810, der deutschfreisinnige Adloff 2576, der Welfe
Freiherr v. Plate 2308. In der Stichwahl stimmten die Welfen für
Bismarck, der infolgedessen 10 549 Stimmen erhielt, während auf
Schmalfeld 5504 Stimmen fielen. Im Wahlkampfe hatte der freisinnige
Führer Theodor Barth kein Bedenken getragen, zu erklären,
daß er einen Sozialdemokraten lieber wählen würde als Bismarck!

		Ehre den Welfen von Geestemünde, die damals deutschbewußt
gehandelt haben, obwohl sie noch nicht in der Lage gewesen sind,
die Politik ihres Fürstenhauses mit Bismarcks Augen auch unter dem
Gesichtspunkte des englischen Einflusses in Deutschland zu
betrachten, wie sie heute versöhnteren Sinnes es wohl tun! Den
anderen hat der französische Konservative Granier de Cassagnac in
seinem Blatte » Le pays« das Urteil
gesprochen: [bookmark: page38]

		»Die Deutschen versagen Bismarck einen elenden
Reichstagssitz; sie haben kein Herz: da, wo es sein sollte, haben
sie nur einen Bauch, um ihn mit Sauerkraut und Blutwurst zu füllen.
Hätte Bismarck für uns die Hälfte dessen getan, was er für
Deutschland tat – hundert Wahlkreise würden sich um die Ehre
reißen, ihn ins Parlament wählen zu dürfen.«

		Im Abstande, wie die Betrachtung zwischen
nachbarlich-feindlichen Ländern ihn bietet, erscheinen derartige
Fehler bezeichnend für die Gattung. Die leitenden
Persönlichkeiten verkörpern die schlimmen Anlagen ihres Volkes,
sie erhalten und verstärken sie. So stellen im Lande
des gleichen allgemeinen Wahlrechtes die Fehler eines politischen
Zigarrenmachers sich nicht minder schlimm dar als die gleichen
eines Staatsmannes, und aus dem Querschnitte des Ganzen mußte sich
für Frankreich das Urteil ergeben, daß die Kreise, die in
Deutschland das anwachsende Unheil mit der Klarheit sahen, in der
es heraufzog, ohne jede Bedeutung blieben, daß dagegen die
überwiegende Mehrheit des Volkes hinter der Presse und
den Parteien stünde, die für das Wesen der
französisch-englischen Einkreisungspolitik und die von Rußland her
drohenden Gefahren keinerlei Verständnis zeigten.

			[bookmark: foot4]Siehe »Bismarcks erster und
letzter Gedanke«.
	[bookmark: foot5]Siehe die Schrift: »Bismarcks erster und letzter
Gedanke«.
	[bookmark: foot6]Siehe
»Bismarcks erster und letzter Gedanke«.


	
		
		»Der kommende Krieg«.

		 

		»Eine gerechte Kritik darf nicht den nachmaligen
Lauf der Dinge, nicht die Kenntnis der Verhältnisse, wie sie
nachträglich vorliegen, zum Maßstab ihres Urteils nehmen, sondern
muß sich fragen, was konnten die Leiter der Begebenheiten zur Zeit
ihres Handelns davon wissen.«

		Moltke.

		 

		Als zum dritten Male die deutschen Truppen siegreich heimkehrend
durch das Brandenburger Tor gezogen waren, hatte sich Deutschland
wie ein neues Gestirn am Himmel der Weltgeschichte erhoben. Jetzt
verblaßte es, ohne daß die Mehrheit der Deutschen selbst es fühlte.
Auf der anderen Seite aber blieb der haßgeschärfte Blick nicht
blind [bookmark: page39]für
diesen langsam gegen Abend weisenden Niedergang und am wenigsten
konnte in den Klubs von Paris und London verborgen bleiben, mit
welcher Verblendung in Deutschland selbst die Aufgaben verkannt
wurden, die sich in die Worte » Jena oder Sedan?«
zusammendrängten. Gewiß hat es auf beiden Seiten des Kanals auch
damals immer noch Männer gegeben, die tiefer blickten und
durchschauten, daß hinter dem Staube der Alltagspolitik unser
unbekümmert arbeitsames fleißiges Volk in Wissenschaft, Ackerbau
und Industrie seiner Arbeit nachging. Aber wiederum stellte sich
diese Unbekümmertheit für alle diejenigen Franzosen und Engländer
als eine Beleidigung dar, die sich nicht verhehlen konnten, wie
sehr die deutsche Industrie ihre westlichen Nachbarn überflügelte.
Schon der eine Blick auf die Roheisenerzeugung, wie sie jedem
französischen und englischen Hüttenmanne und Maschinenbauer, den
belgischen nicht zu vergessen, sich aus der Beobachtung des Marktes
aufdrängte, mußte ihn darüber belehren, was die Anschreibung dann
bestätigte: daß von vier Millionen Tonnen deutschen Eisens gegen
7,6 Millionen Tonnen englischen Eisens im Jahre 1867 das Verhältnis
sich immer gewaltiger verschob, um schließlich im Jahre 1911 auf
deutscher Seite 15,5 Millionen aufzuzeigen, während England es nur
auf 10 Millionen hatte bringen können, also von einem Vorsprunge
von 3,6 auf ein Zurückbleiben von 5,5 Millionen heruntergekommen
war. Unwillkürlich zwang schon diese Wahrnehmung den Eifersüchtigen
den Wunsch auf, die deutschen Erzgebiete zu beschränken und
womöglich die rheinisch-westfälische Industrie zu zerstören. Die
hieraus sich für unsere Feinde ergebenden unerbittlichen
Notwendigkeiten konnten, bis zur letzten Folgerung
begriffen, nur die völlige Zerschmetterung unsres ganzen
Staatsgefüges und die dauernde Wiederherstellung der Zustände
bezwecken dürfen, wie sie zur Zeit des großen Colbert und nach der
Zerstörung der Pfalz durch Mélac hergestellt waren – oder der
Beginn eines Krieges mit Deutschland wäre wahnwitziger Selbstmord
gewesen! Deshalb hat das französische Volk nicht ohne Zittern und
Zagen sich in die Entschlußkraft hineingelebt, die das Ungeheure
von ihm [bookmark: page40]forderte. Man denke nur zurück an den panischen
Schrecken, der zuweilen in Lüneweiler und Nanzig ausbrach, wenn um
parteipolitischer Mätzchen willen gelegentlich von Paris aus das
Gerücht aufstieg, Deutschland plane einen Präventiv-Krieg, wie z.
B. im Juni 1908, als Kaiser Wilhelm in berechtigter
Entschlossenheit an Bord des Dampfers »Ozeana« dem Bürgermeister
Dr. Burchardt zugerufen hatte: »Die Hamburger und ich, wir
verstehen uns! ... Sie sollen uns nur kommen!«

		Es hat in Frankreich zu keiner Zeit ganz an der Sorge gefehlt,
daß ein neuer Waffengang mit Deutschland, zu dem das Land sich
ununterbrochen rüstete und durch Bündnisse zu stärken suchte, zu
einer vernichtenden Niederlage von weit schlimmerer Wucht als die
von 1870/71 führen könne. Bismarcks Politik war gerade von diesem
Rentnertume deshalb wohltuend empfunden. Aber sie wirkte lähmend
auf den von den politischen Advokaten »entflammten Volksgeist« und
das Programm von Nanzig vom Jahre 1907, nach dem die
einflußreichsten Politiker Frankreichs um der Vergeltung willen
alle militärischen Überseezüge, die auf Erwerb von Kolonien
abzielten, bekämpft sehn wollten. Dies war namentlich auch die
Politik der Monarchisten. Erst die diplomatischen Erfolge von
Algeciras lenkten die Aufmerksamkeit auf die, freilich den
französischen alten Afrikanern längst wohlbekannte Bedeutung der
Kolonien für die Verwendung farbiger Truppen auf dem künftigen
europäischen Kriegsschauplatze. Die in den Kongosümpfen erstickende
deutsche Marokkopolitik befestigte diese Überzeugung um so
mehr, als seit 1906 die Grundlagen der englisch-französischen
Heeresvereinbarung festlagen. Wie erinnerlich erklärte schon im
Januar 1906 der großbritannische Militärattaché Barnardiston dem
belgischen Generalstabsführer General Ducarne, daß Großbritannien,
für den Fall eines deutschen Angriffes auf Belgien 100 000 Mann
britischer Truppen in Calais und Dünkirchen landen lassen würde.
Über die Rolle, die Belgien als Hehler des von England und
Frankreich geplanten Einbruches in seine eigene Grenze gespielt
hat, habe ich in meiner Schrift »Der [bookmark: page41]schlimmste Feind« [bookmark: text7]F7 das Erforderliche gesagt. Inzwischen haben
die wertvollen Funde, die sich für unsre amtliche Politik in den
Archiven von Brüssel ergeben hatten, sich durch entsprechende
Aktenstücke von Nisch und Bukarest in bemerkenswerter Weise
vermehrt und der breiten Öffentlichkeit bewiesen, welche
maßgebenden Belege für den feindlichen Willen Englands, Rußlands
und Frankreichs bestanden haben. Auch aus dem veröffentlichten
Berichte des früheren russischen Gesandten in London, Grafen
Benkendorff, ergibt sich, von welcher Seite die Anregung ausging,
die Landmächte des europäischen Festlandes gegen die Mittelmächte
in den Krieg zu zwingen. England wollte ja zunächst sich nur mit
schwacher Kraft beteiligen, um dabei gewesen zu sein und beim
Friedensschlusse den Rahm abschöpfen zu können. Insbesondere aber
haben die Erklärungen des redseligen englischen Generals Townshend
den letzten Schleier von der Sachlage gerissen. Nach einem von der
»Norddeutschen Allgemeinen Zeitung« am 20. Mai 1916
veröffentlichten Berichte des früheren kaiserlichen Konsuls in
Johannisburg hat Lord Townshend ein Gespräch wiedergegeben, das er
über Englands Kriegsabsichten mit Lord Roberts geführt hatte.
Letzterer hatte darin erklärt, es werde bestimmt ein Krieg zwischen
Deutschland und Frankreich ausbrechen, in dem England sich auf
Frankreichs Seite stellen werde. Der ganze Kriegsplan sei bis aufs
einzelste zwischen Frankreich und England abgekartet. England werde
120 000 Mann in die Gegend von Lille werfen. Townshend, der
inzwischen bei Kut el Amara gefangen genommen worden ist, hat die
Tatsache dieser Unterhaltung gegenüber dem Vertreter der türkischen
Zeitung »Hilal« am 17. Juni 1916 zuzugeben.

		Welchem mit halbwegs offenen Augen in die Welt blickenden
Politiker oder Tagesschriftsteller wäre denn diese Sachlage damals
verschlossen geblieben? In Belgien war bereits 1906 die bekannte
Schrift » Une guerre
franco-allemande« erschienen, deren Verfasser sich
»Cassandra« nannte und bei seiner gründlichen Kenntnis des ganzen
Kriegsplanes ohne [bookmark: page42]weiteres als ein belgischer Generalstabsoffizier
erkennbar ward, dem es darauf ankam, durch ein düsteres Gemälde des
deutschen Einfalles in Belgien die Bevölkerung für die Aufgaben
einer größeren Rüstung im Sinne des französisch-englischen
Zusammengehens zu entflammen.

		Das Buch ist noch heute sehr empfehlenswert. In deutscher
Ausgabe ist es in der Übersetzung von Max Roeder im Verlage der
Kameradschaftlichen Kriegsbeschädigten-Fürsorge der Deutschen
Hauswirtschaftsgesellschaft in Aachen erschienen. Generalarzt Prof.
Dr. Jaeger weist in einem Geleitworte noch besonders darauf hin,
wie der Verfasser ausführlich den tatsächlichen Stand unseres
Einmarschrechtes in Belgien aus dem Vertrage vom 19. April 1839
klargelegt hat.

		Eine ganze Bücherei dieser Art lag bereits vor. Bereits im Jahre
1894 hatte der Konteradmiral P. Colomb im Vereine mit drei
Schriftleitern der »Times« ein Zukunftsgemälde »Der große Krieg von
189*« herausgegeben, das eine ganz merkwürdige Vorahnung bestimmter
Vorgänge enthält, den Fürstenmord vom Belgrader Konak und russische
Umtriebe schildert, die außerordentlich lebhaft an die Ereignisse
des Sommers 1914 erinnern. Deutschland erklärt darin, nachdem
Österreich in Serbien eingefallen ist, Rußland den Krieg.
Frankreich läßt seine Kriegserklärung gegen Deutschland folgen, das
dann durch Belgien marschiert. England nimmt nach dieser englischen
Darstellung natürlich am Kampfe nicht teil, sondern spielt den
Friedensengel.

		Auch ein französisches Buch der Art lag seit dem Jahre 1906
bereits vor in Grand-Castenets »Europas Onkel«. Dieser ist
natürlich Eduard VII. und für den Verfasser ist die Weltfrage schon
damals: wird Europa englisch oder deutsch sein? Für sein
französisches Vaterland befürchtet er, daß es infolge des Krieges
zu einem Schutzstaate von England herabsinken werde.

		Im Jahre 1911 erschien dann im Verlage der Lütticher Zeitung »La
Meuse« eine Kriegserzählung von Darlon unter dem Titel »Lüttich
unverletzt«, eine Verherrlichung des Größeren Belgiens, wie wir sie
auch in den bekannten Kriegszielen des Herrn de Brocqueville kennen
gelernt haben. Die Deutschen verlieren darin nach Belgiens Wünschen
alle [bookmark: page43]Schlachten, das französische Heer überschreitet
die Elbe, während die Russen diesseits der Oder stehen. England
schließt alle deutschen Häfen, Sachsen und Bayern fallen vom
Deutschen Reiche ab und der Kaiser muß um Frieden bitten. Das
Deutsche Reich, dies seit 1870 bestehende Ärgernis der ganzen Welt,
wird aufgelöst. Süddeutschland kehrt zu den alten
Rheinbundüberlieferungen zurück, Elsaß-Lothringen kommt natürlich
an Frankreich und das ganze Deutschland rechts der Oder fällt an
Rußland. Belgien ist so bescheiden, sich mit dem Kreise Malmedy und
dem Häuflein der Wallonen zu begnügen.

		Neben diesen Zukunftsträumereien wies aber das
kriegsfachmännische Schrifttum bereits eine ganze Reihe von Werken
auf, die aus der Kenntnis bestehender Dinge berechtigte
Zukunftsschlüsse ziehen. So gab der Major im japanischen
Generalstabe, Otojiro Kavakami, im Jahre 1912 in einem in
Groß-Lichterfelde erschienenen Buche »Der europäische Krieg von
1913« eine gute Voraussage der tatsächlichen Ereignisse, wie sie
sich erfüllt haben. Nach seiner Vorstellung ist England der
eigentliche Anstifter des aus den Balkanwirren entstehenden Krieges
und Frankreich unterliegt, obgleich Italien und Belgien sich auf
seine Seite stellen. Der Gang der Ereignisse entspricht nicht
Frankreichs Wünschen. Lüttich, Namen und Malberghe fallen und die
Entscheidung liegt schließlich im Norden Frankreichs.
Bemerkenswerterweise rechnet Kavakami auch mit einer
vorübergehenden Besetzung Mülhausens durch die Franzosen.

		Unter den ernsten französischen Schilderungen ist die von
François Delaisie aus dem Jahre 1911 die bekannteste. Sie führt den
Titel »Der kommende Krieg« und gibt England als den eigentlichen
Urheber und als Ziel die Vernichtung der deutschen Industrie und
die Absperrung der deutschen Häfen an. Delaisie rechnet damit, daß
sich das Schicksal beider Reiche in der Umgebung von Antwerpen
entscheiden werde. Mit dem Verluste von Kiautschou durch Japan, den
er voraussieht, haben wir ja alle gerechnet. Unsere Abneigung zur
Befestigung von Tsingtau begründete sich auf der Erkenntnis von der
Nutzlosigkeit, diese Stellung gegen Japan halten zu wollen.
Ausgesprochen hat das [bookmark: page44]im Jahre 1912 der General v. Bernhardi in der
Berliner Zeitung »Die Post«. Jeder Kenner Rußlands wußte in jener
Zeit, daß die Probemobilisation nichts anderes als die erneute
Einleitung zu der großen weltgeschichtlichen Abrechnung
darstellte.

		Die Mehrheit des deutschen Volkes aber schwelgte damals
unentwegt in Liebeswerbungen um Englands Gunst. Die Bürgermeister
der deutschen Städte, Vertreter der evangelischen Geistlichkeit,
die hellsten Köpfe unter den deutschen Zeitungsmännern wetteiferten
in Verbrüderungen mit den innerlich grinsenden englischen Freunden
und erklärten es nach der Rückkunft von England für ganz unmöglich,
daß wir mit dem prächtigen englischen Volke jemals würden die
Waffen kreuzen müssen. Eine im Auftrage unserer Londoner Botschaft
verfaßte Schrift »Weltpolitik und kein Krieg« legte die Torheit
unsrer Besorgten dar. Und das Auswärtige Amt hielt es nicht der
Mühe für wert, unsre Rechtslage gegenüber dem »neutralen« Belgien
und insbesondere die Wirksamkeit des von »Cassandra« so
eindringlich betonten Vertrages von 1839 zu studieren. Wie ein
verschmähter Liebhaber verteidigte sich Deutschland gegen den von
britischer Seite mit hündischem Hohne erhobenen Vorwurf, der
Weltstörenfried zu sein!

			[bookmark: foot7]a.
a. O. S. 96 ff.


	
		
		Reichsländische Wetterschauer.

		 

		»Es gibt eine elsaß-lothringische Frage.«

		 

		Die Franzosen wußten selbst am besten, daß der deutsche Begriff
»Reichslande« erst im Frankfurter Frieden geprägt ist und daß das
alemannische Elsaß mit dem fränkisch-keltischen Lothringen weder
geschichtlich, noch stammlich, noch gewerblich das Allergeringste
gemeinsam hatte. Mit umso größerer Genugtuung verzeichnten sie die
Fortschritte ihrer Aufklärungsbestrebungen im Elsaß und die
Tatsache, [bookmark: page45]daß in
allen Fragen des nach ihrer Meinung einzig rechten Schliffes und
guten Tones, des unnachahmlichen »Chic«, der vom deutschen
Schick sich so witzig freizuhalten wußte, auch für die
vornehmen Elsässerinnen Paris bestimmend blieb, und zwar nicht nur
in der Kleidermode, sondern auch in der Mode der so entzückend
schnell wechselnden Ismen der bildenden Kunst. Immerhin war in
diesem Wechsel nicht gänzlich der élan der nervenstärkenden Blutmalerei erloschen,
wie sie Maignan und Rochegrosse Anfang der 80er Jahre ausgestellt
hatten und wie sie immer noch in Neuvilles gemalten Revancherufen
ihr Vorbild sah. Sehr bald hatte diese Richtung mit pariserischer
Rührseligkeit auch das trauernde Elsaß entdeckt und, siehe
da: die einst von den Konventmännern zu Straßburg verbotene
mode allemande wurde nun in Paris zum
dernier cri, zum Schrei des
französischen Herzens, und die schöne Verkörperung des trauernden
Elsaß spielte bei allen nationalen Kundgebungen an der Bildsäule
von Straßburg eine immer stärker werbende Rolle. Auch im Februar
1908 bei der Einweihung des Denkmals für Scheurer-Kestner im
Luxemburg-Garten zu Paris, zu der der Ministerpräsident Clémenceau
jene Rede hielt, in der er mit dem Hinweise auf »das Elsaß der
Geschichte« ein sicher nicht unbeabsichtigtes Gegenstück zu der
Erklärung des Ministers des Auswärtigen, Herrn Stephen Pichon über
Deutschlands Verhalten in Marokko herausstellte. Die
Schwierigkeiten, die im Schoß der damals beregten Nordsee- und
Ostseefrage, sowie in dem Gegensatze zwischen Österreich-Ungarn
einerseits und Rußland, Frankreich, Serbien und Italien anderseits
lagen, kündeten bereits deutlich das heraufziehende Gewitter an und
ließen es Herrn Clémenceau wohl erlaubt erscheinen, das heilige
Feuer des Rachegedankens in den französischen Herzen zu schüren
ohne einen kalten Wasserstrahl von deutscher Seite befürchten zu
müssen. Man konnte sich auch dem Eindrucke nicht entziehen, daß
Herr Clémenceau zu seiner Rede von protestlerischer Seite aus dem
Reichslande selbst ermutigt war, und daß er sich nach dieser
Richtung hin eine gute Wirkung von der Betonung »des
geschichtlichen Elsaß« versprach. Denn es war gewiß [bookmark: page46]kein Zufall, daß im
Elsaß-Lothringischen Landesausschuß damals darauf
hingewiesen wurde, die internationale Lage des Deutschen Reiches
sei nicht danach angetan, daß es an beiden Grenzen die Mißstimmung
einer Bevölkerung, im Osten die der Polen, im Westen die der
unversöhnten Reichsländer, vertragen könne. Wenn die Regierung taub
bleibe gegen alle Bitten des Landes, so werde man
eindrucksfähigere Mittel anwenden müssen, als die
bisherigen. Ganz Europa werde den Notschrei
Elsaß-Lothringens hören; denn was man auch sagen möge, es
gebe eine elsaß-lothringische Frage.

		An sich ließ sich ja freilich nicht bestreiten, daß es eine
elsaß-lothringische Frage seit 1871 tatsächlich gab.
Scheurer-Kestner, dessen Denkmalsenthüllung dem französischen
Ministerpräsidenten Anlaß zu seiner Rede gab, war ein Elsässer
gewesen. Und auch der Oberst Göpp, der im März 1907 der Hoffnung
Ausdruck gab, daß der Krieg bald kommen und sein Dorf an dem Ufer
der Saar wieder französisch machen werde, war ebensolch ein
Elsässer wie der dienstälteste Offizier seines Regimentes,
Oberstleutnant Wirbel, der vor der Front versicherte, daß eines
kommenden Tages das tapfere Sechsundzwanzigste noch die Freude
haben werde, Frankreich die Heimat seines scheidenden Obersten
zurückzugeben. In der Blutsvergessenheit dieser Elsässer lag die
elsässische Frage.

		Nur aus ihr heraus erklärt sich auch der Aberglaube von dem
unersetzlichen Bildungswerte des Französischen. Dieser setzte sich
deshalb immer unzerstörbarer in den alemannischen Dickschädeln fest
und es gab kaum noch eine Käsehandlung, die nicht ihre Ware zur
besseren Empfehlung in das » Journal
d'Alsace Lorraine« gewickelt hätte. Selbst Leute, die zur
französischen Zeit bei ihrem Elsässisch geblieben waren, fühlten
sich nun, um nicht gar zu ungebildet zu erscheinen, gedrängt,
mindestens für ihre Kinder eine Pariser Erzieherin kommen zu
lassen.

		Die Zusammenhänge dieser französischen Hetze mit gleichzeitigen
unterirdischen Arbeiten in London sind keinem aufmerksamen
Beobachter damals entgangen. Man brauchte ja nur auf Belgien zu
blicken und die dortige hetzerische [bookmark: page47]Tätigkeit der » Associations pour la vulgarisation de la langue
française«, die unter dem Einfluße der großen » Alliance française« standen, die zwar ihren
Wohnsitz in Paris hat, sich aber in Belgien in einer ganz
eigenartigen Weise der Pflege der französischen Sprache und Kultur
befleißigt hat. Die von ihr herausgegebenen Flugschriften haben
mehr als alles andere für die Verwelschung des Landes und die
Verhetzung der Gemüter gearbeitet. Und jeder in ihrem Solde
stehende, mit der Ehrenlegion gezierte oder nach ihr lungernde
Französling hat pflichtgemäß jeden Vlamen verdächtigt, der
deutscher Kultur Verständnis entgegenbrachte, hauptsächlich dank
dieser Wühlarbeit konnte im Auslande der Anschein erregt werden,
als ob man es in dem Zwitterstaate Belgien mit einem ganz und gar
romanischen Staatswesen zu tun habe. Auch den Zusammenhang dieser
Hetzarbeit mit gleichartigen Erscheinungen in aller Welt fühlte man
in hundert kleinen Einzelheiten heraus. Heute wissen wir aus einem
Berichte des Central Committee for national
patriote Organisations, wie auch zu der Verhetzung, die im
Elsaß so tolle Blüten trieb, die englische Hand die Drähte gezogen
hat, an der die Marionetten der Lorraine
sportive, des Souvenir
français und der zahlreichen angeblich wissenschaftlichen
Gesellschaften und Klubs tanzen mußten. Dieser ganze
Verleumdungsfeldzug hat, wie der genannte Bericht erweist, in
London sein Hauptquartier und seinen Generalstab gehabt. Er ist es
gewesen, der in Großbritannien überall dort, wo für den Krieg keine
Begeisterung herrschte, durch 250 kriegschürende Wanderredner in
etwa 15 000 Versammlungen gearbeitet und bis in die kleinsten
Dörfer eine Fülle von Literatur, Büchern, Zeitungen und
Flugblättern an die Arbeiter und Schulkinder verteilt und damit der
Bevölkerung Abscheu vor den deutschen Barbaren beigebracht hat. Im
Auslande ist wohl so ziemlich jeder Engländer als Agent dieses
Zentralkomitees herangeholt worden und die ganze
Agitationsliteratur ist in französischer, spanischer,
portugiesischer, italienischer, holländischer, schwedischer,
dänischer, griechischer, rumänischer und – wohlverstanden! – auch
in deutscher Sprache erschienen. Dies letztere doch [bookmark: page48]wohl nicht nur zur bloßen
Erbauung des »Vorwärts« und »Berliner Tageblattes«, sondern
insbesondere für den Teil der elsässischen Bevölkerung, der es in
seiner Begeisterung für die Unersetzlichkeit der französischen
Unwiderstehlichkeit noch nicht soweit gebracht hatte, französische
Schrift lesen zu können.

		Das Komitee hat die zahlreichsten Vertreter der Wissenschaft,
des Handels und Gewerbes, der Industrie usw. in seine Dienste
gestellt, sich aber sorgfältig davor gehütet, auch ausgesprochene
Politiker heranzuziehen, denn bei diesen könnte die Absicht zu
leicht durchschaut werden. Sonst wurde alles mobil gemacht, was nur
zu haben war, nicht zum wenigsten die vielen wissenschaftlichen und
Sportvereine, die Klubs und Gesellschaften aller Art.

		Gegenüber dieser geschickten Wühlarbeit und dem bestechenden
Schimmer einer veräußerlichten französischen Hohlkultur bewies es
einen geringen Eroberungswert, daß man auf altdeutscher Seite,
ähnlich wie dies jetzt in Belgien geschieht, eigensinnig bei dem
Worte »Germanisation« beharrte, obschon es doch ebenso
offensichtlicher Unsinn ist, die Alemannen germanisieren zu wollen,
wie die maasfränkischen Vlamen! wobei es dann auch nicht ausblieb,
daß redlichen Beamten das Vorwärtskommen erschwert wurde, weil sie
gewissen Vorgesetzten von »weiterem Blicke« zu deutsch erschienen.
Das alles war um so betrüblicher, als zweifellos die Unverwelschten
immer noch die überwiegende Mehrheit im Lande bilden; nur wagten
sie nicht mehr den Kopf zu heben gegenüber dem lauten Treiben der
von Paris verhetzten Querköpfe.

		Selbstverständlich ließen die französischen Hetzer sich dies
alles nicht entgehen und richteten ihre Werbung danach ein. In
schlauer Rechnung auf edelmütige deutsche Nachsicht schlich sich
diese Sippschaft unter dem Mantel der ehrfurchtsvollen Trauer um
die gemeinsamen Toten ein als » Souvenir
français«. In Weißenburg und Mülhausen verstanden die
Vertreter dieses Schwindels in einer das deutsche Bewußtsein recht
beschämenden Weise die Gutmütigkeit der Regierung zu mißbrauchen.
Es kam dieserhalb im Deutschen Reichstage am 11. und 13. Dezember
1909 zu einer [bookmark: page49]Erörterung, in der der Reichskanzler davon
sprach, daß hüben und drüben Übertreibungen unterlaufen seien, aber
leider versäumte, für die behauptete Schuld des »Hüben« Belege zu
erbringen. Auch mußte er zugeben, daß politische Momente in die
Feier hineingetragen seien, die unter allen Umständen hätten
ferngehalten werden müssen und daß die Veranstalter den ihnen
seitens der elsaß-lothringischen Regierung gewährten Spielraum
keineswegs mit dem genügenden Takte innegehalten, vielmehr aus
politischem Chauvinismus versucht hätten, die Ehrung der Toten
ihren Zwecken dienstbar zu machen. Gleichwohl meinte Herr von
Bethmann Hollweg, je mehr man sich auf beiden Seiten daran gewöhne,
die Dinge unbefangen anzusehen, um so eher werde Elsaß-Lothringen
aufhören der Schauplatz nationaler Streitigkeiten zu sein. Im
Hinblicke auf die Wirkungen, die die Abschaffung des
Diktatur-Paragraphen gebracht hatte, konnte diese philosophisch
gelassene Beurteilung der elsässischen Vorgänge natürlich pur
ermutigend wirken auf die Chauvinisten drüben und die
leidenschaftlichen »Anti-Chauvinisten« hüben. Die Ausführungen des
Herrn Reichskanzlers fanden Zug um Zug den Beifall des Herrn
Abgeordneten Schräder von der Freisinnigen Vereinigung, der wohl
schon damals etwas wie Regierungsfähigkeit witterte. Man
vergegenwärtige sich, um vollends zu verstehen, die Tatsache, daß
der Kaiser, der den Reichslanden soviel Gutes und Freundliches
erwiesen hatte, in unerhörter Weise in öffentlichen predigten von
der Kanzel herab durch den Pfarrer Mansuy beschimpft war!

		Auf seiten der Elsässer konnte man die geschilderten Torheiten
der vom Bildungsdünkel ergriffenen Kreise ja als Kinderei
bezeichnen. Aber solche Kinderkrankheit war, wie Pfarrer Spieser in
seinem mutigen Buche sehr richtig betont hat, nachgerade chronisch
geworden. Sie steckte an und hatte sich soweit ausgebreitet, daß
sogar viele Altdeutsche an dieser Kinderei Gefallen fanden,
namentlich wenn sie elsässische Frauen hatten. Sie wetteiferten
dann sogar mit den altelsässischen Verwandten der Frau, schon um
nicht als »Schwobe« mißliebig aufzufallen. Der wahre [bookmark: page50]Beweggrund für die
Bevorzugung der französischen Sprache war auch nicht etwa
tatsächlich der irrigen Meinung entsprungen, als ob in der
Zweisprachigkeit ein höherer Bildungswert stecke, er ging vielmehr
von den höheren Gesellschaftskreisen aus, die dagegen »Protest«
erheben wollten, daß nicht sie, sondern die »hergelaufenen«
Altdeutschen das Land regierten. Infolge dieses Einflusses hatte
sich der Gebrauch des Französischen als Haus- und Umgangssprache
der Familien ganz außerordentlich vermehrt. Es konnte deshalb nicht
wundernehmen, daß der Landesausschuß aus »Bildungsgründen und
wirtschaftlichen Gründen« die pflichtmäßige Einführung des
Französischen in den Volksschulen beschloß. Natürlich konnte
die deutsche Regierung diesem Beschlusse nicht beitreten, und
gerade das war wieder Wasser auf die französischen Mühlen, und die
schöne Gestalt des »trauernden Elsaß« war um einen Gegenstand ihres
Schmerzes reicher.

		Auf französisch-lothringischem Boden zögerte man nicht,
sich dieses Hinweises bei den kecken Reden zu bedienen, die bei der
Enthüllung von Kriegerdenkmälern dort gehalten und den breiten
Massen der Reichsländer durch ihre Blätter wortgetreu vorgesetzt
wurden. Da wurde offen gesagt, daß es keine Verjährung gäbe und daß
die Wunde immer offen bliebe. Und als nun vollends auf deutschem
Boden als Denkmal auch die Lothringerin unter der Trikolore
gestattet wurde, fand die Dreistigkeit der französischen Wühler
kaum noch Grenzen und die üble Folge blieb nicht aus. Die
Pilgerzüge nach französischen Denkmälern zählten stark wachsende
Beteiligung und Vereine mit französischem Geiste schossen dank der
deutschen Langmut auf deutsch-lothringischem Boden üppig empor.

		Kein Wunder, daß dann auch dem Elsaß-Lothringischen
Landesausschuß ein von sämtlichen Mitgliedern unterschriebener
Antrag betreffend die Gewährung der Selbständigkeit für
Elsaß-Lothringen zuging. Er verlangte: eine Verfassung nach dem
Vorbilde der des Deutschen Reiches, sowie ein Reichsgesetz
betreffend die Verfassung und Verwaltung Elsaß-Lothringens,
nach dem Elsaß-Lothringen zum selbständigen Bundesstaate erhoben
und als solcher [bookmark: page51]den deutschen Bundesstaaten verfassungsrechtlich
völlig gleichgestellt werde. Nach einem zweiten Antrage sollte der
Landesausschuß für Elsaß-Lothringen oder die für den neuen
Bundesstaat zu schaffende Volksvertretung aus dem allgemeinen,
gleichen, geheimen und direkten Wahlrechte unter Anwendung des
Proporz hervorgehen. Von offiziöser Seite wurde dann berichtet,
dieser Antrag habe an maßgebender Stelle in Berlin eine
freundliche Aufnahme gefunden, soweit er sich auf die
Erhebung der Reichslande zum selbständigen Bundesstaat beziehe.
Ausgeschlossen sei dagegen, daß damit auch die Gewährung des
deutschen Reichstagswahlrechtes für die reichsländische
Volksvertretung verbunden werden könne.

		Dieser Antrag kam sehr zur Unzeit angesichts des damals in
Berlin, Frankfurt und zahlreichen anderen Großstädten beliebten
Gefechtsexerzierens für die Revolution, und der Straßburger
Vorfall enthielt noch die besondere Warnung in der von dem Herrn
Abgeordneten Blumenthal unter Zustimmung der Versammlung
abgegebenen Erklärung, Elsaß-Lothringen wünsche eine
republikanische Verfassung. Zur Erinnerung setze ich die
Worte hierher, die ich am 25. Februar 1910 zu dieser Lage
geschrieben habe.

		»Das hatte gerade noch gefehlt! Elsaß-Lothringen
ist das politische Glacis zwischen dem Reiche und Frankreich, und
es wird dafür gesorgt werden müssen, daß die dortige Bevölkerung
die aus dieser Sachlage sich ergebende Einsicht von den Grenzen
ihrer republikanisch-französischen Wünsche gewinnt. Solange die
Reichslande sich nicht aufrichtig in das deutsche Leben und Wesen
einzufühlen verstehn, kann keine Rede davon sein, ihre unsinnigen
Wünsche auch nur in Erörterung zu ziehen. Es liegt aber klar auf
der Hand, wie sehr die rote Flut auch dies einst mit dem
Blut unserer Väter und Brüder gewonnene teure Land
überspült.«

		Und doch konnte schon Mitte Dezember desselben Jahres an einem
Unglücks-Freitage die Verfassungsvorlage für Elsaß-Lothringen vom
Bundesrate angenommen werden. Am Montage und Dienstage hatte der
Ausschuß für Verfassungsangelegenheiten den vom preußischen
Staatsministerium eingebrachten Entwurf in erster Lesung beraten.
[bookmark: page52]Am Freitag
erfolgte die zweite Lesung und gleich darauf am Nachmittage in
einer Vollsitzung des Bundesrates die Zustimmung zu dem Entwurfe.
Wenn man in Berlin geglaubt haben sollte, mir dieser Verfassung,
die sehr viel demokratischer als die preußische ist, die
Bevölkerung des Reichslandes für den Reichsgedanken zu gewinnen, so
konnte dies sofort als ein Irrtum bezeichnet werden, denn die
reichsländische Presse und Bevölkerung ließ keinen Zweifel daran,
daß nur »eine mit Vertrauen übertragene Autonomie und eine
wirklich freiheitliche Gesetzgebung sie zu befriedigen
vermöge«. Wie sehr aber eine solche die Reichslande zum
Tummelplatze französischer Umtriebe machen würde, konnte
irgendwelchem Zweifel nicht unterliegen. Und der Herr Reichskanzler
hätte doch vielleicht wohlgetan, sich im Dezember 1910 der Worte zu
erinnern, mit denen er am 13. Dezember 1909 unter dem Beifalle des
ruhig und sachlich denkenden Teiles der Reichsbevölkerung erklärt
hatte:

		»Die Gewährung dieser Selbständigkeit erfordert im
Interesse des Reichsganzen Garantien, die in erster Hinsicht
die Elsaß-Lothringer selbst gewähren müssen. Die einfache Erfüllung
der staatsbürgerlichen Pflichten, die sich von selbst verstehen,
genügt dazu nicht.«

		Leider hat Herr v. Bethmann sich zur Verwunderung und zum
Bedauern aller unbefangenen deutschen Politiker schon vier Monate
später eines anderen besonnen und trotz Wahrnehmung des Gegenteiles
der gewünschten »Garantien« dem aufgeregten Völkchen zu der
Verfassung verholfen. Die nächste Wirkung dieser Irrtümer trat im
Januar 1911 hervor in den hoch-und landesverräterischen
Ausschreitungen des französischen Schowinismus bei den Vorgängen in
Metz. Dort hatte sich die » Lorraine
sportive« aufgetan als ein Glied in der langen Reihe
ähnlicher Bestrebungen, die durch den » Souvenir français« schon hinreichend
gekennzeichnet waren. Der Bezirkspräsident sah sich genötigt, den
Verein aufzulösen infolge der Vorgänge, die sich bei der als
Landesfriedensbruch zu kennzeichnenden Erstürmung des »Hotels
Terminus« abgespielt hatten. Nach der »Metzer Zeitung« hatte die »
Lorraine [bookmark: page53]sportive« allerdings Einlaßkarten zu ihrer
dortigen Veranstaltung ausgegeben, doch in einer so großen Anzahl,
daß von einer begrenzten familiären Vereinsfestlichkeit, wie sie
der Erlaubnis entsprach, nicht die Rede sein konnte. Dies zeigte
sich, als die » Soirée sportive et
musicale« um 8 Uhr ihren Anfang nehmen sollte, indem der
Terminussaal von zirka 2000 bis 2500 Besuchern derart dicht gefüllt
war, daß in der Tat kein Apfel mehr zu Boden fallen konnte. Dabei
mußten viele Frauen und Herren, die ebenfalls noch mit Einlaßkarten
versehen waren, wegen Platzmangels umkehren. Das Programm, das eine
gewisse »Stimmung« hervorrufen sollte, enthielt u. a.: Le retour des Clairons (Fanfare) – Tombés au Champ d'honneur (dramatische
Rezitation) – La terre nationale
(Text und Musik) – Qui vive! –
Sonnerie de Clairons. – Ma Normandie (Romanze). – Le vainqueur (Fanfare) – und La retraite de Crimée (Fanfare). – Eine
comédie militaire, betitelt »
Loriot«, in der natürlich nicht
deutsche, sondern – wie alles berechnet war – französische
Uniformen auf der Bühne erscheinen sollten, vervollständigten das
Programm. Das war denn doch der Polizeidirektion zu stark. Und sie
gab am Samstag dem Vorsitzenden der » Lorraine sportive« Samain die Mitteilung,
daß die Polizei die Erlaubnis zur Abhaltung des Konzertes am
Sonnabend abend im Terminussal nicht gestatte. Seitens des
Vorstandes der » Lorraine sportive«
war nichts unternommen worden, um auf Grund des polizeilichen
Verbots das Konzert abzusagen. Die Mitglieder und das geladene
Publikum strömten vielmehr zur angesetzten Zeit in hellen Haufen
zum Terminussal, der jedoch verschlossen war. Die beiden Türen
wurden nun gewaltsam geöffnet. Selbstverständlich konnte die
Polizei die Abhaltung dieser Feier nicht dulden und löste sie unter
ohrenbetäubendem Lärme auf. Auf der Straße kam es infolgedessen
noch zu Kundgebungen, die namentlich vor dem Ney-Denkmal ihren
Gipfel erreichten. Der ganze Platz hallte wider von wilden Rufen,
wie: Vive la Lorraine, vive la Lorraine
sportive, à bas la Prusse, vive la France. Die Polizei
schritt ein. Der Haufe zog weiter durch die [bookmark: page54]Priesterstraße. Voran die Musik,
dann die einzelnen Mitglieder der » Lorraine
sportive« zwischen der großen Menge der Krakehler. Des Weges
daher kommenden Unteroffizieren wurden Schimpfnamen wie
»Spinner«, »Stinkpreußen« nachgerufen. Der auf dem Fabertplatz
diensthabende Schutzmann sah sich den Lärmmachern gegenüber
machtlos. Er forderte auf, den Platz zu räumen. Man mißachtete
diese Aufforderung. Der Beamte verhaftete nun zwei Hauptschreier
und brachte diese auf die Wache. Die Volksmenge folgte ihm und
drängte sich bis auf die Gewehrstützen heran. Der Offizier ließ die
Wache, welche mit Gewehr bei Fuß bereit stand, das Seitengewehr
aufpflanzen und das Militär räumte dann mit Hilfe der inzwischen
eingetroffenen Schutzmannsverstärkungen den Platz.

		Diese Vorgänge konnten keinen Kenner der tatsächlich in den
Reichslanden herrschenden und durch deutsche Schwäche großgezogenen
Stimmung überraschen, was freilich den Mülhauser Genossen Emmel
nicht gehindert hat, den Radau der Lorraine
sportive in Metz nach beliebter alter Übung als bestellte
Arbeit zur Störung des Verfassungsentwurfes hinzustellen. Bestellt
war sie, aber nicht in Berlin, sondern in London vom » Committee for national patriote Organisations«,
worüber noch eingehend zu berichten und zu urteilen sein wird!

		Vergebens wurde von allen Kennern der Reichslande darauf
hingewiesen, daß die Verfassungsvorlage ganz und gar die vom
Reichskanzler 1909 als Grundlage geforderten »Garantien« vermissen
lasse, »die in erster Hinsicht die Elsaß-Lothringer selbst gewähren
müssen«. Noch am 26. Januar 1911 hatte der Reichskanzler gegenüber
dem Abg. Bassermann erklärt, daß durch dessen Ausführungen die
ausführlichen Darlegungen des Staatssekretärs Delbrück nicht
widerlegt seien: »ja ich halte sie überhaupt nicht für
widerleglich«. Herr Delbrück hatte gesagt:

		»Zunächst kann man nur einen solchen Staat als
Bundesstaat aufnehmen, von dem wir wissen, daß er nicht wegen
politischer Sonderinteressen die Aufnahme wünscht, sondern von dem
wir die volle Überzeugung haben, daß er innerlich vollständig seine
[bookmark: page55]Zugehörigkeit
zum Deutschen Reiche fühlt und schrankenlos an den politischen und
kulturellen Aufgaben des Reiches mitwirken will. Daß diese
Voraussetzungen heutzutage schon im Reichslande vorhanden wären,
wird niemand behaupten können und unter allen Umständen nicht
beweisen können.«

		Gleichwohl wurde dem unreifen Lande die Verfassung verliehen, ja
die Reichsregierung billigte ihm die verlangten drei
Bundesratsstimmen zu

		»mit der Maßgabe, daß diese Stimmen bei
Abstimmungen über Verfassungsänderungen gemäß Artikel 71 der
Reichsverfassung ruhen und ferner nicht mitzuzählen sind, wenn bei
Meinungsverschiedenheiten im Bundesrate die Präsidentenwahl nur
durch den Hinzutritt der elsaß-lothringischen Stimmen den Ausschlag
geben würde.«

		»Einen Schandfleck auf Preußens Ehre« nannte es im Reichstage
der Abg. v. Oldenburg-Januschau.

		Auch auf den im ersten Entwurfe vorgesehenen Schutz des
Mehrstimmenwahlrechtes gegen den Einfluß jugendlicher und unreifer
Burschen, die bei den Krawallen eine Hauptrolle zu spielen
pflegten, wurde bei der Annahme der Vorlage demokratischen Wünschen
zuliebe verzichtet.

		Am 29. Januar 1911 hatte der Abgeordnete Winckler im Reichstage
erzählt:

		»Der neugewählte Oberbürgermeister von Metz, Forêt,
hat 1907 in einer Wahlrede gesagt: ›Nieder mit der preußischen
Verwaltung, wir verlangen die Autonomie!‹ Und einen solchen Mann
wählt man demonstrativ zum Oberhaupt der Stadt Metz.«

		Der Reichskanzler hatte darauf geantwortet:

		»... die Zwischenzeit hat uns gelehrt, daß eine
Politik der Nachgiebigkeit und des Entgegenkommens gegen diejenigen
Elemente, welche in Presse, Vereinen und Versammlungen gegen den
Anschluß an Deutschland schüren und hetzen, uns um keinen Schritt
vorwärts, sondern nur rückwärts bringt. Es ist einfachste Pflicht
staatlicher Würde und staatlicher Selbsterhaltung, diese Elemente
die Hand des Gesetzes mit allem Nachdruck fühlen zu
lassen.«

		Am 27. Februar bestätigte der Statthalter die Wahl des
nationalistischen Rechtsanwaltes Dr. Forêt zum Bürgermeister von
Metz!

		Der Reichskanzler hatte mit alledem die Krönung dessen erreicht,
was er als sein »Lebenswerk« bezeichnet hatte, und seine
innerpolitischen Freunde jubelten über die überwältigende [bookmark: page56]Mehrheit, mit der im
Reichstage am 26. Mai 1911 die Verfassung angenommen ward. Nie ist
in gewissen Blättern ein deutscher Sieg glänzender gefeiert worden
als dieser Sieg des Herrn von Bethmann im Deutschen Reichstage über
seine bessere Einsicht!

		Die Wirkung in den Reichslanden blieb nicht aus: gleich die
erste Landeswahl ergab eine erdrückende reichs- und
deutschfeindliche Mehrheit.

		Wahrlich, ein gutes Gewissen haben die Konservativen, die mit
ihren vierzig Stimmen allein in Voraussicht dieser Dinge und in
Übereinstimmung mit allen einsichtigen Kennern die
Verfassungsvorlage abgelehnt haben! Und die Entwicklung hat von
Jahr zu Jahr mehr bewiesen, wie richtig es war, daß sie damals den
Mut gehabt haben, »allein auf weiter Flur« zu bleiben und den Tanz
um das demokratische goldene Kalb zu scheuen.

		Den Hintergrund dieser reichsländischen Wetterschauer bildete
für uns, die wir die Augen in wachsender Sorge offen hielten, das
immer schwerer sich zusammenballende Gewölk der europäischen
Politik. Immer deutlicher trat Englands Absicht hervor, uns auf
kaltem Wege durch Einschüchterung zum Verzichte auf den Ausbau
unserer Flotte zu zwingen und, falls dies nicht gelingen sollte,
durch einen Weltbrand unsre Seegeltung und gesamte Weltstellung zu
vernichten. Alle Anbiederungen und Würdelosigkeiten deutscher
Englandpilger, alle Überschwenglichkeiten der Diplomatie von
britisch-deutscher Freundschaft und gemeinsamen Kulturaufgaben und
selbst die Erniedrigung zu dem Bekenntnisse, daß die Nationen nur
als Zwischenstufen für die Aufwärtsentwicklung zur Menschheit und
ein Zeitalter allgemeiner Freundschaft der Völker seien, blieben
selbstverständlich ohne Eindruck bei dem Volke, das sein Ich groß
schreibt und stolz bekennt: » I am
english!« Was sollte der Engländer auch anders sein? Etwa
ein Botokude oder eine mitteleuropäische Promenadenmischung?

		Als nach dem Scheitern unserer auf die Abwicklung des
marokkanischen Gegensatzes gerichteten Agadir-Politik im Herbste
1911 die englisch-französisch-spanischen Geheimverträge vom »Temps«
veröffentlicht wurden – offenbar zu [bookmark: page57]dem Zwecke, Spanien bloßzustellen und bei
Deutschland zu schaden, nachdem Frankreich in Marokko alles, was es
wollte, erreicht hatte – erfuhr alle Welt, in welcher Bahn die
britisch-französische Politik verlief. Immer noch spielte das
mitteleuropäische Berufsorchester im damaligen Zwischenakte der
spannungsvoll vor unseren Augen sich abspielenden Welttragödie die
süß flötende Friedenssymphonie. Und das deutsche Parteileben
wetteiferte mit dem gesellschaftlichen in dem Bestreben, der Welt
das Bild eines im tiefen Verfalle stehenden Deutschlands zu bieten,
das weder in sittlicher noch in militärischer Kraft dem Verhängnis
gewachsen sei, das es nicht einmal zu ahnen schien.

		Im Westen aber wetterleuchtete »Frankreichs Wiedergeburt« und am
Wasgenkamme hub sich das düstere Wetter auf, das zur Entladung
drängte. Und wie vor dem Gewitter die Eilung herjagt, stoben die
französischen Staubwolken über die deutschen Westmarken dahin.

	
		
		Die Könige der Republik.

		 

		»Dafür ist er nun unser König,

s'lohnte sich wenig, lohnte sich wenig,

daß den König man vertrieb,

wenn alles doch beim alten blieb!«

		Chor der Töchter der Halle in »Mamsell
Angot.«

		 

		Derselbe Treitschke, der uns 1870 in seiner a. a. O. erwähnten
Schrift den Willen gestählt hatte mit der Forderung »Heraus mit dem
alten Raube, heraus mit Elsaß-Lothringen!« hat nach dem Kriege das
Wort gesprochen: »Europa kann den Genius Frankreichs nicht
entbehren. Es wäre ein namenloses Unglück für die Gesittung der
Welt, wenn das Volk Molières und Mirabeaus seine schöpferische
Kraft für immer vergeudet hätte!« Kein Zweifel, daß alle Pflicht
zur Selbsterhaltung den ehrenhaften Deutschen nicht daran hindert,
sich dieser letzten Verbundenheit mit Frankreichs führenden
Geistern bewußt zu bleiben. Victor Hugo hatte [bookmark: page58]recht mit dem Worte, daß die
Deutschen und die Franzosen zwischen dem Inselvolke der Briten und
den Steppenhorden der Russen die eigentlichen erstgeborenen Söhne
der europäischen Heimat sind. Das alte aus germanisch-gallischem
und fränkischem Blute gemischte Franzosentum, das heitere Volk der
Rabelais, Montaigne und Pascal, hat auch heute noch Vieles und
Schönes zu bieten. Unter seinen Lebenden kämpft mehr als einer
mutig den Kampf zur Rettung der Hochgedanken, die es vor der
Franzosendämmerung bewahren sollen. Viel zu wenig beachtet waren
bei uns in den Siebenziger Jahren A. de Pontmartins » Nouveaux Samedis,« insbesondere sein heute wieder
zu hohem Gegenwartswerte gelangter Aufsatz über »die soziale
Zersetzung durch die Literatur«, in dem er darlegt, wie das
entartete französische Schrifttum die Niederlagen von 1870 und die
Kommune vorbereitet hat. Und wer kennt in Deutschland Emile
Montéguts prachtvoll klare Arbeit über den »Roman des Naturalismus
und den poetischen Verfall«, wer E. Caros » Idolatrie de la Révolution«?

		Es wäre verbrecherisch und albern obendrein, der Gesamtheit des
französischen Volkes jeden letzten Rest von Gemüt, Zartgefühl und
Herzenshöflichkeit absprechen zu wollen. Ein Bruchteil des Volkes
ist noch wert, geliebt zu werden, hat sich noch die Vorzüge
bewahrt, die der französischen Gesittung einst die Herzen der Welt
gewonnen haben: die liebenswürdige Milde des Ausdruckes bei offenem
Freimute im Sachlichen, den inneren Adel, dem die Liebkosungen der
Unterhaltung so ungezwungen entspringen. Hart beieinander liegen
diese Vorzüge oft mit den grellsten Gegensätzen und noch öfter
haben sie sich flüchten müssen vor dem lauten Lärm der
Öffentlichkeit. Aber um dieser unterdrückten Reste willen können
und dürfen wir als immer wieder in unserem Arbeitsfrieden bedrohtes
und in unserem Daseinsrechte bestrittenes Volk nicht die Verrohung
übersehn, die trotz aller Rettungsversuche das Volk ergriffen hat,
und noch weniger die Unsumme von Haß und giftgeschwollener
Niedertracht, mit der es seit der Wiederbelebung seiner Hoffnungen
uns den Untergang geschworen hat: aus keinem anderen Grunde, als
dem, daß wir seiner [bookmark: page59]Herrschsucht und Ruhmbegier mit der
Wiedereroberung der geraubten Gebiete einen Damm entgegengesetzt
haben. Und wir müssen eingedenk bleiben, daß die Größe dieses
leichtbeweglichen, ewig veränderungslustigen und zanksüchtigen
Volkes allezeit nur möglich gewesen ist auf unserer eigenen Schmach
und Schande!

		Um so lehrreicher bleibt für uns die Kenntnis der
geschichtlichen Ursachen des französischen Verfalles. Sie liegen
hauptsächlich in der Alles beherrschenden Einseitigkeit des
Einflusses von Paris. In demselben Maße, als dies mit seinem
bestechenden Glanze auf allen geistigen Gebieten die Talente des
ganzen Landes an sich gerissen hat, um sie schnellverbraucht
verächtlich beiseite zu werfen, ist das französische Leben
verflacht und seiner besten schöpferischen Kraft beraubt. Die
provenzalische, katalonische und bretonische Bewegung zeigen
deutlich, daß die Gefahren der Zusammenfassung des französischen
Lebens in dem einen Brennpunkte Paris, die alle Sonderart ertötet,
von den selbständigeren Geistern wohl noch erkannt werden; aber
diese kommen nicht gegen den Strudel auf und versinken im Strome
der Gleichmacherei.

		Wohl die wertvollste der Strömungen, die dieser Verödung des
geistigen Frankreichs entgegenzuwirken trachteten, war die
vielverspottete Neuromantik. Gewiß: die Jungfrau von Orléans, deren
Verherrlichung in neuer Belebung ihr Dienst galt, hatte sich bis
dahin in Frankreich keineswegs der Wertschätzung erfreut als im
Deutschland Schillers. Voltaire hatte sie gründlich lächerlich zu
machen versucht, und als Fahnenträgerin in einem
englisch-französischen Raubkriege nimmt sie sich seltsam genug aus,
sintemalen England im Vereine mit französischen Bischöfen sie hat
verbrennen lassen. Aber trotzdem ist es nicht erlaubt, die ganze
Bewegung damit abzutun: die Jungfrau sei nur deshalb zur neuen
Heiligen Frankreichs geworden, weil sie zu Domrémy in Lothringen
geboren, also eine Landsmännin des Herrn Raymond Poincaré sei.

		So seltsam befremdend diese ganze Bewegung mit ihren
Widersprüchen uns erscheinen mochte, so tief hat sie doch das
französische Volk ergriffen und so bezeichnend bleibt sie [bookmark: page60]für den gallischen
Geist. Man war der kleinlichen, philisterhaften Schuhriegeleien
müde geworden, mit denen die Herren Combes und Clémenceau die
Kirche und ihre Diener einschließlich der Grauen Schwestern
verfolgten. Müde überhaupt des Weges fort von Gott und fort von der
französischen Geschichte. Man strebte zurück nach dem alten
Schimmer der französischen Kultur und wandte naturgemäß dem Heere
als der Hoffnung des Vaterlandes das Hauptaugenmerk zu. Im
ausgesprochenen Gegensatze zu Deutschland war Frankreich damals
schon zum wirklichen Lande der allgemeinen Wehrpflicht geworden und
der Stolz auf dies Heer verwob sich mit dem Bedauern über die
Vernachlässigung der alten französischen Überlieferungen, mit dem
Schmerze über den Verfall der Kathedralen, wie ihn Maurice Barrès
in seinem Buche » La grande pitié des
églises en France« geschildert hat, diesem flammenden
Einspruche gegen die Verwahrlosung der altehrwürdigen Dome, der
nach der Trennung von Kirche und Staat nicht nur die
kirchenfeindliche Regierung des Landes, sondern das französische
Volk selbst anklagte. Als Sinnbild dieser Bewegung hat die Jungfrau
– mehr wohl, als den Franzosen bewußt war, überstrahlt vom Abglanze
Schillerschen Geistes – zur Vaterlandsbefreiung vom Geiste der
Unduldsamkeit ihr Volk vielleicht viel leidenschaftlicher geführt,
als einst im Kampfe gegen die Engländer. Daß sie schließlich gar
zur Ruferin im Streite gegen das Volk ihres Dichters werden konnte,
ist und bleibt eine der bitterspöttischen Randbemerkungen, in denen
der überlegene Hohn der Geschichte sich gefällt.

		Und nicht minder bitter erscheint die geschichtliche Ironie, daß
all dies Wünschen und Sehnen des jungmystischen Frankreichs in der
schönen Straßburggestalt sich verkörperte. Dieses selben Straßburg,
in dem die Bewegung der alten deutschen Mystik mit ihren
Bruderschaften und Gottesfreundschaften den Kampf gegen alles
Welsche unter Rulman Merswin und Meister Eckard so tapfer in seinem
Kernpunkte geführt hatte und dessen städtische Blüte von den
französischen Revolutionsbanausen so pöbelhaft zertreten war!

		Aber natürlich lag gerade in der unbekümmert französischen
Überheblichkeit die Kraft der Bewegung. Und [bookmark: page61]ihr Glaube an sich selbst wurde
wesentlich gestärkt durch den völligen Zusammenbruch der
französischen Parteipolitik. Schon als im Jahre 1887 der von Jules
Grévys Schwiegersohn Wilson betriebene Ordensschacher den
Präsidenten veranlaßt hatte sein Amt aufzugeben, war das Treiben
der Auserwählten des Volkes für dies Volk in üble Beleuchtung
gesetzt, und der Ekel an den eingerissenen Zuständen war in
demselben Maße gewachsen, als Schwindel auf Schwindel zur
Erkenntnis beitrug. Sadi Carnots Ermordung durch den Anarchisten
Caserio zu Lyon und die Dreyfuszeit unter Casimir-Périer und Felix
Faure hatten die Zerklüftung des französischen Lebens deutlich
hervortreten lassen. Unter Armand Fallières, der am 17. Januar 1906
zum Präsidenten gewählt war, erfolgte der Sturz Rouviers wegen der
Unruhen, die bei der Aufnahme des Besitzes der Kirchen vielfach
ausgebrochen waren. Und im Juli wurde Dreyfus, nachdem nicht
weniger als sechs Kriegsminister ihm geopfert waren, rehabilitiert,
zum Major ernannt, mit der Ehrenlegion ausgezeichnet und dem 12.
Artillerie-Regiment überwiesen, dessen Offizierkorps unter Führung
des Oberst Mayer Samuel ihm jauchzend zujubelte: zur nicht geringen
Genugtuung und Rührung der sogenannten »großen« deutschen Presse.
Selbst der Bericht, den ein Ausfrager vom »Petit Parisien« über
seine für uns gänzlich gleichgültige Unterredung mit dem Oberst
Mayer Samuel veröffentlichte, wurde in alle vier Winde gedrahtet
nebst der von niemand bezweifelten Äußerung: »Ich versichere Sie,
Major Dreyfus wird von allen sehr gut aufgenommen werden, und am
besten von seinem Oberst!« Die Mobilmachung der öffentlichen
Meinung Deutschlands war umsonst gewesen; denn als Major Dreyfus am
25. Juli zum ersten Male wieder im Cercle militaire erschien, wo
das Offizierkorps des 13. Artillerie-Regiments seinem Freunde Targe
zu Ehren ein Mahl gab, zu dem eine Gruppe auch ihn eingeladen
hatte, trat ein Offizier auf ihn zu, um ihm sein Bedauern über
diese Einladung und sein Befremden über deren Annahme auszudrücken,
was gegenüber dem nun mal Eingeladenen jedenfalls unziemlich war.
Und als Dreyfus, anstatt sich kühl zurückzuziehen und dem [bookmark: page62]Gegner seine Zeugen
zu schicken, laute Widerrede gab, wurde er geohrfeigt. In
Deutschland ist er darauf wiederum als Opferlamm dem Mitleide aller
fünf Weltteile empfohlen worden, aber der zutage getretene
Gegensatz hatte schärfer als alle Anstrengungen Zolas und alle
Leitartikel der gegnerischen Presse beleuchtet, wie sehr die
Politik bereits in das französische Heer eingedrungen war: zum
Schaden von Takt und Kameradschaftlichkeit.

		Die Republik wurde nicht gefestigt durch diese Vorgänge und es
war schließlich nur noch die Furcht, mit einer anderen
Regierungsform noch schlimmere Zustände einzutauschen, »die Furcht
vor dem Einen«, welche die Parteien halbwegs zusammenhielt. Dazu
kam, daß die Stellenjägerei und die Sucht, sich durch
Staatsaufträge zu bereichern, die Abgeordneten mehr und mehr zu
Agenten für die Wünsche ihrer Wähler, zu députés d'arrondissement, gemacht hatten, die
Minister aber und oft das ganze Ministerium zu den Geschäftsträgern
der ausschlaggebenden Kreise, die gewöhnlich auch in Deutschland
mit ihrem französischen Namen bezeichnet werden: der
»Finanzoligarchie.« Sie bestand aus Juden, Freimaurern und Fremden,
die mehr und mehr aus Genf und Amerika Paris zuströmten, dessen
äußeres Bild unter der Herrschaft des unvergleichlichen Yankeegirl
und des abscheulichen Yankee-Slang immer mehr Amerikanisches bot.
Hatte bisher schon die Zusammendrängung alles geistigen Lebens in
die Landeshauptstadt dazu beigetragen, daß es zwei ganz
verschiedene Paris gab, le Paris
français und le Paris
parisien, so trug der amerikanische Einfluß nun dazu bei,
dies pariserische Paris immer tiefer zu verpöbeln. Und den
aufrichtigen Vaterlandsfreunden, die doch nicht ausschließlich nach
den Ausschreitungen der Bewegung beurteilt werden dürfen, sondern
hauptsächlich von einem treugläubigen Katholizismus ausgingen,
wurde immer klarer, zu welcher Verödung des ganzen französischen
Lebens die Verflachung von Paris führen mußte. Auch war ihre
Denkart keineswegs durchweg ungeschichtlich. Konnten sie die
Ereignisse von 1789 nicht ungeschehen machen, so wollten sie doch
mindestens der Natur wieder zu ihrem Rechte verhelfen und stritten
[bookmark: page63]deshalb gegen
den Wahn, als ob die Erklärung der Menschenrechte genügt habe, das
französische Volk auf die Höhe seiner eigenen Art zu bringen.
Vielmehr erkannten sie treffsicher, wie diese Erklärung zum
allgemeinen Stimmrechte und damit zur Auflösung aller Ordnung und
zur Zwinglandei einer kleinen Gruppe von Übermächtigen geführt
habe, eben jenen »Königen der Republik«! Diese aber konnten
unmöglich so sozial denken, wie der König als erblicher Herrscher
tatsächlich gedacht hatte, denn er brauchte sich nicht
vorzudrängen, sondern konnte von seinem anerkannten Platze aus und
nach bestem Wissen und Wollen das Wohl des Volkes fördern.
Insbesondere aber erkannten diese Neuromantiker den
verhängnisvollsten von den vielen Irrtümern von 1789: daß mit
Zerschlagung der alten Provinzen Champagne, Bretagne, Normandie,
Touraine, Ile de France, Provence usw. das Gauleben und
Stammesbewußtsein zerstört sei, aus dem soviel Eigenleben und
geistige Schöpferkraft ersprossen war. Aus ihm hatte das alte
Frankreich sein Bestes geschöpft. Jetzt zog Paris aus den zu
Verwaltungskreisen herabgedrückten Departements zwar mehr
als je alle Tüchtigen an, aber keineswegs um ihnen freie
Bahn zu bieten, sondern um sie auszusaugen und alsdann wie
verbrauchte Zitronen in den großen Müllverbrennungsofen zu werfen,
den das Leben der Hauptstadt darstellt. Freilich hatte die Republik
sehr wohl gewußt, warum sie gerade dies Gauleben zerstörte, und
die Demokratie hatte alles getan, um die letzten Reste des alten
Sonderbewußtseins mit dem ätzenden Höllensteine des Combismus
auszubrennen. Bei der unter Poincarés Präsidentschaft
geplanten Zusammenlegung der Departements zum Zwecke der in
Beratung genommenen Verhältniswahlen wurde ja auch als nicht zu
unterschätzender Nebenzweck die Verhinderung jeder
Wiederbelebung des Stammesgefühles der alten Provinzen
verfolgt.

		Wäre es nun bei dem Durcheinanderwirbeln der französischen
Volksbestandteile geblieben, so hätte Paris immerhin ein
ausgeglichenes Franzosentum verkörpern und damit verwirklichen
können, was es als Rechtfertigungsgrund der [bookmark: page64]»Zentralisation« für sich in
Anspruch nahm. Aber dem unbefangenen Urteile aufrichtiger Franzosen
entging nicht, wie dies großstädtische Leben gerade der
französischen Art zum Verhängnisse wurde; denn mit der
Verfeinerung der Sitte hielt der Rückgang der Geburten Schritt und
in dem heranwachsenden Geschlechte blieben jene üblen Beimischungen
Sieger, die aus der unverbrauchten Rohkraft schnauzbärtiger
Balkanslawen oder nordöstlicher Krausköpfe stammten. Aus dieser
Tschandala hauptsächlich ging doch auch das Verbrechertum von
Montmartre hervor mit seinen ausgemergelten Zuhältern und dem vor
dem Kriege »letzten Schrei der Zivilisation«, den anarchistischen
Automobilapachen, die mit ihrer Straßenräuberei den Abend der
Präsidentschaft Fallières so merkwürdig verklärt haben.

		Dem Tieferblickenden mochten diese urigen Rohlinge noch gar
nicht einmal als das Schlimmste erscheinen; viel zerstörender
wirkte die geistige Verelendung, die seit den Tagen der
Commune in das französische
Schrifttum ihren Einzug gehalten hatte und mit der Bewitzelung
alles Heiligen, der Verspottung jeden Heldentumes, dem Schminken
und »Parfümieren« des Naturlebens und der Verlogenheit erheuchelter
Leidenschaft den ehrlichen und gesunden Schwung des
altfranzösischen Wesens immer tiefer verdarben. Die ganze Masse der
regierenden Schicht von politischen Advokaten, Ämterschleichern und
Konzessionsschwindlern, schönrednerischen Philosophen, gespreizten
Nichtigkeiten des Theaters und gefeierten Meistern der
Kapellmeister-Musik war nicht unberührt geblieben von dieser
Verwischung aller ehemals festen Begriffe: kein Mensch in ganz
Paris ist vom Ekel geschüttelt worden, als eines Tages der
Präsident der Republik, Herr Felix Faure, tot in den Armen der Frau
Steinheil gefunden wurde.

		»Von manchem Günstling frech belogen

ward mancher König dann und wann

und von Maitressen arg betrogen –

sagt, sind wir heut viel besser dran?«

		Es war wirklich zuviel verlangt vom spottlustigen Paris, bei
diesem Tode des Staatsoberhauptes ernst zu bleiben. [bookmark: page65]Seine
Begleiterscheinungen waren von Stimmungen umklungen, die an Lecoqs
Operettenschmarren erinnerten. Ganz Europa mußte wochenlang
erdulden, daß es mit dem üblen Prozesse gegen Frau Steinheil, diese
neueste europäische Berühmtheit unterhalten wurde, deren Freispruch
ja für jeden halbwegs kundigen Thebaner von vornherein feststand
und an sich ebensowenig Aufmerksamkeit beanspruchen konnte, wie
etwa die Angelegenheit des Herrn Dreyfus. Der eine wie die andere
waren nur möglich auf dem Sumpfboden einer Demokratie, in dem
nichts gedeihen konnte als die Schwülblüte einer alles
beherrschenden, alles vergiftenden, alles verachtenden
Geldwirtschaft.

		Die kaum mehr als 55 Nutznießer dieses Zustandes hatten bis zur
Präsidentschaft Loubets und selbst noch unter Armand Fallières das
schiedlich-friedliche Verhältnis mit Deutschland begünstigt, bei
dem ihre Geschäfte ja auch bestens gediehen. Sie sind es auch
keineswegs gewesen, die Raymond Poincaré zur Präsidentschaft
verholfen haben. Wohl aber mußten sie auf die neuromantische
Strömung und ähnliche Erscheinungen, wie die » Action française« Rücksicht nehmen, zumal diese
unter Charles Maurras mit seinen Camelots du
Roi den Samstagabenden eine ganz andere politische Stoßkraft
verliehen, als Pontmartins geistvolle Aufsätze in den siebenziger
Jahren vermocht hatten. Als Millerand diesen Feierabenden durch den
Zapfenstreich den Charakter nationaler Kundgebungen gab, gewann
diese Neuromantik unter der Fahne der bonne
Lorraine eine verblüffende Kraft. Die bereits geschilderten,
vom » Central comittee for national patriote
Organisations« ins Leben gerufenen » Amitiés françaises« mit ihren lockeren, über ganz
Belgien und Lothringen hin verstreuten Verbindungen, sowie ihren
Beziehungen zu den französisch-italienischen Bünden unter Führung
von Guglielmo Ferrero und Luzzatti gaben dieser ursprünglich
katholischen Bewegung eine erdbebenhaft rüttelnde Gewalt.

		Unter diesen Einflüssen erhob sich der Kampf um die
Präsidentschaft weit über einen Parteistreit hinaus zur
Schicksalsfrage für Frankreich. In der Hauptwahl waren von 748 nur
646 Stimmen abgegeben, so daß die Mehrheit [bookmark: page66]324 betrug. Es erhielten Pams
322, Poincaré 310, Ribot 11, Delcassé 2, Deschanel 1 Stimme. Gleich
nach dieser Hauptwahl trat der Ministerrat zu einer Sitzung
zusammen, an der Delcassé und Pams nicht teilnahmen. Zahlreiche
Senatoren und Abgeordnete, unter ihnen auch Clemenceau,
versammelten sich unter Vorsitz von Combes. Dieser schlug vor,
Poincaré zu bitten, seine Kandidatur aus republikanischer Disziplin
nicht aufrechtzuerhalten. Ribot wurde aufgefordert, sich diesem
Schritte anzuschließen, entzog sich dem aber mit dem Einwande, daß
er gegebenenfalles wieder Kandidat werden könnte. Es wurde darauf
eine Abordnung von Führern der Linken zu Poincaré geschickt, um ihn
zum Verzichte zu veranlassen. Er aber erklärte, daß er anderer
Meinung sei und daß die Nationalversammlung das letzte Wort
sprechen müsse. Welcher Art die Verhandlungen hinter verschlossenen
Türen gewesen sind, die dann zur Wahl des Herrn Poincaré geführt
haben, können wir nur aus den Folgen seiner Wahl schließen. Die
Geldschrankwirtschaft, die bis dahin in Sachen der äußeren Politik
unbedingt dem Frieden hatte ergeben sein wollen, hatte sich mit
Poincarés Einflusse ausgesöhnt, offenbar nicht, ohne ganz bestimmte
Bedingungen zu stellen, die nach der Wahl in allerhand Bittgängen
zu bisherigen Gegnern Ausdruck gefunden haben. So kam es, daß bei
Verkündung der Wahl Herr Clemenceau sich geschlagen fühlte, seinen
Filzhut tief in die Augen drückte, den Kragen seines Überziehers
hochkrempelte und bleichen Angesichts den Königspalast verließ.
Hingegen war der eifrige Logenbruder Herr Pams der erste, der auf
Poincaré zuging, ihm beide Hände drückte und ihn zu seinem Erfolge
beglückwünschte, trotz des Vorsprunges, den er einige Stunden lang
vor dem Gewählten gehabt hatte. Noch herzlicher war der Glückwunsch
durch Herrn Ribot. Auch in der über Frankreich hinausreichenden
Geldmacht war die Genugtuung allgemein.

		Was die Wahl dieses Präsidenten für Deutschland bedeutete,
konnte nicht einen Augenblick lang zweifelhaft sein, und wo etwa
noch ein solcher Zweifel bestand, hätte die Herzlichkeit der
russischen und italienischen Glückwünsche [bookmark: page67]ihn beseitigen müssen. »
Hocherfreut über die Nachricht«, sprach der Zar aus Zarskoje
Sjelo dem neuen Präsidenten seine aufrichtigen Glückwünsche
aus:

		»Ich zweifle nicht daran, daß unter Ihren Auspizien
die Bande, die Frankreich und Rußland verbinden, sich zum
Besten der beiden befreundeten und verbündeten Völker noch enger
gestalten werden.«

		Unterwürfig schrieb die Frankfurter Zeitung:

		»Herr Poincaré wird im Elysée ein Hüter des
allgemeinen Friedens, ein zuverlässiger und tatkräftiger
Freund jeglichen nationalen und internationalen
Fortschrittes sein. Darum dürfen wir auch ihn zu seiner
Erwählung herzlich beglückwünschen.«

		Die Wiener »Neue Freie Presse« schloß ihren Begrüßungsaufsatz
mit der Versicherung, daß auch Österreich-Ungarn nur zufrieden sein
könne, daß ein Mann an die Spitze des französischen Staates trete,
der sich so nachdrücklich als Freund und Förderer des Friedens
bewiesen habe:

		»Das ist das Bild eines klugen und besonnenen
Mannes, dem alle Abenteurerpolitik fernliegt und dessen
bisherige Tätigkeit eine Bürgschaft dafür ist, daß er für
die gedeihliche Fortentwicklung seines Landes weiterarbeiten wird,
nicht nur zum Wohle Frankreichs, sondern ganz Europas.«

		Die »Vossische Zeitung« schloß ihre Begrüßung:

		»In Deutschland kann man die Wahl dieses
besonnenen und maßvollen Politikers, der wohl zur radikalen
Partei gehört, aber nie radikal gehandelt hat, ohne Bedenken und
Hintergedanken begrüßen.«

		Der »Berliner Börsenkurier« meinte:

		»aus dem bisherigen Verhalten Poincarés ... zu
entnehmen, daß er eine durchaus korrekte Haltung Deutschland
gegenüber einzunehmen gedenken wird. Es ist auch nicht zu
verkennen, daß Poincarés Politik als Ministerpräsident
während des Balkankrieges eine verständige Annäherung zwischen
Deutschland und Frankreich herbeigeführt hat.«

		Einfach süß, wie der Berliner sagt, war der Glückwunsch des
»Vorwärts« an den zum Präsidenten gewählten machtlüsternen
Staatsstreichler:

		»Herr Poincaré ist für die nächsten sieben Jahre
das Staatsoberhaupt Frankreichs. Nicht nach dem Rechte der
Geburt, nicht nach irgendeinem mystischen Gesetz des [bookmark: page68]Gottesgnadentums, sondern als Erwählter der
französischen Volksvertretung. Ist diese Wahl nicht eine würdigere
und vernünftigere Art, ein wichtiges und verantwortungsvolles Amt
zu besetzen, als dies dem blinden Zufall der Geburt zu
überlassen?«

		Ich habe das leitende Blatt der deutschen Sozialdemokratie
damals auf Folgendes aufmerksam gemacht:

		»Es beweist damit nur aufs neue, daß ihm in seinem
verblendeten Hasse gegen die Monarchie alles Verständnis für die
wirklichen Belänge der deutschen Arbeiterwelt und das unbefangene
Urteil über staatliche Einrichtungen vollständig abhanden gekommen
ist. Gerade der Fall Poincaré regt sehr lebhaft zur Erörterung der
Vorzüge und Nachteile monarchischer und republikanischer
Staatseinrichtungen an. Herr Poincaré ist unzweifelhaft ein
ungewöhnlich kluger und kühl berechnender Kopf. Nicht mit Unrecht
weisen französische Blätter darauf hin, daß aus seiner Familie der
größte französische Mathematiker, Henry Poincaré, hervorgegangen
sei und daß der jetzt 52jährige Präsident, der sich in der
herablassenden Begrüßung des jubelnden Volkes mit großer
Handbewegung als ein Napoleon IV. gebärdet, zur höchsten
Staatswürde mit ungewöhnlich kühler und kluger Berechnung
hinaufgeklettert sei. Aber gerade wenn man die Stufen seines
Emporsteigens deutlich prüft, wird man auf den ersten Blick
erkennen, daß doch vor allem der »blinde Zufall der Geburt« Herrn
Poincaré vor allen seinen Wettbewerbern vom Freitage begünstigt
hat. Das kleine Männchen mit dem viereckigen Dickkopf und ganz
germanisch anmutenden blonden Zickelbart stammt nämlich aus Bar le
Duc und ist sich des nicht geringen Vorteiles dieser Herkunft sein
Lebelang bewußt geblieben. Seine ganze Laufbahn ist durchhallt von
dem pathetischen Hinweise auf sein Lothringertum und auf die
Hoffnung der unter deutschem Joche schmachtenden verlorenen Brüder.
So ist sein Name schon zu Beginn der radikalen Ära so etwas wie ein
Feldgeschrei gewesen, und wenn er damals und später sich
zurückgehalten hat, so ist das, wie man längst klar übersehen
konnte, eben in jener klugen Berechnung geschehen, die ihm das
oberste Staatsamt erschließen sollte. Nun mag dahingestellt
bleiben, ob die Befürchtungen seiner Gegner berechtigt sind, die
ihm zutrauen, daß er als der Cousin der Könige und Kaiser stärker
in Frankreichs auswärtige Politik eingreifen könnte als nach dem
Geiste der Verfassung und nach ihren Wünschen dem Präsidenten der
Republik zusteht. Auch durchaus innerhalb der ihm gezogenen Grenzen
kann ein willensstarker französischer Präsident auf die äußere
Politik Frankreichs dann einen unbestreitbar hohen Einfluß
nehmen, wenn er diese im Strome des geringsten Widerstandes der
Volksleidenschaften führt. Und Herr Raymond Poincaré hat auch noch
als Ministerpräsident jedenfalls bewiesen, wie weit er davon
entfernt ist, den wirklichen [bookmark: page69]Belängen Frankreichs Rechnung zu tragen und
volkstümlichen Strömungen sich entgegenzustemmen. Man braucht, um
das sonnenklar zu durchschauen, nur auf den Wechsel seiner
Stellungnahme im Verlaufe des Balkankrieges hinzublicken, bei
dem er die ursprüngliche im Interesse des französischen
Wirtschaftslebens eingehaltene Fühlungnahme mit Deutschland
vollkommen preisgegeben hat, um sich »ganz Frankreichs heiligsten
Interessen« in Syrien und der auch jetzt wieder betonten »Einheit
der auswärtigen Politik« zu überlassen. Der »Vorwärts« freilich ist
in seiner Voreingenommenheit blind gegen diese Tatsache und meint,
daß »Frankreich als Rentnerstaat und trotz aller veralteten
kleinbürgerlichen Revancheideologie für größere kriegerische
Konflikte wenig disponiert« sei und daß deshalb Herrn Poincarés
Wahl auch berufsmäßigen Kriegshetzern keine Gelegenheit für ihre
Treibereien gebe. Gerade vom Standpunkte der sozialistischen
Friedensfreunde aus hätte der »Vorwärts«, wenn er sich ein
folgerichtiges Denken bewahrt hätte, alle Ursache, den »blinden
Zufall der Geburt« zu beklagen, der einen mit seinem Lothringertume
bei der Volksgunst hausierenden Advokaten zum Präsidenten der
französischen Republik gemacht hat!

		Blickt man aber auf die besonderen Zustände, welche
die vom »Vorwärts« so sehr gepriesene Wahl auch diesmal enthüllt
hat, so drängt sich jedem Unbefangenen doch der unstreitbare Vorzug
der konstitutionellen Monarchie auf, in der die Einheit der
Regentschaft gesichert ist. Wenn auch zugegeben werden soll, daß
der Kampf zwischen Poincaré und Pams ein weniger unwürdiges Bild
geboten hat wie die amerikanische Wahl, so war der Anblick des
Wahlkampfes doch gewiß alles andere eher als erfreulich. Schon daß
Poincaré während der Wahlgänge in seinem Streitfall mit Clémenceau
seine Ministerkollegen Briand und Klotz als Sekundanten namhaft
machte, und daß es auch zwischen dem Radikalen Abg. Monzie und dem
unabhängigen Sozialisten Boncourt zu einer Duellforderung kam, trug
gewiß nicht zur Erhöhung des Ernstes der Staatshandlung bei – am
allerwenigsten gerade vom Standpunkte des »Vorwärts« aus, der sonst
doch jede Herausforderung als mittelalterliche Barbarei,
junkerliche Roheit, Mord und Totschlag usw. verdammt! Indessen mag
zugegeben werden, daß diese französischen Theaterduelle zu wenig
ernst zu nehmen sind, als daß man sich daran erfreuen könnte. Noch
viel weniger erfreulich aber sind die Erwägungen, die sich für den
Unbefangenen an die Persönlichkeit des Herrn Pams und an die bloße
Tatsache knüpfen, daß dieser Mann dem politisch doch unzweifelhaft
bedeutenderen Herrn Poincaré überhaupt entgegengestellt werden und
es in der endgültigen Abstimmung immerhin auf 296 Stimmen bringen
konnte. Wer ist denn eigentlich dieser Herr mit dem einschmeichelnd
klingenden Namen Pams? Auch hier liegt das Geheimnis des Erfolges
im »blinden Zufall der Geburt« und zwar im doppelten. [bookmark: page70]Herr Pams ist
nämlich nicht nur selbst steinreich, sondern auch Schwiegersohn des
Zigarettenpapierfabrikanten Yob. Also ganz das »dunkle Roß«, wie
die Radikalen es brauchten. Bei jeder Zigarette, die der Arbeiter
oder Bourgeois von Frankreich pafft, würde er haben daran denken
können, daß sein Präsident von Schwiegervaters Gnaden so viel
verdient, um auf das Gehalt zugunsten armer notleidender
Zigarettenarbeiter verzichten zu können: so erzählten es die
Anhänger des Herrn Pams dem Manne in der Straße. Ob der also
Empfohlene im Falle seiner Wahl tatsächlich auf die eine Million
Zweimalhunderttausend Franken jährlichen Gehaltes verzichtet haben
würde, steht ja auf einem anderen Blatte und würde für die von ihm
gedeckte Politik auch gleichgültig gewesen sein, vielmehr handelte
es sich bei dieser um jene Gruppe von Radikalen, der ihr Stempel am
deutlichsten damit aufgedrückt ist, daß ihre Anhänger sich unter
dem Vorsitze von Combes versammelten. Bekanntlich hat dieser in
jener Versammlung vorgeschlagen, Poincaré den Rücktritt von der
Kandidatur um der Republik willen nahe zu legen; Poincarés Sieg
bedeutet also die Niederlage dieser Gruppe, die man mit einem
ungewöhnlich höflichen Ausdrucke vielleicht als »Logenbrüder«
bezeichnen darf. In Frankreich selbst hat man sie auch schon die
Könige der Republik genannt. Nun könnte man ja mit besonderer
Genugtuung auf die Tatsache blicken, daß Poincaré über diese
übelsten der üblen Drahtzieher gesiegt hat. Vergegenwärtigt man
sich aber noch, wie erwünscht dieser Gruppe der Fall Du Paty de
Clam kam, so versteht man doch, daß die französische Politik nicht
nur dem Zufalle der Gegenwart, sondern sehr viel weniger
erfreulichen Zuständen anheimgegeben ist, denn darin kann ja nicht
der geringste Zweifel bestehen, daß die um Pams gescharten
Radikalen, wenn Herr Millerand mit Du Paty de Clams Rehabilitation
ihnen nicht in die Hände gearbeitet hätte, irgendeinen anderen
Zwischenfall gefunden und auszubeuten verstanden hätten, um gegen
Poincaré zu arbeiten.

		Wie immer dem sei: die französische Politik wird
unter Poincaré als Präsidenten nicht anders geartet sein wie sie
unter ihm als Ministerpräsidenten gewesen ist. Und da sich im
Staatsleben vor allem doch die geistigen Eigenschaften eines
erprobten Regentenhauses und die Überlieferung seiner leuchtendsten
Vorbilder vererben, so haben wir Deutschen wahrlich keine Ursache,
mit Neid auf das vom blinden Zufalle beherrschte Frankreich zu
blicken. Im Gegenteil gilt in weit tieferem Sinne, als Ludwig
Bonaparte den Satz geprägt hat, heute im Gegensatze zur
französischen Republik auf Deutschland angewandt das Wort: »Das
Kaiserreich der Friede!« [bookmark: page71]

	
		
		Die Rotschild und Reinach.

		 

		»Es sind ungefähr zwanzig Männer, die darüber
Beschluß fassen, was das französische Volk am nächsten Morgen
wissen und nicht wissen soll.«

		François Delaise in »La Democratie et les
Financiers«.

		 

		Wie es kam, daß sich der französische Nationalismus, in dem der
Gegensatz zum Judentum rücksichtslos den Ton angab, schließlich mit
dem so oft verhöhnten »Gelde der Rothschild und der Feder der
Reinach« bei Poincarés Wahl ausgesöhnt hat, das ist für die
französischen Zustände sicherlich eine der beachtlichsten, zugleich
aber auch verächtlichsten Tatsachen. Derselbe Maurice Barrès, der
in ganz Frankreich den Einfluß der deutschen Juden aufdecken
zu müssen glaubte, hat sich im Laufe des Krieges als begeisterter
Anwalt des Judentums entpuppt, und zwar beschränkt er sich in den
beiden viel genannten Aufsätzen des »Echo de Paris« vom 12. und 16.
Dezember 1916 keineswegs auf französische Juden, sondern hebt
ausdrücklich die Bedeutung der Juden deutschen Ursprunges hervor, »
israélites nouvellement venus parmi
nous«, die zu Frankreich zwar nicht »die animalische Liebe
des Kindes zur Mutter« haben, aber dafür sei »ihr Patriotismus ganz
geistig, ein Akt des Willens, eine Entscheidung und Wahl des
Geistes. Sie wählten Frankreich als Heimat, das Vaterland erscheint
ihnen als eine freigewählte Gesellschaft.« Er weist dann hin auf
Briefe einiger solcher deutschen Juden, wie Roger Lahen, Robert
Hertz und Amadeus Rothstein und fügt hinzu:

		»Alle diese so kraftvollen und charakteristischen
Figuren bieten etwas Seltenes und Eigenartiges. Man kann in ihnen
die verschiedenen Lebensalter, die Abstufungen und die Bildung
einer Persönlichkeit verfolgen, nämlich die des jüdischen
Intellektuellen, der seit mehreren Jahren in Frankreich eine so
große Rolle spielt.«

		Er weist alsdann hin »auf eine Reihe von Beispielen, die uns
zeigen, wie Israel sich in diesem Kriege bemüht, Frankreich seine
Dankbarkeit zu bezeugen«. Er berichtet, daß sie mit einer großen
Begeisterung in den Krieg gegen [bookmark: page72]die Boches gegangen sind unter dem
Aufschrei zu Gott dem Gerechten; sie alle haben Frankreich gezeigt,
daß Israel sich verbunden hat mit der französischen Zivilisation«.
Barrès veröffentlicht dann einige Briefe von Hertz, dem Sohne eines
deutschen Juden und Führer der französischen Sozialisten, und
bemerkt dazu, daß es wohl nicht möglich sei, einen Text zu finden,
in dem mit größerer Kraft und Ergriffenheit ausgesprochen wäre »
le désir passioné d'Israel de se confondre
dans l'âme française«. Das sind dieselben Franzosen, die
vordem unwillig geträllert hatten:

		» Et tous ces Aarons

se font barons,

tous ces Schmuhls

se font consuls!«

		Das Geheimnis dieses seltsamen Wandels ist einfacher, als es
scheinen mag. Im Jahre 1913 nach der Wahl des Herrn Poincaré hat
die Geldmacht einen Wechsel in ihrer Politik vollzogen, aus dem
einfachen Grunde, weil sie auf die eigene Rettung bedacht sein
mußte, da schon damals die Vorboten der im Hochsommer zum Ausbruche
kommenden Finanzkrisis sich meldeten. Es gehört zu den
Unbegreiflichkeiten der französischen Politik und bleibt doch eine
Wahrheit, daß das Land in seiner Finanzpolitik durchaus
nicht auf den Krieg vorbereitet gewesen ist. Gleichwohl sind jene
Franzosen im Unrechte, die daraus einen Beweis für die
Friedensliebe der französischen Politik herleiten wollen. Es
beweist nur, daß die 55 Geldfürsten, die das Land beherrschen, »
les Rois de la République«, ihre bis
dahin friedliebende Politik geändert und sich vom Rosse des
wirtschaftlichen Imperialismus auf das des nationalpolitischen
geschwungen haben. Schwerlich ist das ganz freiwillig geschehen,
aber in der unheilschwangeren Verschärfung der Krisis, die
Milliarden französischer Geldanlagen entwertet hat, blieb ihnen um
so weniger ein anderer Ausweg, als England und Rußland
augenscheinlich mit starker Absicht die Schwierigkeiten verstärkt
haben; denn mindestens hat die Zurückziehung des ersten Abschnittes
der Dreimilliarden-Anleihe aus den beteiligten Banken durch [bookmark: page73]die russische
Regierung einen Preissturz in Russenwerten herbeigeführt, der als
ein unwiderstehlicher Zwang wirkte. Aber nicht allein dieser
wirtschaftliche Zwang erklärt den Wechsel, sondern zugleich die von
der britischen Freimauerei ausgegebene und von sämtlichen unter dem
Einflusse des Großorient von Frankreich stehenden Logen befolgte
Losung. Hatten diese bisher schon gute Vorarbeit geleistet, so
traten sie doch seit der Wahl des Lothringers in einer so
zuversichtlichen Feindseligkeit auf, daß an dem Rückhalte
Frankreichs nicht der geringste Zweifel bestehen konnte. Die
amtliche »France Militaire« nahm auch kein Blatt mehr vor den Mund
in dem Wunsche nach dem Rachekriege:

		»Die (Marokko-) Krisis ist für Frankreich eine
versäumte Gelegenheit ...«

		»Elsaß, Lothringen, diese beiden Worte enthalten
und sprechen das aus, was Frankreichs Politik sein muß.«

		»Der Krieg muß alle unsere Gedanken beherrschen
...«

		Aus dem Tone dieser Äußerungen klingt deutlich die Stimme jener
Schicht heraus, die das Schicksal des Landes in Händen hielt und zu
seinem Unglücke heute noch hält. Aber keineswegs blieb es bei
leeren Drohungen, sondern die Heeresrüstungen entsprachen dem
unverkennbar festen Willen. Mit der Einführung der dreijährigen
Dienstpflicht und der rücksichtslosen Verstärkung der
Friedensstandstärke war damals Frankreich uns in seiner Wehrkraft
sehr weit voraus. Mit Genugtuung verzeichnete man in Paris auch den
Fortschritt der Festungsbauten an der russischen Westgrenze, für
den am 15. April 1910 sechsunddreißig Millionen Rubel bewilligt
waren. Und mit Besorgnis hatte am 10. August jenes Jahres der
deutsche Militärattaché in Petersburg nach Berlin berichtet, daß
das Anwachsen der auf einen Angriffskrieg mit Deutschland
hinzielenden Maßnahmen im russischen Heere unverkennbar sei und
jeder mit russischen Verhältnissen Vertraute konnte ebensogut
wissen, wie z. B. der Schreiber dieser Zeilen, daß bereits im
Oktober 1909 die Beamten in den Westgouvernements ersucht waren,
anzugeben, wohin bei Ausbruch des Krieges ihre Familien gebracht
werden sollten. [bookmark: page74]

		Im Juli 1912 hatte Lord Roberts in einer Rede erklärt, daß »uns
ein großer Kampf unausbleiblich und wahrscheinlich sehr nahe
bevorstehe« und ferner, »daß England am Vorabende einer gewaltigen
Krisis stehe, wie sie in den letzten hundert Jahren nie dagewesen
sei«.

		Nur in der Berliner Wilhelmstraße wies man jeden Gedanken an die
bloße Möglichkeit eines Krieges entrüstet von sich in dankbarer
Erinnerung an die wohlwollende Versicherung, die Lord Curzon am 30.
November 1912 in Plymouth abgegeben hatte: »Es ist lange keine
bessere Nachricht gekommen als die, daß England und Deutschland
zusammenarbeiten, um am Balkan die Sache zu fördern.«

		Der »Daily Telegraph« schrieb am gleichen Tage: »Wir haben das
erfreuliche Schauspiel, daß die Wilhelmstraße die Politik von
Downingstreet herzlich und hochherzig unterstützt.«

		Das entsprach durchaus Lord Haldanes Berichten, der nach den
Mitteilungen von Harold Begbie in dessen » Vindication of Great Britain« »zu der Überzeugung
kam, daß, solange Dr. von Bethmann Hollweg Kanzler und wirklich in
Macht wäre, Krieg unwahrscheinlich sei« ( War might be regarded as an improbable
contingency, S. 141). Deutschland »wünschte eine
Verständigung mit England«. Mit diesem Erfolge kehrte Haldane nach
England zurück »und ging an die Arbeit, wie nie früher ein
britischer Minister an eine Arbeit ging, trotz des Widerspruches
vieler Männer in seiner eigenen Partei, von denen manche jetzt
Nationalhelden sind, für dies Land eine Kampfmaschine und eine
nationale Verteidigung zu schaffen, wie es sie niemals früher besaß
(S. 116)«.

		Als Antwort auf das deutsche Entgegenkommen wurde die britische
Flottenvorlage von 36 auf 55 Millionen Pfund hinaufgeschraubt. Auch
das Heer, dessen Kampfbestand nur auf 150 000 Mann angegeben war,
hat ausweislich des genannten Buches (S. 204) und der Angaben von
Archibald Hurd im » Navy League
Annual« von 1915 bei Kriegsausbruch schon 700 000 Mann
gezählt.

		Die »Norddeutsche Allgemeine Zeitung« selbst hat im Juni 1917,
um gewissen verheißenen Mitteilungen der französischen Regierung
vorzugreifen, erzählt: [bookmark: page75]

		»Am 9. Januar 1913 hat der politische Direktor im
belgischen Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, Baron van
der Elst, einen Bericht über eine Unterredung mit einem
französischen Staatsmann niedergeschrieben, über dessen Äußerungen
es heißt: »Es ist sicher, sagte er mir, daß die Überlegenheit des
französischen Geschützes derart ist, daß die Deutschen in einem
Artilleriekampf bald aufhören würden, zu feuern. Sie würden durch
unser Schnellfeuer vernichtet werden ... Jedermann in Frankreich
wünscht ein Ende des niederdrückenden Zustandes der Unruhe, der
zu lange andauert, und man fühlt sich bereit. Das englische
Eingreifen ist, wiewohl kein schriftliches Abkommen besteht,
tatsächlich schon in seinen kleinsten Einzelheiten geregelt,
als ob ein Vertrag zwischen den beiden Ländern abgeschlossen wäre.
Die englischen Truppen werden in Calais, Dünkirchen und Boulogne
landen. Die Lage Rußlands ist besser, als man glaubt. Seine Armee
ist in gutem Zustande und wird im Kriegsfall wichtige Mitwirkung
leisten.« ... Wie fest aber die englische Regierung daran glaubte,
für ihre militärische Aufgabe auf dem Festland völlig vorbereitet
zu sein, darüber hat der frühere englische Kriegsminister
Haldane in dem bekannten Buche Begbies sehr ausführliche
Mitteilungen machen lassen. Schon für 1912, das Jahr des
Grey-Cambonschen Briefwechsels, erklärt der Vertrauensmann
Haldanes: » Großbritannien war vollkommen vorbereitet, alle
seine Verpflichtungen zu erfüllen. Es ist daher eine Umkehrung
der Vernunft, zu sagen, daß die britische Regierung überrascht
worden ist. Es war nichts mehr zu tun, als mit Gewehr bei Fuß zu
stehen und auf die Stunde zu warten.«

		Dies alles also hat man in der Wilhelmstraße gewußt, so gut wie
die abgeleugneten Treibereien des Herrn Cartwright! Und damit der
Ring sich schließt, entsinne man sich, daß Ende November die
»Norddeutsche Allgemeine Zeitung« unter der Überschrift »Wie
Rußland den Krieg vorbereitete« einige russische Urkunden abdruckte
und dazu ausdrücklich bemerkte:

		»Es ist ja auch eine bekannte Tatsache, daß
Rußland lange vor der offiziellen Mobilmachung im Sommer
1914 insgeheim eifrige Kriegsvorbereitungen traf.«

		Hierfür habe man jetzt die aktenmäßigen Beweise – die Tatsache
selbst stellt also die »Norddeutsche Allgemeine Zeitung« als
bekannt hin.

		Trotzdem führte sich Fürst Lichnowski, der am 16. Oktober 1912
seinen neuen Posten in London antrat, mit der Empfehlung ein:
[bookmark: page76]

		»England und Deutschland arbeiteten Seite an Seite
für die Aufrechterhaltung des europäischen Friedens und niemals
seien die politischen Beziehungen der beiden Mächte vertraulicher
und aufrichtiger gewesen als gegenwärtig«. –

		Schlafe, was willst du mehr?!

		Nicht Alle haben geschlafen. Unermüdlich hat der nicht ohne
Nutzen durch Bismarcks Schule gegangene Teil der deutschen
Schriftsteller darauf hingewiesen, daß eine deutsch-englische
Verständigung ein Ding der Unmöglichkeit, die Auseinandersetzung
mit England aber im Hinblicke auf den immer dichter sich um uns
schließenden Ring ganz unvermeidlich sei. Unermüdlich ist deshalb
gewarnt vor den Englandfahrten, die nur den einen Erfolg haben
konnten, in den Augen der Engländer unsre Urteilsfähigkeit um den
letzten Rest von Ansehen zu bringen. Unermüdlich ist im Hinblicke
auf die damaligen Vorgänge in den jungen Balkanstaaten dargelegt,
was es für unsre Außenpolitik bedeutete, daß dem deutschen Volke in
der Führung wie in den Tiefen so sehr jener Volksstolz fehlt, ohne
den wir doch nun einmal nicht vorwärtskommen können. Und
unermüdlich ist dargelegt, wie die jugendlichen Völker gerade damit
ihre Fortschritte erzielten, daß sie alles Brauchbare dem deutschen
Leben entlehnt hatten.

		Wer wollte heute im Hinblicke auf die dem deutschen Leben
zugefügte Verwüstung an der Notwendigkeit der damaligen Gegenwehr
zweifelnd? Jedenfalls hat die Gegenseite deren »Gefahr« erkannt,
denn auf das Treiben »unsrer« Bismarckfronde, Bierbankpolitiker,
Junker und notleidenden Agrarier, teutonischen Urknoten usw. usw.
suchte sie abzuwälzen, was das schlechte Gewissen ihr als Ursache
der fortgesetzten Schädigung unsres Vaterlandes, die freilich für
sie ein Erfolg war, klar vor Augen stellen mußte. Es bleibt
unvergessen, wie diese Verhetzung zusammengefaßt wurde in dem
Schimpfworte »Antisemitismus«, unter dem natürlich nicht etwa die
berechtigte Abwehr jüdischer Überheblichkeit, sondern die üblen
Umgangsformen des beweis- und hosenknopflosen Herrn Ahlwardt
verstanden sein sollten.

		Den Gipfel aber erreichte alles dies mit der verleumderischen
[bookmark: page77]Unterstellung, die in den eigens geprägten
Sammelbegriff »unsre Alldeutschen« gelegt wurde.

		Jeder Blick in die Blätter der gekennzeichneten Richtung,
insbesondere auch die vom Straßenverkaufe lebende und
dementsprechend der Straße huldigende Pfennigpresse bestätigt das
ebenso auf der ersten Seite, wo zwischen hoher Politik die
niedrigen politischen Kniffe verschmuggelt werden, wie auf der
dritten, wo mit und über Schmutzkunst und Kunstschmutz gehandelt
wird. Als das Selbstverständlichste von der Welt gilt diesem
Schmarotzertume am deutschen Leben das Recht, alle deutschdenkenden
Menschen, insbesondere alle jene, die an den Überlieferungen der
Heimat und der Väterzeit festhalten, zu verspotten. Man darf in
Deutschland für das Allpolentum schwärmen, auch wenn darüber die
Ruhe der deutschen Ostmark und die Sicherheit unsrer Grenze zum
Teufel geht; selbstverständlich muß man die Alliance Israélite
loben, auch wenn sie sich zur Trägerin der gegen Deutschland
gerichteten alleuropäischen Hetze macht; aber das Eintreten für
geschichtliche Notwendigkeiten und die würde des eigenen Volkes
soll sich allerhand Ekelnamen gefallen lassen müssen. Denn man
vergegenwärtige sich nur, was für das deutsche Ehrgefühl der
höhnische Gebrauch des Wortes »unsere« im eigenen Vaterlande
bedeutet!

		Mag man über den Alldeutschen Verband denken, wie man will, so
steht doch unter allen Umständen die Tatsache klar, daß sein
Programm in keinem Punkte den Abgeschmacktheiten entspricht, die
ihm von den Blättern der Herren Singer, Mosse und Sonnemanns sel.
Erben unterstellt sind. Man braucht nur an die Verdächtigungen in
seiner Stellung zu den Vlamen zu erinnern, um zu verstehen, welcher
Schaden hierdurch, leider oft genug mit stillschweigender
halbamtlicher Duldung, der deutschen Politik zugefügt ist. Und wie
sehr diese unsauberen Hände mitgearbeitet haben an dem vom Fürsten
Bülow richtig gekennzeichneten feindlichen Zerrbilde, ist
inzwischen ja durch die Reden der Herren Lloyd George, Ribot,
Miljukow und Wilson bewiesen; ja selbst die politische Weisheit der
Nigger von Haiti und der Verfasser der chinesischen Kriegserklärung
klingt in dieser Tonart aus. [bookmark: page78]

		Es kann daher nicht überraschen, daß selbst in Deutschland das
Wesen der alldeutschen Bewegung vielfach falsch aufgefaßt wird.
Seinem Ursprunge nach hat der Alldeutsche Verband nichts zu tun mit
den Parteien; er hat sich die Aufgabe gestellt, die Gesamtheit des
deutschen Volkes ohne Rücksicht auf irgendwelche Grenzen in ihrer
Kulturgemeinschaft zu fördern. Er hat dem deutschen Volke das
Gewissen schärfen wollen zur Wahrung seiner Eigenart und hat ihm
seine Sendung vor Augen stellen wollen ohne Rücksicht darauf, wann
der Zeitpunkt der Erfüllung kommen möge. Diesem Wesen nach war er
das genaue Gegenteil alles Diplomatischen; aber eine geschickte und
gut geleitete Diplomatie hätte ihn nach englischem, französischem
und russischem Vorbilde allezeit mit gutem Erfolge benutzen können.
Ja, hätte sie nur den fünften Teil der Verschmitztheit, die sie an
die Bekämpfung des Alldeutschen Verbandes gesetzt hat, zur Abwehr
der gegen das Deutschtum im ganzen Auslande betriebenen Ränke
verwandt, so würde es an allen Ecken und Enden der Welt heute
besser um unsern Ruf bestellt sein.

		Nur mit tiefstem Bedauern hat man seit Bismarcks Entlassung von
Jahr zu Jahr beobachten müssen, wie einzelne der Regierung
nahestehende Kreise dies politische Verfahren mindestens geduldet
haben. Insbesondere ist es nicht von der Hand zu weisen, daß die
Stelle, an der die Schmutzpresse halbamtlich gefüttert wurde, im
Jahrzehnt vor dem Kriege besondere Sorgfalt auf die Herabsetzung
der alldeutschen Bestrebungen verwandt hat. Hoffentlich hat sich
das nunmehr geändert, denn mit Genugtuung nimmt man davon Kenntnis,
daß Graf Oberndorff, unser Gesandter in Sofia, als
Ehrenvorsitzender der neubegründeten Bulgarischen Gesellschaft
seiner Freude Ausdruck gegeben hat

		»über das große vereinte Bulgarien, das die seit
Jahrhunderten getrennten Brüder in sein Haus zurückgeführt hat und
Hand in Hand mit unseren treuen türkischen Verbündeten von der
Donau zur Ägäis machtvoll die Straße nach Asien schirmt. Und
unter den befreiten bulgarischen Stämmen werden wir den
Mazedoniern unseren besonderen Gruß entbieten, ihnen, die
von der ersten [bookmark: page79]Stunde an sich uns als Waffenbrüder zur
Seite gestellt haben, und für deren Freiheit auch so viel edles
deutsches Blut geflossen ist. Als kürzlich gewisse halt- und
wertlose Phantastereien an Mazedonien zu rühren wagten, da hallte
ein Ruf der Entrüstung durch das deutsche Land. »Hände weg!« so
tönte es. »Eine mazedonische Frage kennen wir nicht.
Mazedonien ist uraltes, nun glücklich befreites Bulgarenland!«

		Das berechtigte doch zu der Hoffnung, daß wir in Zukunft auch
keine belgische Frage mehr kennen sollten und, sofern dem Deutschen
billig erscheinen sollte, was dem Bulgaren recht ist, sollte man
auch wohl hoffen dürfen, daß nun endlich dem schwer um sein Dasein
ringenden deutschen Volke das Recht zugestanden wird, die Lösung
der alldeutschen, d. h. der deutschen Gesamtaufgaben als seine
oberste Pflicht zu betrachten.

		Von der Demokratie und den hinter ihr stehenden Drahtziehern
wird das selbstverständlich kein Urteilsfähiger erwarten.

		Der Einfluß des Alldeutschen Verbandes auf die besten Kreise des
deutschen Volkes ist trotz der gekennzeichneten Hemmungen
unverkennbar geblieben. Er selbst hat immer tiefer sich, namentlich
auf wirtschaftspolitischem Gebiete, mit wahrhaft konservativem
Geiste durchtränkt. Andererseits hat aber auch die konservative
Politik sich, vielleicht mehr als ihr selbst noch bewußt ist, mit
den weltpolitischen Grundgedanken erfüllt, denen einst die
Begründer des Alldeutschen Verbandes vorangeholfen haben. Denn das
darf doch nachgerade wohl ausgesprochen werden, daß die ganze
Bewegung, die sich beute unter der Marke »Mitteleuropa« in so
grundfalschen Bahnen bewegt, nichts anderes ist als eine
Verballhornung der klaren Forderungen, die wir alten Vorkämpfer
gleichzeitig, wenn auch ohne Verbindung mit Alexander von Peez und
gleich ihm aus der Gedankenwelt von Friedrich List heraus vor 20
Jahren aufgestellt haben. [bookmark: text8]F8

		Bei dieser Sachlage ist es nicht ganz richtig, wenn von
katholischer Seite der Fall so dargestellt wird, als sei der [bookmark: page80]deutsche
Gedanke vor dem alldeutschen gewesen und deshalb reiner und
heiliger. Der alldeutsche Gedanke, wie er aus der Bewegung von 1887
geboren ist, stellt sich lediglich als die Erweiterung des
deutschen Gedankens auf das Deutschtum der ganzen Welt dar, und
wenn Görres heute lebte, würde er den Alldeutschen sicherlich schon
um ihres Kämpfens für die Vlamen willen längst die Bruderhand
gereicht haben, wie sie sich ihm gegenüber schlechthin als Deutsche
fühlen. Über alle Jammerseligkeiten hinweg, die in dieser an Opfern
so großen Zeit uns immer wieder entgegenbrodeln, geht ein heiliges
Tauschen von Geschlechte zu Geschlechte. Und wie sollten nicht wir
alle durch dies uns immer wieder mit neuem Mut erfüllen lassen?

		Um so fester und klarer haben wir den Blick auf Frankreich und
seine Könige der Republik und auf den Morgantrust als Nutznießer
des vergossenen Blutes zu richten. Mit Fug und Recht schrieb »Nya
Dagligt Allehanda« Ende Juli 1917, daß allein der vereint wirkende
englische und amerikanische Kapitalismus trotz aller deutschen
Siege die Kriegshetze in Gang hielte.

		»Jahrelang hat Wilson sich als Bannerführer
der Volksfreiheit, Friedensliebe usw. hingestellt. Aber in
vollem Gegensatze zur Monroe-Doktrin schafft sich trotzdem
Amerika Flottenstützpunkte in Europa, duldet die Vergewaltigung
Griechenlands und huldigt der Tendenz, die Neutralen auszuhungern
oder zur Teilnahme am Kriege auf Verbandsseite zu zwingen. Daneben
strecken die Vereinigten Staaten ihre Hand aus nach russischen
Gruben, Petroleumquellen und den Schätzen des Urals. Das ist keine
völkische Politik idealer Strebungen, sondern selbstsüchtige
Kapitalistenpolitik in Reinzucht, die Europa materiell aufs
möglichste auszunutzen sucht.

		Wenn England dem scheinbar ruhig zusieht, so
geschieht das, weil ihm einmal für den Sieg jeder Preis recht ist
und zum andern, weil die englische und amerikanische Hochfinanz im
wesentlichen Zusammenarbeiten; der Gewinn landet im gemeinsamen
Beutel. Sollte das Blut der europäischen Kulturvölker denn
nicht ein allzu teurer Saft sein, um es für solche Ziele zu
vergeuden? Es wird höchste Zeit, daß der demokratische Phrasennebel
zerstreut wird, der alles Geschehene bisher erfolgreich
umhüllte.«

		Bereits am 24. März 1917 hat der Großadmiral von Tirpitz in
seiner bekannten Zuschrift an die »Magdeburgische Zeitung« die
gleiche Mahnung ausgesprochen: [bookmark: page81]

		»Wir stehen im unerbittlichen Entscheidungskampfe
um die Selbstbehauptung und um das Durchsetzen der deutschen Arbeit
und Kultur gegenüber dem angelsächsisch geleiteten Kapitalismus der
Welt.«

		Gleichwohl liegt ganz Europa noch im Banne des Wahnes, daß
dieser Kapitalismus für die Freiheit der kleinen Nationen kämpfe
und sein Blut für das Selbstbestimmungsrecht der Schwachen
vergieße. Kaum zu fassen ist die Selbstlosigkeit dieser soldlosen
Kämpfer für die höchsten Rechte der Menschheit, die vom Kapitol des
Kapitalismus aus den Frieden auf Erden herniederführen wollen. Auch
die französische Demokratie ist dementsprechend ganz von
Friedensseligkeit durchtränkt und sehnt sich nach dem Rhein, der
Saar und nach Syrien, nur um des Glückes der unglücklichen
Deutschen willen, die sie vom preußischen Militarismus befreien
will!

			[bookmark: foot8]Siehe in meiner
Schrift: »Die Weltstellung des Deutschtums« (München bei J. F.
Lehmann 1897) den Abschnitt über das mitteleuropäische
Wirtschaftsgebiet. S. 17 ff.


	
		
		Die Demokratie der Krieg!

		 

		»Wenn eine ganze Klasse darauf ausgeht, nur ihrem
eigenen Vorteil zu dienen, so vermag sie auch mehr Ungerechtigkeit
auszudenken, als ein einzelner Herrscher, und ihre Unverschämtheit
wird schließlich immer die Menge zu heißer Empörung und Revolution
treiben.«

		Prof. Woodrow Wilson in »Der Staat«
1894.

		 

		Man hat in Frankreich zur Zeit der Wahlen in den Vereinigten
Staaten viel über die Vorzüge oder Nachteile der beiderseitigen
Verfassungen gestritten; zumal in Frankreich die Monarchisten und
in den Vereinigten Staaten die Bindestrich-Amerikaner seufzten in
ihrem Ekel über eine Republik, die immer mehr sich von den
Hochgedanken entfernte, die sie bei ihrer Begründung erfüllt hatten
oder zu erfüllen schienen. Die Monarchisten in Frankreich priesen
die Stellung des Präsidenten im Weißen Hause zu Washington um der
ihm verliehenen Machtfülle willen, die ihn gleich einem Könige von
Gottes Gnaden nur vor sich selbst und seinem Herrgotte
verantwortlich erscheinen ließ. Im [bookmark: page82]Vergleiche zu ihm ist der französische
Präsident nach dem eingebürgerten parlamentarischen Brauche dem
Willen der Kammer unterstellt. Diese entläßt nach ihrem Gutdünken
eine Regierung und deutet durch eine Tagesordnung an, wer oder
welche Partei die Neubildung des Kabinettes zu übernehmen hat. Der
Präsident hat dazu nur der guten Form wegen sein »Ja« zu sagen, und
noch niemals ist es einem Präsidenten eingefallen, dem »Ja« der
Kammer sein »Nein« entgegenzusetzen. In der Hauptsache bleibt ihm
nur zu tun, die Gesetze und Ernennungen mit seinem Namen zu
unterzeichnen, und selbst dieser letzte Machtschein ist ihm oft
genug verkümmert, da, wie Claude Casimir-Périer, der Sohn des
ehemaligen Präsidenten schamloserweise in einem amerikanischen
Blatte erzählt hat, sein Vater aus dem Grunde zurückgetreten
ist, weil er es nicht ertragen konnte, daß die Minister es nicht
mehr für notwendig hielten, bei wichtigen Ernennungen auch nur
seine Unterschrift einzuholen. Gegenüber dieser Übermacht des
Parlamentes erschien die Stellung des Mannes im Weißen Hause
allerdings königlich.

		Aber in Wahrheit hat auch dort das Parlament nach und nach die
Präsidentschaft in den Hintergrund gedrängt, und selbst der oberste
Gerichtshof wird in staatsrechtlichen Fragen immer weniger in
Anspruch genommen, wie sehr auch der amerikanische Präsident gleich
seinem Berufsgenossen in Paris nur der Geschäftsbesorger seiner
Auftraggeber ist und wie sehr diese Stellung ihn in Gegensatz mit
seinem besseren Selbst und seinen innersten Überzeugungen bringt,
beweist ja handgreiflich der Fall Wilson.

		Gewiß ist die Philosophie dieses wunderlichsten aller
Professoren mit ihrer Verherrlichung der Steppenmoral weltweit
entfernt nicht etwa nur von der Gedankenwelt Fichtes und Kants,
sondern auch von der der Puritaner und der der Lockeschen
Erziehung, denen die geistige Art der Yankees entwachsen ist.
Immerhin lag noch in seiner Kennzeichnung des Amerikanertums, die
er in dem Buche »Nur Literatur« gegeben hat, ein Zug von frischer
Offenheit:

		»Als sie Amerikaner wurden, setzte die große,
entscheidende Bewegung unserer Geschichte ein. Selbst die Gesichter
der [bookmark: page83]Menschen veränderten sich. Die schnelle
Beweglichkeit des Auges, die Bereitwilligkeit, jeden kühnen und
abenteuerlichen Gedanken aufzunehmen, das nomadische
Gebaren, das keine bestimmte Heimat kennt und Pläne erweckt,
die überall ausgeführt werden können – alle jene Kennzeichen des
echten »Amerikaners« traten damals in unser Leben ein. Der Knall
der Peitsche und der Gesang des Fuhrmanns, das Keuchen der
Bootsleute, die ihre schweren Flöße auf den Flüssen
vorwärtsschoben, das fröhliche Gelächter am Lagerfeuer und der
Schall von Menschentritten in stillen Forsten wurden die
charakteristischen Laute unserer Atmosphäre. Es war eine rauhe,
sonnenverbrannte, durch ein hartes Leben wechselnden Glückes und
ständiger Gefahren gehärtete Rasse, die damals entstand; unwegsame
Urwälder waren das Paradies ihrer Unternehmungslust, der Knall der
Büchsen war ihren Ohren Musik, ihr Leben begann mit jedem Morgen
von neuem, ihr Handschlag war derb und freimütig und feinfühlend
war ihr Finger nur, wenn er am Abzug des Gewehres lag. Auf den
Spuren ihres Wanderzuges entstanden hinter ihnen die Städte; und
als die Notwendigkeit gekommen war, paßten sie sich auch dem
geregelten Leben an und wurden ansässig. So war das amerikanische
Volk geartet, dessen Großtat es wurde, sich einen Erdteil von einer
Meeresküste bis zur anderen zu erobern, noch ehe die Nation 100
Jahre alt geworden war. Das Bild ist seltsam! Geregeltes und wildes
Leben Seite an Seite; die Zivilisation schliff die Kanten ab, sie
wurde rauh und bereitwillig, mit einem Liede und einem Prahlwort
willkommen geheißen – nicht durch Staatsmänner, sondern durch
Viehtreiber und Waldläufer, deren Hände Axt, Peitsche und Büchse
führten.«

		Mit anderen Worten hat man diese Lebensauffassung als
Steppengeist gekennzeichnet im ausgesprochenen Gegensatze zu der
tiefen Achtung vor der Natur und der Überlieferung des boden- und
rückständigen alten Europa, dessen Kulturvölker nach englischem
Worte »alle aus dem deutschen Walde« stammen.

		Wahrmund hat als den Hauptfeind deutschen Geistes die
selbstzufriedene Sorglosigkeit gegenüber von auswärts
anschleichenden Gefahren hingestellt. Gegenüber diesem Hange der
»germanischen Waldvölker« unbesorgt vor plötzlichen Gefahren
dahinzuleben, sei der dem Lauern und Spähen zuneigende Sinn der
Wüsten- oder Steppenvölker im Vorteil, welche überschauend und
Gefahren von weitem gewahr werdend, auch ihre Sinnesart mit den
Kräften ausstatten konnten, deren sie zur rechtzeitigen und
ungefährlichen [bookmark: page84]Abfertigung des Gegners benötigten. Diese
Unterschiede haben sich mit zunehmender Verfeinerung der
Kampfesweise auf den sozialen und völkischen Daseinskampf
übertragen. Das blutige Morden ist der milderen Form des
allmählichen Erdrosselns gewichen, aber dennoch lebt es in
Grundsätzen weiter, die in verschiedenerlei Rechtsabstufungen und
Verzweigungen ihre klassische Gestalt angenommen haben.
Merkwürdigerweise sehen wir die tiefer stehenden, mit nomadenhafter
Veranlagung sich weitergrasenden Weide-, Kutscher- und
Schnorrervölker ihre Triebe mit Erfolg an den seßhaft schaffenden
Acker- und Städtebauvölkern betätigen, ohne daß diese recht in der
Lage sind, sich der Schlingen zu entledigen, welche netz- und
lassoartig ihr gesamtes öffentliches Leben durchziehen und
überspannen.

		Von den ältesten Zeiten östlicher Wanderschaft an, besonders
dann später unter Attila und der Goldenen Horde sehen wir dieses
Völkerschicksal sich vollziehen. Zumal die versprengten arischen,
insbesondere germanischen Posten an der Grenze der beunruhigenden
Reit- und Raubvölker sarmatisch-tartarischer Herkunft oder Mischung
sehen wir physisch durch Nachbarschaft oder drückende Herrschaft
der Changenossen leiden, während die um den Chan den bequemeren Weg
durch Hintertüre und Schlüsselloch wählen, um über die sonst mit
Blut verteidigten Grenzstriche unseres Kulturgebietes hinweg sich
zur Geistes- und Handelsherrschaft über das Ganze ergießen.
Die Formen völkischen Daseinskampfes gegen verschlagene und
vertragsuntreue Horden des Ostens bieten ein anziehendes Studium,
das sich auch auf die Erinnerungen daran erstreckt, die noch in
Sagen, Liedern und Sprichwörtern einzelner Gegenden widerhallen;
und obgleich ihr Atem die ganze Geschichte unseres Ostens
durchzieht, sehen wir dennoch weite Kreise des ganzen germanischen
Stammes vom skandinavischen Norden bis hinab gen Siebenbürgen oft
unfähig, zu begreifen, worum es sich hierbei eigentlich handelt. Es
nimmt also nicht gerade wunder, zu beobachten, daß die bei aller
Verschiedenheit dem östlichen Steppengeiste sehr ähnliche
Auffassung Woodrow Wilsons in Deutschland so gutgläubige Verehrung
gefunden hat. Und es darf dabei auch nicht [bookmark: page85]der starke Zustrom ostöstlicher
Einwanderer nach Amerika und ihr schnelles Aufsteigen zu Reichtum
und Handelseinfluß übersehen werden. Herr Wilson selbst scheint das
herauszufühlen, denn er macht nach dem letzten vorstehend von uns
angeführten Satze den versuch, auch die neuamerikanische
Sittenlehre als Waldgeist zu retten:

		»Man hat behauptet, wir hätten hier etwas von dem
Urprozesse aller Geschichte wiederholt; das Leben und die Sitten
unserer Grenzmänner führe zurück zu dem Leben und den Hoffnungen
jener Menschen, die durch Europa schweiften, als auch dort die
Wälder noch dicht und dunkel waren. Aber der Unterschied ist groß
und der Betrachtung würdiger als die Ähnlichkeit.«

		Sonderbarer ist die Geschichte der Völkerwanderung noch niemals
entstellt worden, als von diesem Amerikaner, der sich vermißt, die
Waldtreue der Germanen, die vom Römer nichts forderten als eine
Scholle, die sie bebauen und als eine neue Heimat lieben dürften,
zu vergleichen mit der rohen und rücksichtslosen Ausbeutung der
Naturschätze, wie sie der amerikanische Steppengeist bewirkt hat,
den er selbst bezeichnet als »das nomadische Gebaren, das keine
bestimmte Heimat kennt und Pläne erweckt, die überall ausgeführt
werden können«. Und doch hat auch er sich nicht der zwingenden
Kraft des Ordnung schaffenden deutschen Gedankens entziehen können,
wie er insbesondere in dem preußischen Staatswesen greifbar und
faßbar in seiner Machtpolitik sich offenbart. In seinem Buche über
den »Staat« rühmt er der Schöpfung des Großen Kurfürsten und
Friedrichs II. nach:

		»Preußen ist erfolgreich bestrebt gewesen, eine
größere Vollkommenheit in seiner Verwaltungsorganisation zu
erreichen als irgendein anderer Staat Europas.«

		Und in dem Vorworte, das er für die von Günther Thomas besorgte
deutsche Ausgabe dieses Buches geschrieben hat, heißt es:

		» Das amerikanische Volk verdankt der geistigen
Befruchtung durch Deutschland soviel, daß es einem jeden
Amerikaner nur große Genugtuung bereiten kann, wenn auch Werke
amerikanischer Verfasser in Deutschland Verbreitung und Anerkennung
finden, zumal wenn sie, wie in diesem Falle, ihrerseits vielfach
auf der deutschen Fachliteratur fußen.« [bookmark: page86]

		Die Nutzanwendung aus dieser Bewunderung der deutschen
Staatsauffassung hat er auch als Lehrer und Schriftsteller des
Staatsrechtes in bestem Bemühen zu ziehen versucht und u. a. in
folgenden Sätzen gefordert:

		»Nichtsdestoweniger ist es von Wichtigkeit, die
Tatsache hervorzuheben, daß die Regierungsfunktionen ... an Zahl
und Umfang doch so ziemlich dieselben sind, die sie von jeher
waren.

		Ihre (der Regierung) Sphäre wird nur durch die
Klugheit begrenzt, unter einer republikanischen Regierungsform
ebensogut wie unter der absoluten Monarchie.

		Die Regierung tut heute, was ihr ihre Erfahrung
erlaubt oder was die Zeit verlangt; und wenn auch nicht genau, so
tut sie doch im wesentliches dasselbe, was der alte Staat getan
hat.«

		Ganz besonders herzerquickend aber wirkt heute folgende seinen
Amerikanern erteilte Lehre:

		»Ein jedes Volk muß in steter Fühlung mit seiner
Vergangenheit bleiben.

		Der Weg politischer Entwicklung ist konservative
Anpassung, Umwandlung alter Gewöhnung in neue, Benutzung alter
Mittel für neue Zwecke.

		Eine freie Regierung kann nicht gedeihen, wenn sie
die Traditionen ihrer Geschichte aufgibt ... Von einer Regel darf
man unter keinen Umständen abweichen, und das ist die der
geschichtlichen Zusammenhänge.«

		Da wurde aus dem Bewunderer der Gedankenwelt Treitschkes der
Präsident der Vereinigten Staaten, und mit dem Einzuge in das Weiße
Haus beugte er das philosophische Haupt unter das Joch der Könige
der Republik, deren im Lande der reinen Trusts freilich sehr viel
weniger sind als in dem vergleichsweise stümperhaften Frankreich.
Diese Abhängigkeit des Präsidenten von den Trustprotzen fand Wilson
freilich bereits vor. Schon Roosevelt hatte sie zu seinem Schaden
erfahren, als er im Herbste 1907 versuchte, die Vereinigten Staaten
von der Zwinglandei der Trusts zu erlösen, die er, solange er
Kandidat war, bekämpft hatte. Die Antwort war ein Brief von J.
Pierpont Morgan, der dem Präsidenten im Namen des Stahltrusts und
der hinter diesem stehenden Geldmacht einen Sturz aller
Wirtschaftswerte androhte, falls er sich nicht verpflichtete,
[bookmark: page87]der
Aufsaugung der Tennessee-Kohlen und -Eisen-Gesellschaft durch den
Morgantrust keinerlei Schwierigkeiten auf Grund der
Anti-Trust-Gesetze zu bereiten. Diese Tenessee-Gesellschaft war mit
ihren eigenen Eisenerz- und Kohlenlagern der einzige große
Wettbewerber des Stahltrusts. Roosevelt besaß weder den Mut noch
die Zähigkeiten, diesem unerhörten Erpressungsversuche zu trotzen
und die Riesengauner den Gerichten zu überliefern, wie es George
Washington sicher getan haben würde; wohl aber wurde im Oktober
1912 vor einem Untersuchungsausschüsse des Kongresses festgestellt,
daß Morgan im Jahre 1904 für Roosevelts Wahl nicht weniger als 630
000 Mark beigesteuert hatte. Selbst dem »Berliner Tageblatte« war
das damals zu viel, und es gab sich in seiner selbstlosen
Bewunderung des Amerikanertums der schönen Hoffnung hin, »daß die
demokratische Flamme aufs neue stärker denn je auflodern und im
nächsten Jahre mit der Waffe des Stimmzettels in der Hand das
wirtschaftliche und besonders drüben damit auch das politische Joch
einer zügellosen Plutokratie, einer nur minimalen
Volksgruppe, zerbrechen wird«.

		Ja, so hat es am 17. November 1907 im »Berliner Tageblatte«
gestanden; aber im Falle des Herrn Wilson ist die Geschichte den
alten Weg gegangen und die Flügelpracht, die der
Präsidenten-Schmetterling entfaltete, als er aus der
Professorenpuppe herausgekrochen war, stammt vom Golde der
Schurken, die sich am Blute Europas bereichern. Paul Dehn hat im
Juni 1917 in der »Kreuz-Zeitung« einige besonders wertvolle
Aufschlüsse darüber gegeben, wie Wilson mit jeder neuen Bestellung
von Kriegsbedarf seine Neutralität weiter abgebaut und die Ausfuhr
von Bannware in steigendem Maße nach England, Frankreich, Rußland
und Italien zugelassen hat. Bis Ende 1916 hatte die Union
bekanntlich allein an Sprengstoffen für drei Milliarden Mark an
unsre Feinde geliefert. Die Gesamtausfuhr an Kriegsbedarf belief
sich auf 6 Milliarden Mark. Der Stahltrust erhöhte seinen Umsatz
von 2,2 Milliarden Mark in 1914 auf über 5 Milliarden Mark in 1916
bei unverhältnismäßiger Steigerung des Reingewinnes. In der »Times«
vom 3. März 1917 [bookmark: page88]schrieb Isaak Markussohn, ein Freund des Lord
Northcliffe:

		»Der Krieg ist ein riesenhaftes
Geschäftsunternehmen und das Schönste daran die
Geschäftsorganisation.«

		Im August 1916 tauchten Friedensgerüchte auf. Die Neuyorker
Börse verzeichnete diese mit Stimmungsflaute und Verkaufslust. Auf
Umfrage einer Neuyorker Bank befürworteten damals 1396
Geschäftshäuser in der Union die Bewilligung erhöhter Mittel an die
Regierung zur Herstellung der Kriegsbereitschaft. Nur 78
Geschäftshäuser waren dagegen. Alle Politiker suchten nach Mitteln,
um den wirtschaftlichen Aufschwung der Union auf der Höhe zu halten
und dem Unglücke eines Friedens vorzubeugen.

		Wie insbesondere Herrn Wilsons Freunde die Gunst ihrer Lage zu
nützen verstanden haben, trat Ende nach dem Friedensangebote
Bethmann Hollwegs und der heuchlerischen Friedensnote Wilsons
hervor. Beide drückten naturgemäß in Neuyork auf die Kurse. Die
Börse aber diskontierte dies Ereignis schon im Vorhinein. Damals
wurde, wie Paul Dehn mitteilt, der Börsenmakler Baruch in
Neuyork, zu gleicher Zeit Munitionsminister der Union, wegen
seiner Friedensspekulationen vernommen und mußte einräumen,
durch Verkäufe zwischen dem 10. und 20. Dezember rund zwei
Millionen Mark Gewinn gemacht zu haben. Allerdings bestritt er,
vorzeitig von Wilsons Friedensnote Kenntnis gehabt zu haben, obwohl
er mit dessen Schwiegersohn, dem Schatzsekretär, in allerengster
Verbindung stand und auch andere Freunde Wilsons damals mit gutem
Erfolge verkauft haben.

		Diese Tatsache ist später bestätigt durch einen der drei
amerikanischen Sozialisten, denen es gelungen ist, ohne Pässe nach
Stockholm zu kommen, Herrn Reinstein. Er erzählt, daß die Neuyorker
Börsenkreise alles getan haben, um einem deutsch-russischen Frieden
vorzubeugen. Denn: »Amerika will sein Geld, das es für die Entente
engagiert hat, wieder zurückhaben!« Reinstein gibt dann
Mitteilungen über die Besorgnisse der Neuyorker Geldmacht [bookmark: page89]angesichts der
russischen Revolution, und diese werden ja schlagend genug
bestätigt durch Herrn Wilsons »Botschaften« an die russische
Regierung, seine Reden und die Entsendung einer Abordnung nach
Petersburg, wo heute mehr als je der amerikanische Donner und
Dollar rollen, um die Welt endlich von der deutschen
Selbstherrschaft zu befreien und ganz mit den Idealen der
Uneigennützigkeit, Freiheit und einzigartigen Gleichheit zu
beglücken, wie sie in Amerika herrscht und insbesondere von dem
uneigennützigen Herrn Wilson in edler Aufrichtigkeit bewundert
wird.

		Jene Aufregung der Neuyorker Börse, die Herrn Baruch zu seiner
schönen Friedensspekulation verhalf, fiel bemerkenswerterweise in
die Zeit, als Herr Gerard nach seiner Rückkehr in Berlin gefeiert
wurde und im Festsaale des Hotel »Adlon« erklärte, daß unsere
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten sicherlich solange gut
bleiben würden, als »die hervorragenden Staatsmänner, die Führer
des Heeres und der Marine, Reichskanzler von Bethmann Hollweg,
Hindenburg, Ludendorff, Capelle und Holzendorff an ihren Stellen
stehen werden!« Tief müssen wir Atem holen bei solchen
Erinnerungen. Aber wie können wir uns wundern über die
Nackenschläge, die trotz aller Siege immer wieder unsrer Politik
versetzt sind, wenn wir uns vergegenwärtigen, wie dieser Herr
Gerard, der selbst und durch seine stellvertretenden Beamten in den
Geheimberichten das Vorhandensein einer alles übersteigenden
deutschen Friedenssehnsucht nach Washington gemeldet hatte und bei
seiner Rückkehr sich eine so gänzlich unpassende Einmischung in
deutsche innerpolitische Dinge und zugleich eine Drohung in
Haldaneschem Stile erlaubte! Wenn wir uns ferner vergegenwärtigen,
wie an jenem Abende der Staatssekretär Dr. Helfferich erklären
konnte, wir verlangten von den Neutralen eine Neutralität, »welche
beide Parteien mit gleichem Maße mißt«. Und er hoffte noch immer,
daß Herr Wilson und seine Leute »Schulter an Schulter mit dem
Deutschen Reiche die Freiheit der Meere gegen Großbritannien
erkämpfen« würden. Hoffte das, obgleich ihm und den Bankkreisen,
die Herrn Gerard in englischer Sprache bewillkommnen ließen,
trotzdem er nur allzusehr [bookmark: page90]seine Vertrautheit mit deutscher Sprache und
Gepflogenheit bewiesen hatte, die mindestens bisher unwidersprochen
gebliebene Nachricht bekannt sein mußte, daß die amerikanische
Bot- und Kundschafterin ihren Hund mit dem eisernen Kreuze
geschmückt hat!

		Die Yankees hatten wirklich in der schönen Zwanglosigkeit, die
sie mehr kennzeichnet als ziert, über die wahre Stimmung, die gegen
uns herrschte, die Welt nicht im Zweifel gelassen. Admiral Sims,
der Befehlshaber der atlantischen Flotte der Vereinigten Staaten,
ist im Herbste 1910 zu längerem Besuche der britischen und
französischen Kriegshäfen herübergekommen, während er die deutschen
Häfen nicht besucht hat. Bei seiner Anwesenheit in London gab ihm
und seinen Offizieren der Oberbürgermeister ein Festmahl, an dem
auch der amerikanische Botschafter teilnahm. Dieser wies in seiner
Rede auf die Gemeinschaft der beiden angelsächsischen Reiche hin
und sprach die Hoffnung aus, daß ihre beiden Flaggen auch in dem
kommenden großen gemeinsamen Kampfe nebeneinander wehen würden.
Der Oberbürgermeister antwortete darauf, daß dann das alte
Mutterland sich an die kraftvolle Kolonie wenden und sie mahnen
würde, den alten Stamm zu beschützen, aus dem sie selbst einst
hervorgegangen sei. Worauf der Oberbefehlshaber Sims aussprach:
Wenn je der Fall einträte, daß der Bestand des englischen
Reiches ernstlich bedroht wäre, könne »England auf jedes Schiff,
jeden Dollar und jeden Blutstropfen jenseit des Atlantischen Ozeans
zählen.«

		Auch diesen Vorgang hat die deutsche Regierung als möglichst
unbedeutend und unerheblich darzustellen versucht. Eben aus jener
traumseligen Wunschstimmung heraus, die es für möglich hielt, die
Vereinigten Staaten im Kampfe mit England als ihren Verbündeten zu
sehen.

		Wo liegen die letzten Quelladern dieses unser deutsches Leben in
so verhängnisvoller Weise wie eine molsche Wiese versumpfenden
Zustromes?

		Über das Ehepaar Gerard braucht man sich ja schließlich nicht
allzusehr zu wundern: ihre Zuversichtlichkeit erklärte sich aus dem
festverankerten Sicherheitsgefühle, [bookmark: page91]hinter sich die »Bosses« der Heimat zu
haben, insbesondere den allmächtigen Pierpont Morgan. Denn in dem
Lande der Pilgerväter, wo man die Zwingherrschaft der Trusts längst
als die natürliche Entwicklung von Freiheit, Gleichheit und
Brüderlichkeit hinzunehmen gelernt hat und als letzte Entwicklung
der Menschheit nur noch die Vertrustung der Trusts zu einem
einzigen Riesentrust erörtert, verachtet und verlacht man alle
andersgeartete Bedenkenmeierei und sieht naturgemäß nach heimischem
Vorbilde in den »Prominenten« vom Hotel »Adlon« und deren Presse
den wirklichen Ausdruck der Kraft oder Sehnsucht des politischen
Deutschland.

		Um das zu verstehen, braucht man nur einen Blick auf die
Geschichte der amerikanischen Vermögensbildung zu werfen. Freilich
ist diese noch nicht einwandfrei geschrieben. Die gunsthaschende
Art, in der z. B. Theodor Roosevelt in » The
winning of the west« in amerikanischer Neuromantik um die
Wahlstimmen der Kuhjungen und ähnlicher Helden des wilden Westens
wirbt, dringt doch nicht zum eigentlichen Kerne der Sache vor. Daß
man den »kämpfenden Elch«, wie er selbst sich als Wahlbewerber auf
dem »Stump« hat nennen lassen, in Leipzig und Berlin zum
Ehrendoktor ernannt hat, dürfte eine unbefangene
Geschichtsschreibung als unzweideutigen Erfolg der verflachenden
Wirkung des Austausch-Professorentumes verbuchen. Man
vergegenwärtige sich, wie der Dekan der Berliner Akademie, Geheimer
Regierungsrat Prof. Dr. Gustav Roethe, bei der Hundertjahrfeier
dieser ehrwürdigen Hochschule den Rauhreiteroberst mit dem Lobe
begrüßt hat, daß der Gefeierte »sich wohl fühle in unsrer rapid
entwickelten Kultur, zu der er gute Zuversicht habe«. Als
prangendste Blüte dieser Austauschkultur wird folgender Satz durch
die Zukunft duften:

		»Wir Philosophen, in deren Doktoreid das Bekenntnis
zur Wahrheit durchaus den Kern bildet, ehren an Ihnen, dem
ausgezeichneten amerikanischen Bürger, den sittlichen Mut zur
Wahrheit, mit dem Sie, ein Erzieher Ihres Volkes, Mißbräuche der
Heimat erkennend, nicht schwiegen, sondern von der Erkenntnis zum
Willen, vom Willen zur heilenden Tat fortschritten, gleich
unbekümmert um Beifall und um Widerstand.

		So ehren wir Sie und uns, wenn wir heute, dankbar
für [bookmark: page92]diese
Stunde, Ihnen die in unseren Augen sehr wertvolle Würde verleihen,
zu deren ersten Trägern Helden unserer Geschichte wie Blücher,
Gneisenau, Hardenberg gehört haben.«

		Der Gefeierte hat nicht ermangelt, sich dieser Ehre mit
tiefgründigen Aufschlüssen über die Berliner »Weltkulturbewegung«
so würdig zu erweisen, als ihm in der Eile möglich war, und
erfreulicherweise klang echt amerikanisch der Schluß seiner Rede:
»Ich glaube an Sie und Ihre Zukunft, weil ich so fest an die
Einrichtungen und an das Volk – meines eigenen Vaterlandes glaube.«
Aber leider gibt diese Rede uns keinen Aufschluß über das drollige
Verhältnis zwischen dem Freiheitsdrange des wilden Westens und
seiner Beherrschung durch die verhaßten » tenderfeet of the East«. Sie alle hassen die
Trustmagnaten wie die Pest, fühlen sich doch aber unaussprechlich
geehrt, wenn sie der Ehre einer Anrede gewürdigt werden und haben
im übrigen keinen blassen Schimmer davon, wie sehr sie mit ihren
Vereinigungen der »Ritter der Arbeit« usw. die Geschäfte der
wenigen Drahtzieher besorgen.

		Noch immer gleicht der amerikanische Arbeiter in dieser
niedrigen Bewunderung von Reichtum und Erfolg dem in Altengland,
dessen Mannesstolz zusammenknickt vor einem Baronetstitel und vor
dem Anblicke eines prunkvollen Landschlosses in vornehmer
Abgeschiedenheit. Und dabei drängt sich in keinem Lande das soziale
Unrecht und das Elend der arbeitenden Klassen in so nackter und
erschreckender Gestalt hervor, wie im freien Amerika. In
Südkarolina erhalten nach den Feststellungen von Dr. Geo L. Knapp
viele Hunderte Kinder für 62stündige Arbeit innerhalb einer Woche
einen Lohn von 1,32 Dollar und mehrere Tausende von Kindern, die
noch nicht das 9. Lebensjahr überschritten haben, frohnden die
gleiche Zeit der Arbeitsstunden. Knapp aber, der Mitglied der
obersten Regierungsbehörde für Handelssachen ist, bemerkt zu dieser
Feststellung: »Es besteht wenig Hoffnung auf baldige Änderung
dieser unerfreulichen Verhältnisse.«

		Erschreckend ist die Zahl der Unfälle, nach denen kein Huhn und
kein Hahn kräht. In den Anthrazit-Kohlengruben von Pennsylvanien
kamen in den Jahren von 1870 [bookmark: page93]bis 1903 nach Mitteilung desselben
Gewährsmannes durchschnittlich 322 Mann im Jahre ums Leben. In
einem sogar 518. Im Jahre 1908 erreichte die Summe die Höhe von 708
und im Weichkohlengebiete des Staates betrug sie 806. Im Jahrzehnt
1898 bis 1907 haben in den Vereinigten Staaten 26 340 Kohlenhauer
bei der Arbeit ihr Leben eingebüßt und die gesamte Unfallstatistik
vom Jahre 1907 weist mehr als 32 Todesfälle und zwei Millionen
Verletzungen auf. Der amtliche Bericht weist darauf hin, daß die
Möglichkeit für erfolgreiche Unfallverhütung in anderen Ländern
erwiesen sei und betont die Tatsache, daß eine ungeheure Anzahl von
Menschenleben vergeudet und eine große Menge von Verletzungen der
Gesundheit und Verlust der Arbeitskraft festzustellen ist.

		Alledem sehen die Trustmagnaten kaltlächelnd zu ohne einen
Finger zu rühren, so daß der Senator Borah von Idaho erklärt
hat:

		»Ich übertreibe nicht oder entstelle nicht die
unwillkommenen und uns anklagenden Tatsachen, wenn ich erkläre, daß
wir schon jetzt, in unserer Jugend, die gesetzloseste aller großen
zivilisierten Nationen sind. Es gibt kein Land ersten Ranges, in
welchem so wenig Respekt vor dem Gesetz existiert, weil es Gesetz
ist – der letzte Ausdruck der Souveränität – als hier in unsrer
eigenen Republik.«

		Auch was Wilson in seiner »neuen Freiheit« sagt, bleibt abseits
vom Wege zur Wahrheit: der Knechtung und Entrechtung aller geistig
und körperlich arbeitenden Volkskreise Amerikas. Wilson meint:

		»Amerika wurde geschaffen, um jede Art von
Bevorzugung aufzuheben, um die Menschen zu befreien und sie auf den
Boden einer Gleichheit zu stellen, auf dem sie unbehindert ihre
Fähigkeiten und Kräfte betätigen können.«

		Das ist richtig. Aber das heutige Amerika hat diese seine
Bestimmung nicht erreicht, und zwar aus dem einfachen Grunde nicht,
weil das Land, das nach dem ursprünglichen Sinne der
Heimstätten-Gesetzgebung eine gleichmäßige Freiheit von fest auf
ihrer Scholle sitzenden Bauern ernähren sollte, eben dank jenem von
Wilson geschilderten »nomadischen Gebaren« zum Gegenstande
wildester und [bookmark: page94]bedenkenlosester Schleuderei und Schieberei
geworden ist. Denn dies Gebaren, »das keine bestimmte Heimat kennt
und Pläne erweckt, die überall ausgeführt werden können«, hat
notgedrungen in der Bethlehem-Stahl-Gesellschaft enden müssen. Wo
der Boden von vornherein nur als Verkaufsware betrachtet wird und
der Bauer von seinem Lande sich leichter wie von einem Pferde
trennt, obgleich er es selbst bebaut hat und seinen Kindern darauf
eine Heimat schaffen wollte, da bemächtigt sich seiner
selbstverständlich die Spekulationswut, die diese Ware in bare
Münze umsetzt. Und weil dieser Umsatz in Tausenden von Einzelfällen
sich lohnend erwies, fand sich, um mit Herrn Isaak Markussohn zu
reden, bald genug in diesem riesenhaften Geschäftsunternehmen das
Verständnis für »dessen Schönstes, die Geschäftsorganisierung«. Es
ist bekannt, daß durch vorteilhaften Landverkauf der Grund zu den
ersten großen amerikanischen Vermögen gelegt wurde und wie dann
nach diesen ausgezeichneten Geschäftserfahrungen über Nacht Städte
aus dem Nichts geschaffen wurden, um das durch kapitalistischen
Kapitalschwindel ergatterte Land an Einwanderer oder sonstige
Grünhörner abzusetzen. Wie die Erben der so erworbenen Vermögen
dann das Schönste, die Geschäftsorganisierung, gelernt und ihre
Erfahrungen parlamentarisch verwertet haben: das ist die Geschichte
der »Knownothings«, von der wir leider noch zu wenig wissen, wenn
wir sie auch in ihrem letzten Ergebnisse klar vor uns haben.
Immerhin zeigt jeder Vergleich unseres rückständigen deutschen
Patriziertums mit der amerikanischen Entwicklung uns den
tiefgründigen Unterschied von alterworbenem seßhaften Reichtume und
jenem Kapitalismus, der nach Herrn Wilsons Worte »keine Heimat
kennt und Pläne erweckt, die überall ausgeführt werden können«. Und
da Wilsons Buch über »Die neue Freiheit« uns diesen Gegensatz, also
die letzte Ursache und den tiefsten Grund dieses Weltkrieges nicht
zu erklären weiß, so bleibt es letzten Endes auch »nur
Literatur«.

		Neuerdings hat ein Sozialdemokrat namens Gustav Myers den
Versuch unternommen, die »Geschichte der großen amerikanischen
Vermögen« zu schreiben. Das Buch [bookmark: page95]ist in deutscher Übersetzung bei S.
Fischer in Berlin erschienen, und der Sozialist Max Schippel hat
eine empfehlende Einleitung dazu geschrieben. Myers Darstellung ist
aber nach seinen eigenen Worten »eine Erzählung der Mittel, durch
welche Eigentum erworben und große Vermögen in Besitz genommen
worden sind«. Es behält tatsächlichen Wert um der Aufzählung der
unglaublich zahlreichen und üblichen Betrügereien und Diebstähle
willen, leidet aber an der Schwäche, daß Myers jeden
Reichtum aus Betrug herleitet. So haftet auch seine Aufdeckung der
Großschwindeleien zu sehr an der Oberfläche und erweckt damit
vielleicht zu Unrecht den Eindruck einer geklitterten
Skandalchronik. Dies um so mehr, als er uns die Erklärung der
Zusammenhänge schuldig bleibt.

		Sehr viel wertvoller ist dagegen eine gleichfalls aus
sozialistischer Feder stammende Arbeit über die entsprechenden
französischen Verhältnisse. Francis Delaisi, dessen
im Jahre 1912 erschienene Kriegsvoraussage »Der kommende Krieg« in
ihrer deutschen Übersetzung in Deutschland allgemein bekannt, wenn
auch gewiß noch nicht genügend gewürdigt ist, hatte bereits ein
anderes Buch über »Die Demokratie und die Geldmänner«
veröffentlicht, das leider nur noch im französischen Urwortlaute
vorliegt. Weit gründlicher als der anscheinend dem Neuyorker Osten
entstammende Myers geht Delaisi den Grundbegriffen zu Leibe, mit
denen im Jahrmarktstreiben die Gaukler blitzendes Fangballspiel zu
treiben wissen. Er deckt den tiefen Gegensatz zwischen Sozialismus
und Demokratie auf, der dem Durchschnitte unsrer Lokal- oder
Zentralorganisierten in der Mehrzahl der Fälle wohl aus dem Grunde
nicht aufgedämmert ist, weil ihre Führer nicht die Zeit gehabt
haben, sich damit zu beschäftigen. Ebenso gründlich behandelt er
das Wesen des vielgerühmten Parlamentarismus mit seiner
Voraussetzung der Gleichheit alles dessen, was Menschenantlitz
trägt, und weist in höchst beachtlichen Schilderungen nach, wie
wenig sich die Erwählten des Volkes nach der Wahl um die Geschäfte
des Staates kümmern und wieviel mehr dagegen um allerhand eigene
Angelegenheiten, zu denen ihnen das Mandat verhilft. In
vernichtender Schärfe legt [bookmark: page96]Delaisi dar, daß den wirklichen Vorteil an
dieser auf zwei brüchigen Grundpfeilern, unkundigen Wählern und
gewissenlosen Gewählten, ruhenden Regierung lediglich die
Veranstalter dieses gleisnerischen Schauspieles haben können, an
deren Drähten die Parlamentspuppen tanzen. Diese Ausbeuter des
gesamten politischen Lebens bezeichnet Delaisi mit Fug und Recht
als die Herren, ja als die Erfinder der Demokratie.

		Immerhin haben sie es noch nicht soweit gebracht wie die in
Amerika; denn es sind wie erwähnt, nach der von Delaisi sehr genau
aufgestellten Liste immerhin noch ganze 55 Männer, die das bisher
reiche Frankreich beherrschen und ausbeuten. Nur zwei oder drei von
ihnen sind Abgeordnete und Senatoren, aber selbst diese treten
nicht hervor, und alle anderen halten sich vorsichtig im
Hintergrunde. In Deutschland sind wir noch weit mehr rückständig,
da nach Herrn Walther Rathenaus in der Weihnachtsnummer der Wiener
»Neuen Freien Presse« gegebener sachverständiger Aufstellung 300
Geldgewaltige das festländische Leben beeinflussen, von denen jeder
jeden kennt und sich seinen Nachfolger aus seiner Umgebung
heraussucht! Der Grund dieser bisherigen Rückständigkeit der
deutschen Entwicklung liegt in den heilsamen Schranken, die das
wirklich monarchisch regierte Deutschland immer noch schützten und
deren Beseitigung deshalb den eigentlichen Grund der Sachlage
bildet, die Amerika mit Recht zusammenfaßt in dem Satze: »
all the world against Germany!« Erst
drüben, im Lande der unbegrenzten Menschenmöglichkeiten, hat die
kapitalistische Entwicklung ihre höchste Blüte getrieben.

		Die »Finanzoligarchie« gab nach Poincarés Wahl in Frankreich um
so mehr für den Krieg den Ausschlag, als sie sich, abgesehen von
dem russischen Drucke, den gleichgearteten angelsächsischen
Strömungen nicht entziehen konnte. Zudem war von slawischer Seite
auch bereits viel zu stark vorgearbeitet und die Mitteilungen aus
der französischen Botschaft zu Wien ließen keinen Zweifel mehr
daran, daß auch die österreichisch-ungarische Großfinanz rühmlichen
Eifer darin entwickelte, vor allen Dingen die Beziehungen [bookmark: page97]mit Frankreich und
England zu pflegen. Zum Teil sprach dabei das Anleihebedürfnis mit,
denn das deutsche Geld suchte im eigenen Lande Beschäftigung und
Frankreich war für die Banken das Land des billigen Geldes.
Allerdings waren die Franzosen sehr zurückhaltend, solange
Österreich nicht auf das Bündnis mit dem Deutschen Reiche
verzichten wollte und diese unangenehme Beeinflussung des Wiener
Bankwesens wurde für das österreichische Deutschtum insofern
verhängnisvoll, als für tschechische Banken französisches
Geld allezeit zu haben war. Heute wissen wir, daß Herr Chéradame,
dessen Aufsatz » Germaniam esse
delendam« in ganz England unvergessen ist, im Jahre 1912 auf
tschechische Anstiftung hin in Paris die lebhafte Bewegung für
Ausschließung Österreich-Ungarns vom französischen Geldmarkte
entfesselt hat. Und wir vergessen nicht, daß in jenen Tagen bei der
Palackifeier in Prag an das Wort des Gefeierten erinnert wurde:
»Wir Tschechen waren vor Österreich und werden nach Österreich
sein!« Bei jener Feier überreichte eine Abordnung des Pariser
Stadtrates eine Denkschrift, in der den Tschechen als einer
»unterdrückten Nation« die Hilfe des großmütigen Frankreich
versprochen wurde.

		Daher die Wiener Geldleute Ach und Weh klagten über das
deutsch-österreichische Bündnis, das ihnen noch das letzte bißchen
Geschäft verderben würde! während sich die Berliner Regierung der
Hoffnung hingab, den tatsächlich doch unvermeidlichen Krieg durch
Verständigung mit England vermeiden zu können, betrieb das
Großbankentum mit sehr viel offeneren Augen die gleiche
Politik aus Besorgnis vor Geschäftsstörung. Wie dies sich
verquickte, hatte bereits im Vorjahre der bekannte Bericht der
»Neuen Freien Presse« über eine Unterhaltung mit einem englischen
Diplomaten in beschämender Weise dargetan. Die Einbläserei lief
daraus hinaus, daß Deutschland im Marokkostreite zwischen der
Unzufriedenheit der Alldeutschen und einem Streite mit Frankreich
zu wählen habe. England bedaure, ja verurteile entschieden
Deutschlands Haltung. Nicht Frankreich, sondern das herausfordernde
Deutschland sei zur Mäßigung zu mahnen. Aber hinter Deutschlands
[bookmark: page98]auswärtiger
Politik stehe nicht das deutsche Volk. In Deutschland regiere eine
Gruppe, die Tat von Agadir sei von der Umgebung des Kaisers
veranlaßt worden. Die deutschen Diplomaten unterrichteten zum Teil
ihre Regierung ungenügend über die Volksstimmung der Länder, in
denen sie beglaubigt seien. Auch über die Stimmung der Länder sei
die deutsche Regierung nicht gut unterrichtet. Österreich und
Italien könne die Aufrollung der Marokkofrage durch Deutschland nur
unerwünscht sein. Namentlich Italien sei wegen Tripolis auf das
Wohlwollen Frankreichs und Englands angewiesen.

		Obwohl der Botschafter Cartwright eine gewundene Ableugnung
veröffentlichte, blieb doch sonnenklar, daß nur er der Verfasser
sein konnte, und die »Neue Freie Presse« stellte dies zum
Überflusse am 13. September 1911 fest. Die »Norddeutsche Allgemeine
Zeitung« aber erklärte tags darauf als Beweis der Berliner
Unerschüttlichkeit:

		»Die deutsche Regierung hat von der englischen
Regierung die Mitteilung erhalten, daß der englische Botschafter in
Wien weder den Artikel in der »Neuen Freien Presse« inspiriert,
noch die ihm zugeschriebenen Äußerungen getan habe. Damit ist der
Zwischenfall für die Kaiserliche Regierung in befriedigender Weise
erledigt.«

		Zu diesen Befriedigungen traten die Fäden, die das in Frankreich
zum Freimaurertum in engster Verbindung stehende Großjudentum
verknüpften mit ihren noch nicht vergessenen Genossen zu Wien und
Berlin. Und in diesen noch immer straffen Aufzug wob der
Panslawismus seinen tschechischen und südslawischen Einschuß
hinein. Die tschechischen Führer und Zeitungsmänner hatten
persönlich auch Verbindungen in Paris, ja sie waren zum Teil dort
verschwägert, wie der Leiter des halbamtlichen »Fremdenblattes«
Szeps mit der Familie Clémenceau. Die »Norddeutsche Allgemeine
Zeitung« vom 23. September 1866 hat darüber nach Bismarcks
Anweisung sehr wertvolle Aufschlüsse gebracht. Alles dies aber
wurde überboten durch die leidenschaftliche und weltverzweigte
Tätigkeit des Reichsratsabgeordneten Dr. Karl Kramarsch, den man
nicht ohne Grund als den eigentlichen Anstifter des Weltkrieges
[bookmark: page99]bezeichnet
hat. Er ist das mindestens, soweit die östlichen Einflüsse in
Betracht kommen; denn niemand hat so sehr wie er es verstanden, die
innerhalb des Slawentumes bestehenden Gegensätze wieder und immer
wieder zu überwinden und in geeinter Front die ganze slawische Welt
gegen das von ihm tödlich gehaßte Deutschtum zu führen. Mit der
Tochter eines reichen Moskauer Fabrikanten Chludow verheiratet,
hatte er zu den großrussischen Kreisen seiner Verwandtschaft starke
Beziehungen und stand nicht bloß mit den Herren Iswolski, Stolypin
und anderen Anhängern der Einkreisungspolitik Eduards VII. in
innigstem Verkehre, sondern war als Besitzer des in der Krim
belegenen Schlosses Barbo auch oft der gern gesehene Gast der
Zarenfamilie im benachbarten Livadia. Eng befreundet mit dem
russischen Generalleutnant Wolodimirow hat er 1907 im Vereine mit
ihm die neuslawische Bewegung ins Leben gerufen, und bei aller
Zurückhaltung wird ausgesprochen werden dürfen, wie sehr die von
Kramarsch und Masaryk erregte Gärung nach der Wahl Poincarés das
Faß des französischen Übermutes zum Überfließen gebracht hat.

		Es ist sehr lehrreich, von diesem Punkte aus zurückzublicken auf
die Strömungen im politischen Leben Frankreichs, wie sie
unmittelbar vor der Wahl Poincarés bestanden. Das starke
Selbstbewußtsein des Herrn Poincaré hatte ja gerade seinem Gegner
Pams einen so großen Zustrom von Anhängern gebracht. Und je mehr
sich in der Kürze der verhängnisvollen Spannung zwischen der
Hauptwahl und Stichwahl Herrn Poincarés Aussichten verstärkten,
desto mehr regte sich der Verdacht, daß der neue Präsident
vielleicht als Diktator, als alleiniger Lenker des Auswärtigen und
»Cousin« von Kaisern und Königen sich aufspielen werde. Der
sozialistische Senator Béranger sprach in seinem Blatte »Action«
deutlich die höchst bezeichnende und beachtliche Forderung aus:

		»Um sein Amt gut auszufüllen, darf der Präsident
keine neuen Wege einschlagen wollen, er hat nur die
Geschäftsführung des Fallières fortzusetzen.«

		Ein anderes Blatt dieser Partei, der »Radical« erklärte, der
Präsident müsse »ein Vertreter der republikanischen Mehrheit [bookmark: page100]sein, dem sein
Republikanismus die Kraft gebe, in steter Berührung mit seiner
Partei zu bleiben«.

		Überflüssig ist zu versichern, daß diese Auffassung ganz und gar
die der Geldfürsten war, die an der Spitze des Staates einen Mann
sehen wollten, der die Bürgschaft dafür trüge, daß immer die Massen
an der ministeriellen Macht teilnehmen. Denn zweifellos ist dies
das sichere Mittel, um die ministerielle Macht in Grund und Boden
zu zerrütten: die Chaîne-Anglaise der französischen Ministerwechsel
veranschaulicht dies ja in köstlicher Unzweideutigkeit.

		Und wieder ist es lehrreich, mit diesem französischem Streben
nach der schrankenlosen Macht des Parlamentes, wie es vor dem
Kriege bestand, eine Auslassung der »Frankfurter Zeitung« aus den
Tagen des Reichskanzlerwechsels vom Juli 1917 zu vergleichen, die
in ihrer Eindeutigkeit unübertrefflich ist:

		» Es sind nicht nur parlamentarische Mehrheiten,
sondern auch andere Kräfte, gegen die sich ein Kanzler wehren
muss, wenn er die Zügel in der Hand behalten will.«

		Wie sehr dabei die Pflichten gegen das Vaterland hinter die
innerpolitische Begehrlichkeit zurückgestellt werden, bewies in
denselben naßkalten Julitagen eine Auslassung der »Internationalen
Korrespondenz«:

		»Das nächste Ziel, das zu erreichen ist, nachdem
der Friedenswille des deutschen Volkes feststeht und das gleiche
Wahlrecht zur Tat werden muß, ist die Parlamentarisierung der
Regierung. Dabei ist die Hauptsache, daß die Abgeordneten, die
in die Regierung eintreten, Abgeordnete und Vertrauensmänner ihrer
Parteien bleiben. Mögen sie dann formal tausendmal Untergebene des
Kanzlers sein, in Wahrheit haben sie doch Gewalt über ihn,
weil hinter ihnen die Kraft ihrer Partei und schließlich der Wille
der Mehrheitsparteien steht.«

		Lassen wir beiseite, welche Bedeutung diesen Bestrebungen in
Deutschland zu der Zeit beizumessen war, als die überwiegende
Mehrheit der Wählerschaften unter den Waffen vor dem Feinde stand.
Zum Glücke steht in Deutschland diesen Bestrebungen einstweilen
noch die Tatsache gegenüber, dass wir eine monarchische
Reichsverfassung mit dem Kaiser an der Spitze haben und daß die
Kraft unsrer Waffen [bookmark: page101]uns ebenso vor Willensknechtung durch die Horden
des Landes der Arbeiter- und Soldatenräte, wie vor der des von
seiner Parlamentswirtschaft zugrunde gerichteten Frankreichs
schützt.

		Noch lehrreicher aber ist die Entwicklung der slawischen
Strömungen unter dem Einflusse der angelsächsischen Schlagwörter,
hinter denen sich die Selbstsucht der Geldmächte verbirgt. Der
anarchistische Friedensfreund Fürst Krapotkin ist diesem Einflüsse
so erlegen, daß er aus seiner Schweizer Zuflucht heraus bereits im
Winter 1913/14 seine französischen Freunde aufforderte, Maßregeln
zu Frankreichs Verteidigung gegen Deutschland zu erwägen, das er
ganz im Sinne der gelben Presse und nach der vom »Vorwärts« und
»Berliner Tageblatte« gelieferten Vorschrift beschimpfte. Und
jetzt, da sein Vaterland doch die Freiheit errungen hat, die ihm
zeit seines Lebens als höchstes Leitziel vorgeschwebt hat, ist er
nach Rußland gereist, um es im Blutsolde für die angelsächsische
Geldmacht zu halten oder, wie er es zu nennen beliebt, »für das
gegenseitige Verstehen des englischen und des russischen Herzens zu
wirken«.

		Ungefähr die gleiche Wendung hat Plechanow, der
Hauptvertreter des Marxismus in Rußland, seinem Leben gegeben, und
auch der flüchtige Herr Masaryk, des Herrn Kramarsch lieber
Gefährte, wirkt dort mit jenen beiden zusammen dafür, daß
Mütterchen Rußland in ihrem namenlosen, endlosen Elende sich
verblute für die Bereicherung der Trustprotzen.

		Der Nihilist Krapotkin, der Marxist Plechanow und der Neoslawist
Masaryk und als Lenker dieser Troika der grinsende Wilson:

		»Leb wohl, leb wohl, o du mein Moskau!«

		Schade, schade um den prächtigen Menschenschlag dort hinten im
weiten träumenden Lande zwischen Moskwa und Rama, aus dem soviel zu
machen wäre, wenn einmal das Geschick ihm zu einer vernünftigen
Regierung verhülfe! Es liegt in seiner unergründlich
widerspruchsvollen Seele soviel tiefe Herzensgüte neben wilder
Unbeherrschtheit, soviel sonnige Heiterkeit neben hoffnungsloser
Schwermut, [bookmark: page102]soviel gute Kameradschaftlichkeit neben
grauenvoller Gewalttätigkeit. Ich habe sie lieb gehabt mit all
diesen wilden Gegensätzen die prächtigen alten Reiteroffiziere,
Gutsherren und Verwaltungsbeamten, mit denen ich auf der Elchfährte
über den Jungschnee hin geritten bin im tiefen Walde von Ssamara
und im verklüfteten Ural. Ihre liebenswürdigen Frauen haben meinem
Hause noch zum Weihnachtsfeste des letzten Friedensjahres
herzlichste Grüße geschickt, und so wie ich haben Tausende von
Deutschen mit ihnen gestanden: wie oft habe ich gehört, daß man
sich außerhalb der Heimat nirgends so wohlfühlen könne, wie in
Rußland! Das gleiche kann ich nicht von den Slawen lateinischer
Schrift behaupten, und wer könnte es! Sie aber sind und bleiben die
eigentlichen Anstifter dieses Weltbrandes. Mit Fug und Recht hat
Ssasonow im Februar 1916 in der Duma ausgesprochen:

		»Dieser Krieg ist das größte Verbrechen gegen die
Menschheit. Diejenigen, die ihn verschuldeten, tragen eine schwere
Verantwortung. In der gegenwärtigen Stunde sind sie zur Genüge
entlarvt. Wir wissen, wer die unzähligen Leiden entfesselte, unter
denen Europa jetzt seufzt.«

		Das war freilich auf Deutschland gemünzt und der Mitschuldige
der Januschkewitsch und Suchomlinow, der in der bangen Nacht vom
letzten Juli 1914 mit Jenen den willensschwachen Zar Nikolaus II.
durch Lügen an der Zurücknahme des Mobilmachungsbefehles gehindert
hat, pries sich vor der Duma glücklich, nicht zu sein wie die
Deutschen,

		»deren Politik unvereinbar ist mit christlicher
Sittlichkeit, wir wollen in Frieden und als Christen leben, fern
gewissenloser Herrschsucht, die auf dem Grundsatze den Waffengewalt
beruht und die Welt mit Sklaverei bedroht«.

		Ssasonow war der Geschobene Suchomlinows und mag wohl geglaubt
haben, durch Duldung des »größten Verbrechens« den Zaren vor
anderer damals ihm und dem Thronerben drohenden Gefahr bewahren zu
sollen. Längst hat auch ihn mitsamt seinen wachsblassen Lügen die
Revolution verschlungen. Aber jenes Wort vom größten Verbrechen
gegen die Menschheit wird seiner verschollenen Spur nachleuchten
durch die Geschichte hin, und erst wenn es in der ganzen [bookmark: page103]Schwere und Tiefe
seiner Bedeutung dort verstanden sein wird, wohin es gerichtet war,
kann für das deutsche Gesamtvolk die Hoffnung auf eine bessere
Zukunft aufkeimen.

		Mich hat diese große Sorge auf Grund meiner Erlebnisse in den
Karpathen beherrscht in allen den Jahren vor dem Kriege. Auch in
Rußland hat es durchaus nicht an Vertretern der gleichen Auffassung
gefehlt. Die »Semschtschina« insbesondere hat, solange Mütterchen
Rußland noch nicht vollständig auf dem Umwege über das »Nowoje
Wremja« von der britisch-französischen Politik beherrscht war, mit
sehr scharfem Spotte die französischen Ansprüche an Rußland
zurückgewiesen, noch im Jahre 1911 mit dem demütigenden Hinweise
darauf, daß Frankreichs eigenes Heer im Jahre 1910 nicht weniger
als 13 500 Fälle von Fahnenflucht und 53 000 Fälle von Ungehorsam
aufzuweisen gehabt habe. Deutlich las man dabei zwischen den Zeilen
den Hinweis auf die preußisch-deutsche Manneszucht heraus. Auch
Gutschkow, der Führer der Oktobristen, ermahnte noch im Jahre 1908
mit großer Lebhaftigkeit, gute Beziehungen zu Deutschland zu
halten. »Die Überlieferung der früheren Freundschaft«, rief er
unter dem Beifalle der Mitte aus, »die Erinnerung an gegenseitige
Dienste in der Vergangenheit, die in kritischen Augenblicken der
Geschichte geleistet sind, Erinnerungen, die fast moralischen
Verpflichtungen gleich sind – das alles bietet eine Bürgschaft für
eine friedliche Lösung entstehender Spannungen!« Der Vertreter der
äußersten Rechten, Abgeordneter Purischkewitsch wurde noch
deutlicher. Er erinnerte daran, daß seit den Tagen Iwans des
Schrecklichen noch aus jeder Gemeinschaft zwischen Rußland und
England schweres Unglück für sein Vaterland entstanden sei.
Allerdings bezeichnete er die Einverleibung Bosniens als für
Rußland unmöglich, verwahrte sich aber gegen die Teilnahme an einer
Balkankonferenz deshalb, weil dies Rußland in demütigende
Abhängigkeit von England bringen würde. Die größte Gefahr für
Rußland liege in den Bestrebungen Englands, Rußland in einen Krieg
mit Deutschland zu hetzen, um Deutschland zu schwächen, ohne selbst
die Kastanien aus dem Feuer holen zu müssen. [bookmark: page104]

		Kein zurechnungsfähiger Politiker konnte sich zu jener Zeit den
schweren Ernst der heraufziehenden Gefahr verhehlen. Die scheinbare
Schwenkung der russischen Politik in den auf deutscher Seite so
törichterweise überschätzten Beratungen von Potsdam vom 4. November
1910 hatte lediglich den Zweck, Zeit zur Durchführung der
Heeresverstärkung und zum Ausbau der Aufmarschbahnen zu gewinnen.
Sassanow, der von der Großfürstenpartei wegen seiner
Dämpfungspolitik als Deutschenfreund verdächtigt ward, mußte sich
beeilen, im »Matin« zu versichern:

		»Die Deutschen Staatsmänner wissen, daß Rußland
seine Verpflichtungen (gegen die Westmächte) immer treu halten wird
und weder einen Grund noch einen Vorwand hat, dem engen Bündnis mit
Frankreich oder dem herzlichen Einvernehmen mit England zu
entsagen.«

		Noch weniger har die Kaiserbegegnung von Baltischport vom 12.
Juni an der inzwischen bereits noch mehr verschärften Lage etwas zu
ändern vermocht.

		Aber für uns bestand die Pflicht, gleichwohl nach Kräften die
Beziehungen zu Kreisen zu pflegen, die bis 1907, wie Graf Witte
ausdrücklich erklärt hat, »die Träume der russischen und
französischen Schreier von einem Feldzuge gegen Berlin und Wien«
als lediglich englischen Zielen dienend erkannt und zurückgewiesen
hatten. Ausdrücklich erklärte Witte: »Unser Hauptfeind ist England,
wie es stets der Feind einer jeden frei atmenden Großmacht gewesen
ist«.

		Indessen alle Zuneigungen, die deutscherseits in Rußland
erworben wurden und weiter hätten erworben werden können,
scheiterten an der russenfeindlichen Tonart gewisser deutscher
Blätter, von denen man nicht ohne äußerste Not spricht, und an dem
Geschick, mit dem Herr Iswolski in Paris die »deutsche Gefahr« zur
Erschließung weiterer Goldquellen für »seinen Krieg« zu benutzen
verstand. Freilich ist ihm dies erst fünf Jahre später vollständig
gelungen, nachdem der alte Suworin die Augen geschlossen hatte.
Unter ihm war das »Nowoje Wremja« zwar leidenschaftlich russisch,
aber doch eben auch durch und durch russisch geleitet. Erst als
seine beiden Söhne das Blatt übernahmen, kam es zu näheren
Verbindungen mit dem sogenannten Lord Northcliffe, [bookmark: page105]sowie anscheinend auch mit
Herrn Bunau Varilla, dem geistesverwandten Besitzer des »Matin«.
Ich war auf der Ausreise nach dem Ural im Herbste 1912 Zeuge, wie
auf dem Newski-Prospekt Offiziere die Nachricht dieses
Zeitungsbündnisses serbischen Kameraden und der aufjubelnden Menge
beteiligter Nationalisten verkündeten. Die Beteiligung des »Matin«
an dem Kaufe wurde damals in Petersburg allgemein behauptet, was
nicht überraschen kann im Einblicke auf die überaus rührige
Wühlarbeit des Herrn Maurice Jules Bunau Varilla und seine
Gewissenlosigkeit in der Verfolgung deutschfeindlicher Ziele.

		Während der letzten Lebensjahre von Väterchen Suworin war die
Unternehmungslust der abenteuernden Parteien stark gehemmt durch
die Rücksichten auf das französische Geld. Nicht auf jenes, das man
geborgt hatte, sondern auf das, welches man gern haben wollte und
nicht mehr kriegte, weil es nicht zum Kriegführen verwandt werden
sollte. Es bedurfte erst stärkeren Druckes durch die Herrn Bunau
Varilla zur Verfügung stehenden Finanzfedern, um »das Geld der
Rothschild und die Feder der Reinach« für die Pläne des
verstorbenen König Eduard zu gewinnen. Die bereits erwähnte
Zurückziehung der Drei-Milliarden-Anleihe aus den beteiligten
Banken durch die russische Regierung machte den Herren
handgreiflich ihre Abhängigkeit von der Politik des
Schuldnerstaates klar!

	
		
		Das goldene Zeitalter für England.

		 

		»Dies Bollwerk, das Natur für sich erbaut,

der pestentflammten Hand des Kriegs zu trotzen,

dies Volk des Segens, diese kleine Welt,

dies Kleinod, in die Silbersee gefaßt,

die ihr den Dienst von einer Mauer leistet

als Festungsgraben, der das Haus beschützt

vor weniger beglückter Länder Neid;

dies Fleckchen Glück, dies All, dies Reich, dies England!«

		Der sterbende Gaunt in »Richard II.«

		 

		Wir sind gewohnt, die Krüger-Depesche und den Burenkrieg als den
Punkt ins Auge zu fassen, an dem die britische Politik sich
endgültig von der deutschen getrennt [bookmark: page106]habe. Aber trotz aller Verstimmungen
zwischen Volk und Volk sowie zwischen den leitenden Männern hat man
in London immer wieder versucht, das Deutsche Reich für ein
gewisses Zusammengehen zu gewinnen. Es erscheint auch zweifellos,
daß, falls Deutschland, etwa auf Grund einiger belangloser
kolonialer Verträge von der Art des portugiesischen, sich in
engerer Fühlung mit Großbritannien gehalten hätte, dies letztere
zusammen mit Deutschland seine Auseinandersetzungen mit Frankreich
betrieben haben würde. Deutschland wäre dann abermals Englands
festländischer Degen gegen Frankreich gewesen! Die
deutsch-russisch-französische Verständigung zur Zeit des
japanischen Krieges hatte sicherlich Großbritannien in hohem Grade
unangenehm berührt, und es mußte deshalb doppelt bestrebt sein,
eine der beiden Festlandmächte für sich bestimmt zu gewinnen.

		Chamberlain hatte schon in seiner bekannten Leicester-Rede im
Jahre 1901 ein deutsch-englisch-japanisches Bündnis angeregt, das
auch vom Grafen Hayaschi eifrig befürwortet, von Deutschland aber
nach kurzer Überlegung abgelehnt wurde, da noch immer die Hoffnung
bestand, mit Rußland zu gutem Einvernehmen zurückzugelangen. Diese
Politik ist durchaus auch die des Fürsten Bülow gewesen, und
insbesondere ist der Depeschenwechsel zwischen dem Kaiser und dem
Zaren aus den Jahren 1904 und 1905, der im September 1917 durch die
Verwalter des vormaligen kaiserlich russischen Archivs Burzew und
Scheyalow bruchstückweise dem »New York Herald« überliefert ist,
ganz zweifellos auf Anraten des Fürsten Bülow erfolgt. Die
verwandtschaftlich-vertrauliche Behandlung der Angelegenheit war im
Hinblicke auf die Persönlichkeit des Zaren auch sicherlich am
Platze und ebenso unbestreitbar die im Herbste 1904 für die nach
Japan bestimmte russischbaltische Flotte bestehende Kohlenknappheit
sehr geschickt gewählt. Die russische Admiralität fürchtete, daß
England und Japan auf Deutschland einen Druck zur Verhinderung der
Kohlenlieferung ausüben würden, und damit wurde der an sich recht
verschieden geartete Gegensatz zu England für Berlin und Petersburg
als gemeinschaftlich erkannt. [bookmark: page107]

		Darauf fußend, empfahl der Kaiser als Ziel ein
deutsch-russisch-französisches Bündnis, und als der Zar sich damit
einverstanden zeigte und einen Vertragsentwurf verlangte, soll der
Kaiser versucht haben, ihn von der Absicht abzubringen, den
deutsch-russischen Vertragsentwurf vor Fertigstellung und
Unterzeichnung an Frankreich bekannt zu geben. Dieser Gedanke war
gewiß gesund, da Deutschland stets damit zu rechnen hatte, daß die
französische Regierung England und Japan davon Mitteilung geben
werde, was zu einem englisch-japanischen Angriffe auf Deutschland
und damit für Rußland zu unwillkommener Schwächung führen müsse.
Aller Wahrscheinlichkeit nach ist auch tatsächlich England von
französischer Seite aus vor diesem deutschen Plane gewarnt worden,
denn der »Temps« schrieb nach der Veröffentlichung im »New York
Herald« im September 1917, daß es wertvoll sei, zu erfahren, ob
England damals geahnt habe, was vor sich ging. Bei aller sachlichen
Berechtigung der, wie gesagt, vom Fürsten Bülow angeratenen
Vorschläge blieb freilich die Frage offen, ob es im Hinblick auf
den schwankenden Charakter des Zaren richtig war, den Zaren vor
eine solche Verschwiegenheitsprobe zu stellen. Indessen, da er
allein als Selbstherrscher zu entscheiden hatte, mußte dies eben
gewagt werden. Denn es lag auf der Hand, daß jede Annäherung an
England dem Deutschen Reiche den Verzicht auf die Ausbildung seiner
Wehrkraft zur See bringen würde. Und zudem konnte das
französisch-britische Abkommen vom 8. April 1904 über Ägypten und
Marokko für Deutschland keinen Zweifel mehr an der Festigkeit und
Allseitigkeit der westmächtlichen Übereinstimmung lassen. Wie
bekannt, hat es zur Folge gehabt, daß Kaiser Wilhelm II. am 31.
März 1905 in Tanger landete, worauf Eduard VII. im April zweimal
beim Präsidenten Loubet war. Aber der Urheber dieses Abkommens,
Herr Theophile Delcassé, der es damals auf einen Krieg mit
Deutschland ankommen lassen wollte, mußte am 6. Juni
zurücktreten, und an seiner Stelle übernahm Rouvier das Auswärtige.
Seitdem haben die Ereignisse sich mit unverkennbarer Heftigkeit
überstürzt, und es wurde klar, daß [bookmark: page108]sie nach einem fest vereinbarten Plane
einem allseits deutlich ins Auge gefaßten Ziele zustrebten.

		In dem viel erörterten Aufsatze, den die »Daily Mail« im
September 1917 veröffentlichte, wird dies Ziel klar genug
gekennzeichnet. Es heißt darin, England würde bereitwilligst zum
Status quo ante zurückkehren, wenn
der wahre Status quo ante angenommen
würde. Das sei die europäische Lage vor 1864, denn der
jetzige Krieg sei lediglich eine Episode in dem wohlgeplanten
Feldzuge Preußens gegen die Freiheiten Europas, der 1864 mit der
Wegnahme Schleswig-Holsteins begonnen und ihm 1866 und 1870 neuen
Raub gebracht habe.

		»Der Zustand vor 1864, der der allein vernünftige
ist, würde jedermann außer den Hunnen befriedigen. Man
stelle sich vor, welche friedliche Ruhe die Rückkehr zu ihm bringen
würde! Die Elb-Herzogtümer würden an Dänemark zurückfallen,
Frankreich hätte Elsaß-Lothringen wieder. Der Kieler Kanal würde
nutzlos sein, Helgoland würde wieder britisch werden. Deutschland
würde unter Aufgabe der Reichseinheit wieder eine Mehrheit
unabhängiger Königreiche werden. Die deutschen Kolonien, deren
Erwerb wir in törichtester Weise geschehen ließen, würden für immer
die schwere Hand der Tyrannei abschütteln, wir würden mit einem
Satze zum Goldenen Zeitalter zurückkehren, das Blindheit und
die deutsche Raubsucht zerstört haben. Dieses ist der einzige
Status quo ante, den wir anerkennen
können und sollten, wenn wir die Uhr zurückstellen, dann muß sie
auch richtig zeigen.«

		Ob und wieweit schon der verschlagene König Eduard in der
Verfolgung dieser Politik die treibende Kraft gewesen ist, bleibt
schwer zu erkennen. Immerhin sprechen mancherlei starke Anzeichen
dafür. Aus dem inzwischen veröffentlichten und viel erörterten
Briefwechsel zwischen Lord Edward Grey und dem französischen
Botschafter Paul Cambon ergibt sich sowohl die Größe des Planes,
als auch die Art des Vorgehens zur Erreichung des weitgesteckten
Zieles: das Deutsche Reich sollte auf womöglich friedlichem
und somit billigerem Wege eingeschnürt, nötigen
Falles aber durch Krieg zum Weißbluten gebracht werden.
Dieselbe Politik hat Lord Haldane verfolgt. Aber nichts spricht
dagegen, daß sie König Eduards innersten Grundauffassungen
entsprochen hat. Man erinnere [bookmark: page109]sich, daß ihm im Hinblicke auf die gewissenhafte
Friedensliebe Kaiser Wilhelms II. das hündische Wort zugeschrieben
wird: »Mein Neffe führt keinen Krieg!« Die Franzosen haben daraus
in der sie kennzeichnenden Albernheit den spöttischen Beinamen»
Guillaume le timide«abgezogen.

		Nicht alle Franzosen haben von der wohlbegründeten Friedensliebe
des Kaisers so gedacht. Jules Simon wies noch 1914 in der »Revue de
Paris« ausdrücklich darauf hin, daß der Kaiser aus sehr ernsthafter
Überzeugung und durchaus aufrichtig für den Frieden gearbeitet
habe, wie noch keiner, und daß er auch die großen sozialen Probleme
gründlich untersucht habe. Jules Huret machte 1907 darauf
aufmerksam, daß der Kaiser nicht etwa lediglich aus Humanitätsdusel
friedliebend sei, sondern weil dies in den Belängen des Deutschen
Reiches liege. Jules Herbette, Frankreichs Botschafter in Berlin,
schrieb im März 1901 an Gaston Routier, daß der Kaiser ganz in dem
Wunsche für das Glück seines Volkes aufgehe, und mehr als ein
Franzose hat die Auffassung des Konservators am Versailler Museum
geteilt, der im Februar 1910 bei einem in Berlin stattgehabten
Festmahle zu Ehren französischer Schriftsteller und Künstler seinem
Nachbar zuflüsterte:» Voilà le Roi qu'il
nous faudrait.«

		Aber König Eduards geschärftes Gehör vernahm die Stimmen der
anderen Seite, die auf die Widersprüche der deutschen Politik ihre
Hoffnungen setzte und mit gewohnter Meisterschaft diese
verhängnisvolle Schwäche ausbeutete, die leider alle Berater des
Kaisers von 1889 bis 1917 gemein gehabt haben. Als am 22. Januar
1901 die Königin Viktoria starb, hat sie nach den Mitteilungen
Kardorffs an ihrem Lager, an dem mit ihren anderen Enkeln auch
Kaiser Wilhelm stand, den Prinzen von Wales nicht sehen mögen.
Dennoch ist dieser als König der Abgott des englischen Volkes
geworden und trotz alles ihm widerfahrenen Schimpfes geblieben:
doch wohl aus dem Grunde, weil der treffsichere britische Spürsinn
in ihm den weitestblickenden unter Englands weitblickenden
Staatsmännern erkannte. Jedenfalls hat er Deutschlands Erstarken
zur See mit wachsendem Mißtrauen verfolgt, und ebenso sicher [bookmark: page110]steht anzunehmen,
daß seiner außerordentlichen Menschenkenntnis und seinem Geschicke
in der Behandlung eiteler Staatsmänner mehr gelungen sein mag, als
jedem beliebigen Minister möglich gewesen wäre. Ebenso
selbstverständlich ist, daß ihm diese Politik unmöglich gewesen
wäre, wenn er sich nicht in engstem Zusammenhange mit den führenden
englischen Staatsmännern gewußt hätte. Diese aber faßten die
Einkreisungspolitik als ein Großgeschäft wie jedes andere auf und
erblickten in dem durch sein liederliches Leben in Schulden und
allerhand Abhängigkeiten geratenen König vermutlich weit mehr ihr
Werkzeug, als daß sie zu ihm aufgeschaut hätten. Ihre Ziele aber
sind durch die Ergebnisse des Krieges, wie wir sie heute schon
überschauen können, deutlich enthüllt: fast der gesamte
Großverdienst ist ihnen in die Hände gespielt, und in allen Ländern
hat sich eine Vermögensverschiebung vollzogen, die allen
unerträglich sein müßte, wenn sie nicht mit dem Schirme einer
Demokratisierung der Welt sich zu decken verstanden hätte, wie sehr
die internationale Freimaurerei ihr darin dient und nicht nur in
der französischen Bourgeoisie Unterstützung findet, lehrt
jedes Blatt der währenden Kriegsgeschichte. So klang es auch für
den kundigen Thebaner nichts weniger als bedrohlich, daß der
Sozialist Keir Hardie sich in der Oberhaus-Frage gegenüber dem
Könige ohne Ordnungsruf die tölpelhafte Drohung gestatten
durfte:

		»wenn sich der König eine Einmischung in die
Politik anmaße, dann müsse man mit den Wappenkronen der Lords auch
die Königskrone in den Schmelztiegel werfen.

		Auf den mit allen Salben geriebenen und sehr energischen König
hat diese Auslassung ebensowenig wie auf das Land einen anderen
Eindruck gemacht, als den einer bemerkenswerten Unerzogenheit. Aus
seiner lustigen Prinzenzeit brachte Eduard VII. eine Bekanntschaft
mit, die in ihrem Ursprunge wie in ihren Folgen zum Verständnisse
seiner Politik und damit für den deutsch-englischen Gegensatz von
ausschlaggebendem Werte geblieben ist. Durch Herrn Theophile
Delcassé hatte er Madame Hartmann-Dreyfus kennengelernt, eine
milliardenschwere »Deutsche« [bookmark: page111]aus Mülhausen, die es nicht verwinden konnte,
daß ihr Mulhouse im Frankfurter Frieden von Frankreich
losgerissen war. Mit ihrem Reichtume hat sie Herrn Theophile
Delcassé vorwärtsgebracht, ihm zu vornehmen Bekanntschaften
verholfen und ihn auch in den Spielklub des Grafen du Barry
einführen lassen, wo er den prinzlichen Lebemann sehr bald für
seine politischen Ziele gewonnen hat. Die Zusammenarbeit dieser
beiden durchtriebenen Ränkeschmiede ist sicherlich nach dem
Wohlgefallen der Frau Hartmann-Dreyfus gewesen; sie hat die im
Frankfurter Frieden zusammengeschmiedeten beiden Länder Elsaß und
Lothringen zum Erisapfel der europäischen Politik gemacht.

		So hatte denn auch Delcassé, als er an dem erwähnten 6. Juni
1905 Rouvier den Platz räumen mußte, auf alle Fälle im
französischen Volke schon mehr Boden als im damaligen Ministerium.
Das Abkommen über Ägypten und Marokko verdarb zwar die reine
Geschäftspolitik der Kolonialunternehmer und der Anteilbesitzer am
Suezkanal, die in diesem zugleich ein Vermächtnis alten
französischen Ruhmes erblickten, wurde aber mit um so größerer
Freude von allen »praktischen« Anhängern des Rachegedankens
begrüßt. Selbst in der französischen Kammer trat dies bei aller
Zurückhaltung und pflichtschuldigen Bemängelung des Vertrages doch
in einigen gelegentlichen Äußerungen hervor, insbesondere in der
des Abgeordneten Delafosse, der von der Auffassung ausging,
daß die Herrschaft Englands in Ägypten längst eine vollzogene
Tatsache sei, und daß Frankreich sich für die Preisgabe seiner
dortigen höchst fragwürdigen papiernen Ansprüche sehr wertvolle und
tatsächliche Rechte in Marokko gesichert habe:

		»Marokko ist uns hundertmal wertvoller als Ägypten
jemals war, schon weil es uns im Ernstfalle starke militärische
Streitkräfte zu stellen vermag, die wir für unsre Kolonien in
Afrika brauchen. Das Ideal einer guten französischen Diplomatie
wäre ein Dreibund zwischen Frankreich, England und Rußland.«

		Für dessen Zwecke also und nicht für Afrika wünschte der Redner
die starken afrikanischen Streitkräfte! [bookmark: page112]

		Diese Erkenntnis der Sachlage war um so beachtlicher, als Herr
Delafosse dem Ministerium Delcassé völlig fernstand. Wie es dann
bei der in Algeciras vom Januar bis April 1906 tagenden Konferenz
uns ergangen ist, steht ja in frischer Erinnerung. Unser einziger
getreuer Sekundant war Österreich. Selbst Italien glaubte
sich des deutschen Wohlwollens soweit versichert, daß es sich die
»Extratour« einer Abstimmung zu ungunsten der Bundesgenossen
gestatten zu dürfen meinte.

		Der schlimme Eindruck dieser deutschen Niederlage wurde
verstärkt durch den Eifer, mit dem nunmehr die deutsche Politik
trotz der 1904 und 1905 sowohl von Rußland als von den Westmächten
erfahrenen Abweisung, trotz der Herausforderung von Tanger und
trotz der Unfertigkeit unsrer Flotte ein wenn auch nur bedingtes
Wohlwollen Englands wieder zu gewinnen trachtete. Die britische
Politik, die offenbar von Paris aus unterrichtet war, ging auf die
Werbung Bülows mit einer Geschicklichkeit ein, die ihrer alten
Meisterschaft erneute Ehre machte, was insbesondere bei den
»denkenden Menschen« in unserem eigenen Vaterlande zu einem wahren
Größenrausche der Demokratie und der »internationalen
Verständigung« führte. Selbstverständlich konnte die Rückwirkung
dieses überwuchernden Internationalismus auf die innerpolitischen
Machtgelüste der deutschen Sozialdemokratie nicht ausbleiben.
Wiederum zur nicht geringen Genugtuung des Herrn Campbell
Bannerman!

		Aber an den leitenden Stellen schien man blind für diese
Zusammenhänge zu sein: während Fürst Bülow im Reichstage sich in
Rededuellen mit Herrn Bebel gefiel, von denen die Friedrichstraße
beim Ausbieten der Abendblätter widerhallte, glaubte er durch
bezaubernde Liebenswürdigkeit das britische Herz zu rühren,
unbekümmert darum, wie die Franzosen inzwischen mit Englands
Billigung den Vertrag von Algeciras mit der friedlichen
Durchdringung Marokkos zu durchlöchern begannen.

		Auf Norderney empfing er einen Berichterstatter des »Standard«,
Herrn Sidney Whitman. Der Erfolg war der denkbar peinlichste. Auch
im Reichskanzler-Garten [bookmark: page113]wurde zu Ehren der »Union Interparlementaire«
ein Fest gefeiert, bei dem es auf deutscher Seite wie üblich stark
an der wünschenswerten Zurückhaltung gefehlt hat. Unter der großen
Platane beteuerten englische Parlamentarier und deutsche
Friedensfreunde die Notwendigkeit freundschaftlicher Beziehungen
zwischen Großbritannien und Deutschland, worauf auf deutscher Seite
lebhafte » Sheers!« erklangen.
Unvergeßlich bleibt, wie damals, als der herbeigeholte Fürst Bülow
von der Notwendigkeit freundschaftlicher Beziehungen sprach, der
Führer der englischen Abordnung und der ganzen »Union
Interparlementaire«, Lord Weardale, bei Bülows Worten sich Tränen
der Rührung aus den Wimpern wischte.

		Am 28. Oktober 1908 veröffentlichte der »Daily Telegraph« eine
lange Unterredung, die ein einflußreicher Engländer mit dem
Deutschen Kaiser gehabt hatte – wie sich sehr bald herausstellte,
eben derselbe Lord Weardale! Wie weit der Inhalt dieser
Veröffentlichung den Tatsachen entsprochen hat, ist nicht
einwandfrei festgestellt und es dürfte heute sicherlich keinen
unbefangenen Deutschen mehr geben, der nicht schmerzlichst
bedauerte, wie die Äußerungen, die der Kaiser über einen an die
Königin gelieferten Kriegsplan zur Niederzwingung der Buren, sowie
über die Ablehnung eines von Frankreich und Rußland in den Jahren
1904 und 1905 an Deutschland gestellten Ansinnens, England
niederzuzwingen, getan haben sollte, mißdeutet und
durchgehechelt sind, ohne daß dies vom Reichskanzler in gebührender
Weise zurückgewiesen wäre!

		Wie bekannt stellte sich sehr bald heraus, daß der Daily
Telegraph die Niederschrift dem Reichskanzler vorgelegt und
vom Auswärtigen Amte mit dem Bemerken zurückerhalten hatte,
daß der Veröffentlichung keine Bedenken entgegenstünden. Mehr als
das: Die »Norddeutsche Allgemeine Zeitung« hatte die
Veröffentlichung in vollem Wortlaute wiedergegeben. Es stellte sich
aber auch ferner heraus, daß weder der Reichskanzler sie
gelesen hatte, noch daß ihm ein ordnungsmäßiger Vortrag über
den höchst schwierigen Fall gehalten war. Anstatt daß nun die
Entrüstung des ganzen deutschen Volkes sich [bookmark: page114] hiergegen gewandt und
den taktlosen Mißbrauch der kaiserlichen Äußerung zurückgewiesen
hätte, wurde, ohne daß Fürst Bülow eine Hand dagegen rührte,
die Erörterung von dem Gebiete der äußeren Politik auf das der
inneren geworfen: wohlverstanden von demselben Reichstage, der
in seiner großen Mehrheit die auswärtige Politik des Fürsten Bülow,
war sie wie sie war, stets anerkannt und gerühmt hatte! Gewiß
erschien es im Hinblicke auf diese Gemeinschuld erklärlich,
verzeihlich, vielleicht sogar ehrenhaft, daß er den Fürsten nicht
über so garstige und plumpe britische Zeitungsränke fallen lassen
wollte. Aber alles dies hilft nicht über die Tatsache hinweg, daß
der Reichskanzler die schlimme britische Absicht hätte durchschauen
müssen, und der Umstand, daß er von der Niederschrift keine
Kenntnis erhalten hatte, konnte ihn unmöglich entlasten.
Stattdessen erhob sich nicht nur in den sozialdemokratischen
Blättern, sondern selbst in den liberalen Zeitungen eine Flut von
Vorwürfen über die »kaiserliche Weltpolitik« und nur wenige
Blätter, wie die »Hamb. Nachr.«, »Kreuz-Ztg.« und »Dtsch.
Tagesztg.« hielten dem aufgeregten deutschen Volke vor Augen, daß
es sich bei der ganzen Darstellung der kritischen Angelegenheit um
eine schlecht gemachte Geschichte handelte. In der
nationalliberalen Partei drängten sich leider die Jungliberalen
hervor und unter ihrem Einflusse übernahm der Abgeordnete
Lassermann die Führung. Süddeutsche Blätter aber wußten zu melden,
daß dem Kaiser von Amts wegen, und zwar auf Anordnung des
Reichskanzlers selbst, eine vollständige Musterkarte der Presse
unterbreitet wurde, in der keine noch so scharfe und noch so
unehrerbietige Auslassung fehlte. Ebenso solle Sorge dafür getragen
werden, daß der Kaiser einen genauen und zuverlässigen Bericht über
die Reichstagsverhandlungen betreffend die Interpellationen wegen
des Daily-Telegraph-Aufsatzes erhalte. Einer dieser Aufsätze
schloß:

		»An Gelegenheit also, sich gründlich über die
öffentliche Meinung, soweit sie in der Presse zum Ausdrucke kommt,
und über die Anschauungen des Reichstages zu unterrichten, fehlt es
dem Kaiser nicht, wir wollen nur hoffen, daß er während all der
Fahrten, [bookmark: page115]Jagden, Besuche, Feste dieser Tage auch Zeit
findet, von dieser Gelegenheit ausgiebig Gebrauch zu machen und die
ihm vorgelegten Drucksachen wirklich liest, wie er das sonst
durchweg zu tun pflegt.«

		Vergeblich mahnten die Besonnenen in elfter Stunde. Der
Reichstag ließ sich nicht beirren und saß am 10. November über den
Kaiser in voller Öffentlichkeit zu Gericht, ohne über den seiner
Verhandlung zugrundeliegenden Tatbestand einwandfreie Aufklärung
geschaffen zu haben. Lediglich die Besonnenheit der
Konservativen hat damals die bürgerlichen Parteien vor ernster
Versündigung an Reich und Kaiser geschützt; denn die von der
Mehrheit geplante Adresse sollte nicht etwa den nach der
Reichsverfassung allein verantwortlichen Reichskanzler
kritisieren, nein, sie sollte gerade den nach der Reichsverfassung
unverantwortlichen Kaiser wegen seiner persönlichen
Handlungen und Äußerungen tadeln und damit zur Verantwortung
ziehen. So sonnenklar es war, daß dies nicht nur der
Reichsverfassung, sondern überhaupt allen Verfassungsgrundsätzen
widersprochen haben würde, so wild gebärdeten sich doch selbst
nationalliberale Blätter nach der Vereitelung solcher
Torheit. Dem Finanzminister Freiherr von Rheinbaben, der
in der Angelegenheit nicht die Auffassung des Reichskanzlers
geteilt haben soll, warf die Presse der Linken vor, daß er
»Vertrauensmann der äußersten Rechten!« sei und »als Nachfolger des
Fürsten Bülow genannt« werde. Das Eintreten des Abgeordneten von
Oldenburg für den Kaiser bezeichneten nationalliberale Blätter
als den »Schwur eines Vasallen, der nicht fragt nach Recht oder
Unrecht« und als »melodramatischen Royalismus«. Die Blätter von
roter und lila Färbung aber jubelten darüber, daß dem Kaiser das
feierliche Versprechen unbedingter Zurückhaltung abgenötigt und
der Traum seiner Machtfülle zerstoben sei. Mehr als das: die
Wiener »Neue Freie Presse« erklärte sich am 11. November 1908
berechtigt zu der Mitteilung, daß das Ziel des Fürsten
Bülow gewesen sei, vor dem ganzen Volke zu sagen, daß
Deutschland nicht so denke und handele, wie ihm durch [bookmark: page116]das
Kaiser-Interview zugemutet wurde, und dies Ziel habe der
deutsche Reichskanzler »durch männliche offene Aussprache
erreicht, die nichts beschönigte, die vielmehr einen ganz
ungewöhnlich ernsten und mahnenden Ton anschlug, als der
deutsche Reichskanzler es seinen schwersten und ernstesten
Entschluß im politischen Leben nannte, daß er dem Wunsche des
Kaisers folgend im Amte blieb«. Der Aufsatz schloß:

		»Die Veröffentlichung des Kaiser-Interviews hat
man, wie der Abgeordnete Bassermann erwähnte, eine verlorene
Schlacht genannt. Die heutige Debatte darf man wohl eine
gewonnene Schlacht heißen; denn hier haben sittlicher Mut und
Tapferkeit einen Sieg errungen, der in der Geschichte der
parlamentarischen Kämpfe rühmend verzeichnet werden wird.«

		Ganz Deutschland, mit der Ausnahme der konservativ gerichteten
Kreise, schien damals vergessen zu haben, mit welchem Behagen
die Veranstalter des gegen den Kaiser geführten
Streiches hüben und drüben dieser Herabsetzung des
Monarchen und Schädigung der Monarchie zuschauen mußten! Durch
die Demokratie der feindlichen Mächte ging es seitdem wie
eine zuversichtliche Hoffnung auf den Weltsieg ihres
Gedankens. Denn mit Fug und Recht hatten sie erkannt, daß
gegenüber dem allgemeinen Sinken fester Staatsbegriffe nur noch
Deutschland einen Halt bot und daß in diesem wiederum Preußen den
letzten und festesten Hort darstellte. Diesen in seinen sittlichen
Grundfesten zu zerstören, bildete daher die ausgesprochene oder
auch uneingestandene Losung der Demokraten aller Länder. Und leider
schlossen sich diesem schamlosen Treiben auch die deutschen an. Mit
frecher Offenheit schrieb an einem Montage des schwarzen November
ein Berliner Straßenblatt:

		»Der Monarchismus ist teils ausgestorben, teils
durch die Einsicht ersetzt, daß die ungeheuer gewachsenen
Interessen des Reiches, die Machtmittel an Gut und Blut, nicht
dem Zufall der Geburt preisgegeben, sondern durch einen festen
Konstitutionalismus (lies: Parlamentarismus!) geschützt und gehütet
werden müssen. Die Höfe schöpfen wieder Mut – außer dem
unglücklichen sächsischen – und eine gewisse partikularistische
Strömung kann mit einigem Recht als die [bookmark: page117]Verteidigerin der nationalen
Interessen auftreten. Der Haß gegen Preußen wird
national-deutsche Ehrensache, Sache des deutschen Vaterlandes und
Verbündeter der Demokratie.«

		Das erinnerte lebhaft daran, wie zu Amsterdam, unter
wohlwollendem Beifalle des Börsenliberalismus, der Abgeordnete
Bebel erklärt hatte, er würde, wenn ein Wahl-Kaisertum bestünde,
vielleicht dem Prinzen Ludwig von Bayern seine Stimme geben.

		Der Aufsatz in jenem Montagsblatte war auch so gütig die Wege
anzudeuten, auf denen »in einem Streite der Krone mit der
Intelligenz und den politischen Bedürfnissen des Landes«, worunter
er natürlich die völlige Auslieferung Preußens an die Demokratie
verstand, sich ein Kartell feindlichster Gruppen zum Sturze der
Kronrechte zusammenfinden könnte. Er meinte nämlich mit
unzweideutiger Anspielung:

		»Kommt dann noch an irgendeinem Hofe ein kluger
Mann auf, so können auf ganz friedlichem Wege Bundesrat und
Reichstag die isolierte preußische Monarchie matt setzen. Zu
solchem Ziele weisen die Wege, wenn die Krone Preußens sich mit
ihren Baronen isoliert und ein Bündnis aller übrigen Faktoren des
Landes und des Reiches gegen sich herausfordert; – daß das Zentrum
den Anschluß an ein solches Bündnis im passenden Momente nicht
verfehlen würde, bedarf kaum der Erwähnung.«

		Der deutsche Reichstag hatte, wie man sieht, an jenem schwarzen
10. November nicht allein gefehlt. Verhängnisvoller noch war die
hier gekennzeichnete Haltung der deutschen Presse geworden. Wie
konnte sie gerade dem Kaiser einen Vorwurf aus dem Bestreben
machen, die Engländer zu versöhnen, da sie selbst es noch als ihre
fast einzige Aufgabe betrachtet hatte, diese trotz der geradezu
frostigen Haltung des Königs Eduard und der Ungezogenheiten der
britischen Presse zu umschmeicheln. Auch nun wieder wies England
nach der Rede des Fürsten Bülow alle deutschen Annäherungsversuche
mit der alten Schroffheit zurück. »Standard« bemerkte: die
Beteuerungen des Reichskanzlers, die deutsche Flotte sei nicht für
den fernen Osten bestimmt, werden viele Engländer überzeugen, daß
die deutsche Flotte [bookmark: page118]eben für die Nordsee, und zwar ausschließlich
für die Nordsee bestimmt sei.

		Ich habe am 15. November 1908 dieser Mehrheit der deutschen
Presse Folgendes in Erinnerung gebracht:

		»Sind nicht diejenigen, die am lautesten heute über
das übel angebrachte Liebeswerben um englische Gunst zetern, gerade
diejenigen gewesen, die uns das widerwärtige Schauspiel der
Pressefahrten hinüber und herüber boten und sich nicht erschöpfen
konnten in der Versicherung, daß nun aber ganz gewiß die
englisch-deutsche Freundschaft unverbrüchlich besiegelt sei? Ist
das Gedächtnis der Herren so kurz, daß sie ihre eigenen
Leitaufsätze von damals vergessen haben? Hat sich der Kaiser etwa
in irgendeinem Engländer schwerer und verhängnisvoller geirrt, als
die gutgläubigen Englandpilger von der deutschen Presse in Herrn
William Stead, dessen Rundreise an alle europäischen Höfe in
grellstem Widerspruche mit seiner Rolle als Friedensprediger stand?
Und hatten diese Zeitungsleiter noch die geringste Entschuldigung
zur Fortsetzung dieser unwürdigen Anbiederung, nachdem Sir Campbell
Bannerman am 5. März 1907 im Unterhause ausdrücklich erklärt hatte,
daß die deutschen Friedensbesuche der britischen Politik
nützten, die auf Einschränkung der Rüstungen hinarbeitete und
im Haag uns in die bekannte Falle zu locken hoffte? Wenn das
Ausland sich daran gewöhnt hat, diese verhängnisvolle deutsche
Schwäche als feste Ziffer in seine Rechnung einzustellen, trägt
dann nicht gerade derjenige Teil der deutschen Presse eine schwere
Schuld, der den Kaiser in seiner England gegenüber beliebten
Methode so warm unterstützt hat, um nun, da die schlimmen Folgen
dieses Irrtums zutage liegen, um so heftiger ihn zu tadeln und zu
verraten?

		Und trifft der gleiche Vorwurf nicht die
deutschen Bürgermeister und die deutschen
Geistlichen, die der seltsamen Meinung waren, durch Umwerben
der öffentlichen Meinung Englands unsere Beziehungen zu diesem
Lande bessern zu können? War dies nicht ganz genau derselbe Irrtum,
dem auch der Kaiser in der Veröffentlichung des ›Daily Telegraph‹
Ausdruck gab mit den Worten: › Wie kann ich eine Nation gegen
ihren Willen überzeugen?‹ Die englische Presse selbst hat in
den hinter uns liegenden Unglückstagen hierauf die deutliche
Antwort geliefert: Niemals! Mit ungezwungener Deutlichkeit
schrieb am Tage nach dem Erscheinen des Unterredungsberichtes die
›Pall Mall Gazette‹:

		Mehr auf Taten als auf Worte schauen wir, und die
Absichten, aus denen der deutsche Souverän und die deutsche
Regierung eine mächtige Schlachtflotte bauen, kümmern uns kein
Jota. Der Punkt, auf den es ankommt, ist der Bau dieser Flotte.
[bookmark: page119]Diese
Tatsache zwingt uns zum Weiterbauen, um für alle Möglichkeiten
gerüstet zu sein?

		Baut, soviel Ihr wollt; es kümmert uns kein Jota!
Denkt über uns, wie Ihr mögt, es soll uns gleichgültig sein! Gewiß
ist unsere Flotte für die Nordsee bestimmt, die bedrohte
Wetterseite unserer Politik! Im übrigen haben wir das beste Heer
der Erde. Und wie wir dies achtunddreißig Jahre lang zur Verhütung
eines europäischen Kriegsbrandes gehalten haben, den Ihr Engländer
jetzt entfesseln wollt, werden wir auch in Zukunft bewähren, was
wir nicht erst zu beweisen brauchen: unsere Friedensliebe. Das
und der Fleiß unseres arbeitsamen, tüchtigen Volkes ist der Fels,
auf den sich unsere Hoffnung auf eine bessere Zukunft gründet, in
der auch die Politik des Deutschen Reiches wieder den Ruf der
Klarheit, Festigkeit und maßvollen Kraft erhalten wird, den unser
Volk in allen vaterlandsliebenden Parteien ihr wünscht! Diese
Besserung aus ernster und gewissenhafter Selbstprüfung heraus
herbeizuführen: das allein ist derer würdig, die es redlich
meinen mit Kaiser und Reich!«

		Heute habe ich dem aus der Kenntnis der Sachlage heraus, wie sie
sich in dem Enthüllungskampfe vom Spätsommer 1917 ergeben hat,
hinzuzusetzen, daß der vierte Reichskanzler auch verantwortlich
bleibt für den Zickzack-Kurs, der aus den Anerbietungen von
1904/05, den ihm folgenden Nackenschlägen und dem gleichwohl mit
der Veröffentlichung der »Daily Telegraph«-Enthüllungen 1908
abermals unternommenen Versuche der Anschlängelung an England sich
ergibt.

		Eine Änderung hierin trat auch nach dem schwarzen November nicht
ein. Vielmehr blieb Fürst Bülow im Amte und nur ein Geheimer
Sühnebock wurde in die Wüste geschickt.

		Dem Anscheine nach ist er dann bestrebt gewesen, jeder
englischen Bindung mit einer aalglatten Geschicklichkeit
auszuweichen, der im Hinblicke auf das gleichzeitige Bestreben,
trotz aller Erzbergereien und sonstigen Reichstagsschwierigkeiten
die deutsche Flotte auszubauen, gewiß nicht die verdiente
Anerkennung versagt werden könnte. Nur daß eine solche Politik dann
etwas vorsichtiger mit den verhängnisvollen Neigungen des deutschen
Linksliberalismus hätte rechnen müssen! An offenen Bekenntnissen zu
überstudierter Weltfremdheit oder je nachdem pfiffiger
Landfremdheit [bookmark: page120]hat dieser es ja wahrlich niemals fehlen
lassen. Noch 1907 im August des vierten Kriegsjahres, rühmte
sich der Herr Reichstagsabgeordnete Gothein im »Berliner
Tageblatte«:

		» Das feindliche, zum Teil auch das
neutrale Ausland glaubt an keinen Frieden, solange in
Deutschland der Militarismus herrsche, solange es nicht
demokratisiert sei. Wer, wie der Schreiber dieser Zeilen, schon
vor dem Kriege zu den eifrigsten Förderern des Gedankens
internationaler Verständigung, wie zu den energischsten Kämpfern
für Demokratisierung und gegen militärische Einflüsse auf die
Politik gehörte – und das ist doch schließlich der Begriff des
Militarismus – wer wie er seit langen Jahren für die
internationale Beschränkung der Rüstungsausgaben eingetreten ist,
der wird in diesem Glauben des Auslandes ein Teil Berechtigung
finden.«

		Als philosophisch geschulter Kopf, der das Wesen des
Militarismus in den sittlichen Werten erkennen mußte, die der Ehre
und dem Ruhme vor dem Leben, der Staatswohlfahrt vor dem
Geldverdienen und dem Wohlbehagen des Einzelnen den Vorzug geben,
hätte Fürst Bülow aus solchen auch ihm zur Zeit seiner
Kanzlerschaft nicht fremd gebliebenen Selbstenthüllungen heraus die
erforderlichen Schlüsse ziehen sollen. Bei seiner Kenntnis
britischer Beeinflussung festländischer Schwachköpfe oder
geschäftspolitischer Schlauköpfe konnte und durfte ihm nicht
verborgen bleiben, wie sehr die Englandfahrten den
staatsfeindlichen Bestrebungen der internationalen Demokratie
Vorspann leisteten.

		 

		Als nach Bülows Entlassung an dem verhängnisvollen Juli 1909
Herr v. Bethmann Hollweg an die Spitze der Geschäfte des
Deutschen Reiches trat, ward sofort erkennbar, daß er auf alle
Hintergedanken verzichtete und mit zuversichtlichem Vertrauen auf
englische Vorschläge einging. Zwar erklärte er die internationale
Abrüstungskonferenz als »Utopie«, aber desto größeres Vertrauen
brachte er den britischen Vorschlägen auf amtliche Mitteilungen
über den Stand des beiderseitigen Flottenbaues und Begrenzung der
Baupläne im Verhältnis von 10:7 [bookmark: page121]entgegen – zur nicht geringen Genugtuung des
britischen Humores!

		Nach den Behauptungen, die Haldane Ende August 1917 im
»Manchester Guardian« über den Erfolg seiner Berliner Verhandlungen
von 1911 und1912 gegeben hat, haben diese teils der
Auskundschaftung der deutschen Heeresmacht gegolten, teils dem
Plane, Deutschland zu einem Abkommen zu verleiten, das zwar
keinerlei Bürgschaft für die englische Neutralität, wohl aber eine
Bindung Deutschlands in der Flottenrüstung enthalten sollte. Dieser
Charakter des vorgeschlagenen Abkommens, wie er im »Manchester
Guardian« enthüllt ist, geht auch aus der großen Reichstagsrede des
Herrn von Bethmann Hollweg vom 19. August 1915 hervor, in der er
sich gegen die »Entstellung des Sachverhaltes« durch Asquith
wendet, der behauptet habe, für die Eingehung eines Vertrages
zwecks Beschränkung der deutschen Flottenrüstung »unbedingte
Neutralität Englands« gefordert zu haben. Herr von Bethmann Hollweg
erklärte vielmehr, Deutschland habe zwar zunächst unbedingte
Neutralität gefordert, sich aber im Laufe der Verhandlungen auf die
Forderung zurückgezogen, daß Deutschland »ein Krieg aufgezwungen«
werden sollte. Angenommen, daß das Abkommen auf dieser Grundlage
zustandegekommen wäre, so würde Deutschland den Bau seiner Flotte
in einem Maße beschränkt haben, daß sie der englischen in keiner
Weise gewachsen gewesen wäre, England aber hätte die Verpflichtung
zur Neutralität mit dem Vorwande ablehnen können, daß der Krieg, in
den Deutschland durch seine Bündnisse hineingezogen wurde, ihm
nicht »aufgezwungen« worden sei. Beim Ausbruche des Krieges, in dem
wir stehen, würde also England freie Hand behalten haben, da es ja
behauptet, daß Deutschland ihn entfesselt habe. Dem Eifer des Herrn
von Bethmann Hollweg, sich vor der Welt von dem Vorwurfe zu
reinigen, daß er in voller Kenntnis der deutschfeindlichen Richtung
der englischen Pläne nicht weit genug bis zur Möglichkeit des
Entgegenkommens gegangen sei, entspricht die Tatsache, daß man nach
Haldanes Enthüllungen dem deutschen Kaiser nahegelegt hat, er solle
sich nicht nur in politischen Fragen, [bookmark: page122]sondern auch in Sachen, die die
deutsche Rüstung zu Lande und namentlich zur See betreffen, nur von
dem Reichskanzler von Bethmann Hollweg beraten lassen und nicht von
militärischen Stellen und von der Marine. Bekanntlich hat der
Kaiser damals dies Ansinnen mit Entrüstung von sich gewiesen.

		Es ist nicht ohne Wert, im Hinblicke hierauf in dem Jahrgänge
1912 des »Berliner Tageblattes« zu blättern. Da heißt es z. B. am
20. März, zu der »Tirpitz-Krise« oder auch gelegentlich unter der
Überschrift »Tirpitz gegen Bethmann«: Tirpitz beanspruche
Einflußnahme auf die auswärtige Politik. Sein Gegensatz zu
Riderlen-Wächter und Bethmann Hollweg trete noch mehr hervor wegen
der Bemühungen Bethmanns um Verständigung mit England. Bethmann
wolle auch die Flottenfrage noch mehr beschneiden. B. T. B. glaubt
es als ein nationales Unglück bezeichnen zu sollen, wenn Tirpitz
Bethmann ersetzen würde. Im April stimmt das »Berliner Tageblatt«
einem gegen Tirpitz gerichteten Aufsatz von Konrad Haußmann zu.
Darin wird Tirpitz beschuldigt aus Ressorteifer den Flottenverein
organisiert zu haben und mit Hilfe von diesem und auf andere Weise
gegen England zu hetzen. Eine Folge dessen sei die »Entente
cordiale« und die Einkreisung. Tirpitz wird als ein sehr
gefährlicher Staatsmann bezeichnet und das »Berliner Tageblatt«
seinerseits erhebt die üblichen Beschuldigungen gegen die
Großindustriellen, die am Kriege verdienen wollen.

		 

		Nicht besser erging es uns gegenüber Frankreich: Fürst
Bülow hatte offen erklärt: »Sollen wir etwa Marokkos wegen vom
Leder ziehen?« Hatte selbst französische Gewalttätigkeiten gegen
deutsche Konsulatsbeamte in Casablanca als Belanglosigkeiten dem
Haager Schiedsgerichte überlassen und durch den Vertrag vom 9.
Februar ausdrücklich alle politischen Rechte in Marokko Frankreich
zuerkannt und Deutschland nur noch wirtschaftliche
Gleichberechtigung ausbedungen, die sich von selbst verstand.

		Es war bei dem Charakter der Franzosen vorauszusehen, daß dies
zu erneuten Niederträchtigkeiten gegen die dortigen [bookmark: page123]Deutschen und entsprechenden
amtlichen Scherereien führen würde. Und das um so mehr, als die
Gebrüder Mannesmann vom Sultan große Rechte erworben hatten,
die für die Zukunft unsrer Industrie von bedeutendem Werte waren.
Gleichwohl vertraute Herr von Bethmann-Hollweg auch in dieser Frage
auf ein freundschaftliches Zusammenarbeiten: mit dem naturgemäßen
Erfolge, daß die Franzosen das Algeciras-Abkommen mit Füßen traten.
Als der Fall Mannesmann am 10. Dezember im Reichstage zur Sprache
kam, lehnten der Reichskanzler und der Staatssekretär Herr von
Schön alle Beschwerden als unberechtigt ab, worauf wiederum die
französische Regierung mit einem Ultimatum an Mulay Hafid
antwortete, mittels dessen sie gegen Zahlung einer dem Sultan
aufgedrungenen Achtzig-Millionen-Anleihe die politische und
wirtschaftliche Vormacht in Marokko an sich riß. Was wiederum die
»Norddeutsche Allgemeine Zeitung« »im Interesse der fremden
Privatgläubiger, zu denen bekanntlich auch Deutsche mit erheblichen
Beträgen zählen«, dankbar begrüßte. Herr von Bethmann Hollweg aber
erklärte am 16. März 1910 im Reichstage gegenüber den Befürwortern
der Forderungen Mannesmanns:

		»Zu einer Politik des Vertragsbruches werde ich
mich nicht hergeben. Mögen die wirtschaftlichen Werte der
Mannesmann-Konzession sehr groß sein, mag ich es noch so
sehr bedauern, daß sie nicht in vollem Umfang realisiert werden
können, eine Lebensfrage für Deutschland sind sie nicht.
Darum wird mich nichts bestimmen können, das Wort zu
brechen, das unsere Politik am 20. August 1908 in Tanger
eingesetzt hat. Gegenüber diesem Gesichtspunkt treten für
mich alle übrigen Erwägungen in den Hintergrund und
innerhalb der Grenze, die uns durch internationale Verträge und
Ermächtigungen gezogen ist, sind wir bereit, die Interessen der
Gebrüder Mannesmann zu fördern. Das haben wir getan und werden es
auch in Zukunft tun. Erleichtert worden ist uns diese
Aufgabe durch das Auftreten der Herren Mannesmann bisher
nicht. Ich habe nur den dringenden Wunsch, daß die Herren
Mannesmann für die Zukunft in dieser Beziehung eine
Änderung eintreten lassen werden.«

		Auch Herr von Schön hat nicht ermangelt, über die Fehler
der Gebrüder Mannesmann und deren »eigenmächtig ungeschickte Wege«
zu klagen. Offenbar doch wohl in der [bookmark: page124]Meinung, das Ansehen der deutschen Politik
damit in aller Welt zu stärken.

		Sein Nachfolger, Herr von Riderlen-Wächter, glaubte bei
dieser Verfahrenheit der Lage die Auflassung der ganzen
Marokko-Angelegenheit unter bestmöglicher Auseinandersetzung mit
Frankreich betreiben zu sollen. Ihm schwebte der sachlich gewiß
richtige Plan eines mittelafrikanischen Kolonialreiches vor, und er
hoffte auf Grund früherer gelegentlicher französischer
unverbindlicher Äußerungen Frankreich dafür zu, gewinnen, daß es
als Entschädigung für die Überlassung Ägyptens an England und
Marokkos an Frankreich Deutschland Zugeständnisse im französischen
Kongogebiete machen würde, aus denen sich dann kraft des
französischen Vorkaufsrechtes auf das benachbarte belgische
Kongogebiet eine Zukunftsmöglichkeit ergeben hätte, deren Wert
heute nicht weiter erörtert zu werden braucht. Vielleicht würde
eine solche Verständigung vor der Konferenz von Algeciras noch
möglich gewesen sein. Jetzt konnte das gleiche nur unter
starkem Drucke erreicht werden. Hierzu aber war die Entsendung
des »Panther«, der am 1. Juli 1911 auf Grund der Schutzbitte
dortiger deutscher Firmen auf der Reede vor Agadir Anker warf,
sicherlich kein hinreichendes Mittel. Es wäre wohl richtiger
gewesen, nach russischem Vorbilde eine Probemobilisation an der
lothringischen Grenze durchzuführen und dem zitternden Nanzig vor
Augen zu halten, was auf dem Spiele stand. Statt dessen setzte man
sich mit dem kleinen »Panther« dem vereinten Geschrei der
französischen und angelsächsischen Presse aus, obgleich die
Entsendung eines Schiffes ja unser gutes Recht war. Immerhin konnte
sie nur so gedeutet werden, daß sie zur Begründung deutschen
Landanspruches erfolgt sei. Und dies um so mehr, als Spanien durch
die Landung von 300 Mann in Larrasch und Entsendung von Truppen
nach Elksar am 8. Juni 1911 seine Ansprüche auf einen Teil Marokkos
angemeldet hatte. Der spanische Ministerpräsident Canalejas hatte
gegenüber einem Berichterstatter des »Petit Parisien« ausdrücklich
erklärt: »wenn wir nickt nach Elksar gegangen wären, so wären die
französischen Truppen [bookmark: page125]hingegangen. Spanien hat seine Pflicht erfüllt;
wir können auf unsre Rechte nicht verzichten.«

		Auch hatte der inzwischen zum Botschafter in Paris ernannte Herr
v. Schön am 1. Juli dem französischen Minister des Äußern die
Entsendung des »Panther« in einer Note mitgeteilt, derzufolge
das Schiff zum Schutze von Leben und Eigentum deutscher Firmen
entsandt sei, sowie zur Wahrung von beträchtlichen deutschen
Belängen in jenen Gegenden. Halbamtlich wies die »Kölnische
Zeitung« auf die Bedeutung des deutschen Besitzes im Hinterlande
von Agadir hin, wo das Eigentum einer einzigen Firma die Größe
eines Fürstentumes habe und 120 Personen beschäftige, darunter 60
bis 70 Handelsagenten, die im Besitze deutscher Schutzbriefe seien.
Auch am Bergbau im Hinterlande Agadirs sei Deutschland erheblich
beteiligt.

		Alles dies konnte im Volke keinen anderen Eindruck aufkommen
lassen, als daß tatsächlich Südmarokko unter deutschen Schutz
gestellt werden solle. Und der alsdann trotz dieser unzweideutigen
Entschlossenheit erfolgende politische Rückzug wirkte um so
peinlicher, als die deutsche Regierung gegenüber der französischen
in ihren Verhandlungen stets auf die öffentliche Meinung in
Deutschland hingewiesen und diese letztere während der ganzen
Zeit in der Hoffnung auf ein deutsches Südwestmarokko gelassen
hatte. Als der Reichskanzler am 9. November 1911 im Reichstage die
Erklärung abgab, daß wir »in Marokko keinen Augenblick Landerwerb
angestrebt hätten« und der Staatssekretär am 17. November im
Haushaltungsausschusse bestätigte, daß die Absicht, ein Stück
Marokko zu nehmen, niemals bestanden habe, standen alle jene vor
einem unfaßbaren Rätsel, die um Gutachten über Südmarokko ersucht
waren und sich dadurch veranlaßt gefühlt hatten, das deutsche
Volk über den unbestreitbaren Wert dieser Gebiete aufzuklären und
Hoffnungen auf den Besitz zu erwecken.

		Wie es dann infolge dieses sinnlosen verschweigend der wahren
Ziele gekommen ist, steht in frischer Erinnerung. Der
Panthersprung endete im Herze der [bookmark: page126]Schlafkrankheit. Der Staatssekretär des
Kolonialamtes, Herr v. Lindequist, nahm, da er den Vertragsabschluß
nicht verantworten konnte, seinen Abschied, und als Auswirkung des
erschütterten deutschen Ansehens traten bald genug uns Herrn
Liauteys Prozeßkomödien gegen Deutsche entgegen, die dann
nach Ausbruch des Krieges in der Erschießung der Deutschen zu
Casablanca und in der Mißhandlung der Zivilgefangenen und deren
Frauen und Kinder in Westafrika den Gipfel der Schmach
erreicht haben.

		 

		Selten wohl ist die verhängnisvolle Rückwirkung
außenpolitischer Fehler auf die Innenpolitik deutlicher
hervorgetreten als nach dieser furchtbarsten aller beschämenden
diplomatischen Niederlagen. Aller Welt war zum Bewußtsein gebracht,
daß ein Volk mit so schwächlichem Machtwillen und so wenig gesundem
Tatsachensinne bei allen sonstigen glänzenden Fähigkeiten niemals
seinen Platz an der Sonne erringen könne. Und so wenig die deutsche
Demokratie bereit war, dies um des Vaterlandes willen für die
Außenpolitik anzuerkennen, so unbedenklich und gewalttätig zog sie
aus der Erkenntnis dieser Schwäche der Staatsmacht die
Nutzanwendung für ihren eigenen Willen zur Macht: gegen den
Staat! Aber selten wohl ist auch der ganzen deutschfeindlichen
Welt vor Augen geführt, wie die volkslose Haltung der deutschen
Demokratie unsre Feinde in ihrer Einkreisungspolitik bestärkt
hat. Es hätte dazu gar nicht erst noch des üblen Eindruckes
bedurft, daß die Sozialdemokratie zur Zeit als Lord Roberts den
»uns unausbleiblich und sehr nahe bevorstehenden großen Kampf«
verkündete und »England als am Vorabende einer gewaltigen Krisis«
stehend bezeichnte, mit besonderer Trotzköpfigkeit an einer
Forderung des Abrüstungsvertrages zwischen Deutschland und England
festhielt!

		Graf Pourtalès hat im August 1917 gegenüber einem Vertreter des
Wolffschen Büros die Ansicht vertreten, daß in den für den
Kriegsausbruch entscheidenden Tagen vom Juli 1914 England
zunächst den Ausbruch des Krieges nicht begünstigt habe
und daß die französische [bookmark: page127]Diplomatie vom Anbeginn der Krise Öl ins
Feuer gegossen und zum Kriege gehetzt habe, insbesondere Herr
Poincaré.

		So wertvoll die vom Grafen Pourtalès für diese Auffassung der
Schuldfrage vorgebrachten Tatsachen, als Einzelhandlungen gesehn,
erscheinen, so wenig gerechtfertigt erscheint es doch, die
russische und französische Politik allein als Brandstifter
hinzustellen und damit England zu entsühnen, was bekanntlich auch
der Staatssekretär Helfferich in seiner Schrift über »Die
Entstehung des Weltkrieges« getan hat. Die Vermittelungsversuche,
die England vor Ausbruch des Krieges unternommen hat, waren
Scheinmanöver, die lediglich Herrn v. Bethmann Hollwegs
Kartenhäuser stützen und die kaiserliche Kriegserklärung verzögern,
nebstbei auch der Welt Beweise für Englands blütenweiße Unschuld
bieten sollten. Die vollauf zutreffende Darstellung, die Kaiser
Wilhelm dem Botschafter Gerard von der Haltung Englands gegeben
hat, beseitigt den letzten Rest von Zweifel an dieser Sachlage, die
im übrigen ja bereits durch Englands jahrelange Einkreisungspolitik
und die aus dem Briefwechsel zwischen Grey und Paul Cambon
bekannten bindenden Zusagen hinreichend bewiesen ist. Es bleibt
dabei, daß derselbe König Georg, dessen Flotte am 27. Juli
unter Dampf vor Spithead lag, dem Prinzen Heinrich vorgelogen
hat, England wolle neutral bleiben! Denn es ist von vornherein
entschlossen gewesen, in dem Augenblicke einzugreifen, da der Krieg
sich zu ungunsten seiner russischen und französischen Verbündeten
neigen sollte. Seine Absicht war, als Kriegsteilnehmer sich mehr in
der Rolle des Schiedsrichters zu halten. Erst als es ihm nicht
möglich blieb, mit geringem Aufwande von Kraft den Schiedsrichter
zu spielen, wurde es zum Einsatz aller seiner Kräfte um die
Aufrechterhaltung seiner Weltstellung gezwungen.

		Wer nur den wirtschaftlichen Wettbewerb und Handelsneid als
Ursache dieses blutigsten aller Kriege erblickt, unterschätzt
diesen Feind! Nein, der letzte Grund seines unsagbaren Hasses lag
in dem aus seiner Ruhe gestörten Herrenstolze der oberen
Zehntausend von Großbritannien. [bookmark: page128]Als Gebieter der Erde, wie sie auf ihrem
von der Natur erbauten Bollwerke schon Shakespeare in gottgewollter
Selbstverständlichkeit erschienen sind, hatten sie sich so sicher
in ihrem Reichtume gefühlt, daß die Arbeit ihnen unvereinbar
erschien mit der Gesellschaftsfähigkeit. Aus der Rente des
Grundbesitzes, so hoch sie blieb, floß der geringere Teil ihrer
Einnahme, weit schwerer wogen die Milliarden englischer Einkünfte
aus Kapitalanlagen in fremden Ländern. Namentlich Amerika stand bis
dahin tief in englischer Schuld, insbesondere auch die Vereinigten
Staaten. Die Quelle dieses Wohlstandes und schließlich auch der
heimischen Grundrente war aber der Handel und dessen Beschützerin,
die Seeherrschaft. Diese beiden durch die ameisenhaft rastlose
deutsche Geschicklichkeit und Unermüdlichkeit zerbröckelt zu sehen,
bedeutete für den Engländer eine Bedrohung seiner
Lebensbehaglichkeit und des britischen Volksbewußtseins. Daher
schon Palmerstons Drohung, daß er die deutsche Bundesflagge, wenn
sie auf der See sich zeigen sollte, als Seeräuberlappen behandeln
werde. »Die Deutschen mögen den Boden pflügen, mit den Wolken
segeln oder Luftschlösser bauen, aber nie seit Beginn der Zeiten
hatten sie den Genius, das Weltmeer zu durchmessen oder die hohe
See oder auch nur Küstengewässer zu durchfahren.« Daher vor zehn
Jahren das grollende Wort: »Es ist unerträglich, daß das
Vorhandensein einer deutschen Flotte, uns zu Gegenmaßregeln zwingt,
die wir sonst nicht nötig hätten.« Daher 1911 zur Zeit der
Marokkoverhandlungen der bis in alle Einzelheiten vorbereitete Plan
zur »Versiegelung der Nordsee« und, am 20. September, zur
Vernichtung der deutschen Flotte mitten im Frieden. Und nach
Scheitern dieses Planes ein Jahr später Churchills ärgerlich
drohendes Wort von der deutschen Luxusflotte, und gleichzeitig die
fortgesetzten Bemühungen Lord Haldanes, den deutschen
Flottenbauplan zu beschränken und den Großadmiral v. Tirpitz zu
beseitigen. Daher denn auch seit Jahren in allen Klubs die
Stimmung: »Wenn Deutschland morgen besiegt wäre, so gäbe es keinen
Engländer, der sich nicht um das Dreifache reicher fühlte!«

		Es bedarf keines Beweises, daß gerade dies britische [bookmark: page129]Selbstbewußtsein um so wilder aufschäumen
mußte, als die Haltung der deutschen Demokratie mit Verachtung
erfüllte. Gerade weil unsere wirtschaftliche und kaufmännische
Tüchtigkeit ganz England reizte und beleidigte, erschien dem
entschlußkräftigen Engländer, in dessen Seele hart neben
rücksichtsloser Raublust die heldenhafteste Hingebung an das eigene
Vaterland liegt, die deutsche Unterbötigkeit naturgemäß als
Ausdruck eines Schwächegefühles auch in militärischer Hinsicht. Mit
dem Schwinden unsrer deutschen diplomatischen Vormachtstellung
schien Englands goldenes Zeitalter gekommen zu sein.

		Die Rückbildung der preußisch-deutschen Geschichte bis hinter
1804 zurück konnte in Angriff genommen werden.

		Why not?!

	
		
		Politische Wechselströme.

		 

		»Man kann ja sagen, daß es für den Frieden
nicht förderlich ist, wenn Frankreich die Sicherheit habe, daß es
unter keinen Umständen angegriffen wird, es mag tun, was es
will. Ich würde noch heute, wie 1862 in der Luxemburger Frage,
Eurer Majestät niemals zureden, einen Krieg um deswillen sofort zu
führen, weil wahrscheinlich ist, daß der Gegner ihn bald beginnen
werde; man kann die Wege der göttlichen Vorsehung dazu niemals
sicher genug im voraus erkennen. Aber es ist auch nicht
nützlich, dem Gegner die Sicherheit zu geben, daß man seinen
Angriff jedenfalls abwarten werde.«

		Bismarck an den Kaiser 13. 8. 75.

		 

		Die verhängnisvolle Neigung unsres Volkes, sich in Fragen der
Außenpolitik einzustellen nach Zuneigung oder Abneigung gegen die
Parteien des feindlichen Auslandes, ist naturgemäß im besonderen
die Quelle unsrer Leiden in den Reichslanden geworden. Die
unerfreuliche Schärfe der Wahlkämpfe, denen wir den immer noch
währenden Reichstag von 1912 verdanken, ließ dort die trübe
Gärung der von französischer Seite aufgehetzten Widerspenstigkeit
in üblen Blasen aufquellen, wie beide Bewegungen dann in dem
Zabernschen Unfuge zusammengewirkt haben, steht [bookmark: page130]in frischer Erinnerung. Es
kann aber doch nur verstanden werden aus den Irrtümern heraus, von
denen Fürst Bülow bei der Blockpolitik und insbesondere den Wahlen
von ausgegangen war. Die Übergriffe der Demokratie, leider auch des
entsprechenden Zentrumsflügels, hatten sich damals namentlich auf
kolonialpolitischem Gebiete bis zur Unerträglichkeit gesteigert,
wesentlich doch wohl auch unter dem Einflusse englischer Aufsätze,
wie z. B. jenes im »Spectator«, der einen Unterschied zwischen der
deutschen Regierung und dem deutschen Volke behauptete und meinte,
das Wohlwollen des letzteren sei wertlos, weil es zu wenig zu sagen
habe; man müsse daher entweder eine Änderung der deutschen Politik
verlangen, oder aber eine andere Reichsverfassung, die » dem
Volke eine bessere Aufsicht über die äußere Politik des Reiches
gestatte«. Insbesondere der Herr Abgeordnete Erzberger erwies
sich damals als besonders eifriger Führer des Verleumdungsfeldzuges
gegen verdiente Männer, was ihm mindestens in dem Falle Pöplau übel
bekommen ist. Dieser frühere Geheimsekretär im Auswärtigen Amte,
der im Verein mit Herrn Wistuba monatelang die öffentliche
Aufmerksamkeit unliebsam beschäftigte, ist zu drei Monaten
Gefängnis verurteilt und das Erkenntnis stellt fest, daß es sich
bei den von Pöplau an Herrn Erzberger übergebenen Schriftstücken um
solche gehandelt hat, deren Bekanntgabe gegen das Interesse des
Staatswohles war, daß die Schriftstücke Pöplau amtlich anvertraut
waren und rechtswidrig Herrn Erzberger ausgeliefert sind. In diesem
Falle Pöplau hat Herr Erzberger sein Zeugnis in seiner Eigenschaft
als Abgeordneter verweigert, was selbstverständlich unberechtigt
ist, aber damals auch von dem Abgeordneten Ablaß in demselben
Prozeßverfahren versucht wurde. Nach der »Pommerschen Tagespost«
würde ein anderer Fall sehr viel schlimmer liegen, der den beim
Generalleutnant Reim verübten Diebstahl von Briefen und deren durch
Herrn Erzberger bewirkte Auslieferung an den »Bayrischen Kurier«
betrifft. Der Dieb hat nicht festgestellt werden können, Herr
Erzberger aber soll nach der genannten, bislang unwidersprochen
gebliebenen Quelle seine Zeugenaussage unter der Begründung
verweigert [bookmark: page131]haben, daß er fürchte, sich selbst als strafbar
der gerichtlichen Verfolgung auszusetzen. Dazu kam der immer
unerträglicher werdende Druck, den die Herren Erzberger und Roeren,
letzterer insbesondere in dem Falle Wistuba, auf die
Kolonialabteilung und andere Abteilungen ausübten. Den dagegen im
ganzen Lande sich erhebenden Unwillen wollte Fürst Bülow dazu
benutzen, das Zentrum zu schwächen, um damit auch der Demokratie
Abbruch zu tun. Der Börsenliberalismus ging mit besonderem Eifer
auf diese Politik ein in der Hoffnung, die Drehscheibe zu werden,
die sich bald auf die Sozialdemokratie, bald auf die Rechte und das
Zentrum hin einstellen und so nach beiden Seiten hin den Ausschlag
geben könne. Tatsächlich hat er damals nach dem Eingeständnisse
seiner Führer gute Ernte in seine Scheuern eingebracht,
insbesondere die »Wiederherstellung von Treue und Glauben«, wie
höchst bezeichnenderweise das Terminspiel, d. h. das nicht auf
Lieferung, sondern lediglich auf Zahlung des Preisunterschiedes
gerichtete Spekulationsgeschäft, an der Börse benannt wurde, wie
wenig aufrichtig das damalige Frohlocken über die Niederlage des
Zentrums als der maßgebenden Partei auf seiten der hochlöblichen
Börse gewesen ist, bewies die Haltung dieser Linken bei den Wahlen
von 1912. Die Nationalliberalen hatten bei diesen wiederholt nach
einer neuen Auflage der Bülowschen Blockpolitik gerufen, aber die
Eingeweihten von Freisinn winkten ab, und so überließ Herr
Bassermann der Linken die Zusammenstellung der Sturmtruppe, die der
Sache der neuen Freiheit eine Gasse brechen sollten.

		Meminisse juvabit!

		Der Keim zu alledem ist freilich nicht damals erst gelegt. Er
war schon im Oktober 1909 deutlich geworden bei dem Ferrer-Rummel
[bookmark: text9]F9, dessen Zusammenhänge mit der hetzerischen Tätigkeit des
Großorient von Frankreich über allen Zweifel klarliegen. Für den
rückschauenden Beobachter wirkt dies heute wie eine Sonde in die
Wunde aller jener Leiden, die dann in den Wahlen vom Januar 1912 so
[bookmark: page132]klar vor
der Welt ausgebreitet wurden. Ihr Ergebnis trat bereits bei den
Stichwahlen deutlich hervor. Die Konservativen waren redlich, und,
wie sie mit der Wahl des Fortschrittlers in Halle bewiesen haben,
unbeirrbar bemüht, unter den bürgerlichen Parteien eine
Verständigung über gemeinsames Handeln gegenüber der
Sozialdemokratie herbeizuführen. Aber der geschäftsführende
Ausschuß der Volkspartei erklärte sofort als Ziel des Wahlkampfes
auch für die Stichwahl »die Zertrümmerung des schwarzblauen
Blocks«, und zwar unter der außerordentlich tief blicken lassenden
Losung »Keine Stimme für ein Mitglied der deutschkonservativen
Partei, Reichspartei, des Zentrums, der wirtschaftlichen
Vereinigung oder einer anderen antisemitischen Gruppe!« Der
Sinn dieser Losung und die Bedeutung der im Hintergrunde wirkenden
Kräfte kam unzweideutig darin zum Ausdrucke, daß der Volksmund
diese Wahlen als die »Judenwahlen« bezeichnte. Ihr Ergebnis war,
daß 110 Sozialdemokraten in den Reichstag kamen, dessen stärkste
Fraktion sie damit wurden. Die Fortschrittspartei selbst hatte bei
der Hauptwahl es nicht einmal zur Fraktionsstärke bringen können
und konnte nur auf sozialdemokratischen Krücken in Stärke von 42
Mann in den Reichstag einziehen. Der Fortschritt hatte sich nach
Bismarcks Worte wieder einmal als eine sehr gute Vorfrucht für den
Sozialismus und als dessen Bodenbereiter erwiesen. Trotzdem waren
seine »kühnsten Erwartungen übertroffen«. Die längst bestandenen
Wechselbeziehungen zwischen der Demokratie und dem Großbankentume
traten damals zum ersten Male aller Welt vor Augen.

		Nur allzusehr erinnern diese Zusammenhänge an den ewigen
Jahrmarkt des Lebens aller Zeiten und Völker und insbesondere an
die griechische Heimat und Kindheit des Begriffes »Demokratie«,
sowie an die Gleichmacherei von 1789 die Frankreichs ganze
Geschichte wegdachte und weder Stände noch Berufe, noch sonst
irgendein wirtschaftlich Gewachsenes und Gewordenes mehr kennen
wollte, sondern nur noch das eine und unteilbare Frankreich. Dies
wesenlose Luftgebilde schuf sich dann freilich notgedrungen wieder
ein fleischgewordenes Abbild in der gesetzgebenden Versammlung
[bookmark: page133]von 1791,
die das bemerkenswerte Glück hatte, unter 749 Mitgliedern 300
Advokaten zu den Zierden ihrer Beredsamkeit zu zählen. In welchem
Widerspruche steht diese ganze Einrichtung der sogenannten
»repräsentativen Verfassungen« zu den in Wahrheit volkstümlichen
Gemeinschaftsformen der Germanen und ihrer Selbstmündigkeit, wie
sie sich von ältester Zeit her noch in das Mittelalter
hineingerettet hatte und in der englischen Verfassung zu gutem
Teile noch heute lebt! Und wie blindwütig übersieht man in unsern
Tagen, daß unsre auf französischem Boden stehende Verfassung den
ständischen Bedürfnissen der Gegenwart, wie sie in den
Gewerbegerichten und Berufskammern zum Ausdrucke kommen, so gar
nicht entspricht! Wohin es führen mußte, das Verfassungsleben
freizuhalten von jeder Einmischung der Stände und Berufe, die doch
gerade das beste Urteil haben, beweist als echteste Erbin von 1789
die heutige französische Advokatenrepublik, deren Volksvertreter
den Teufel nach dem Volke und seinen Rechten fragen, das sie
vertreten sollen und jederzeit für politische Aufsichtsratsposten
zu verraten bereit sind.

		Auch in Deutschland konnte zu der hier in Rede stehenden Zeit
die bürgerliche Demokratie sich bei ihrem mit der Sozialdemokratie
für das ganze Reich geschlossenen Wahlabkommen von vor dem
Vaterlande in keiner Weise rechtfertigen. Die Linke war und blieb
die Erbin jenes »freisinnigen« Geistes, aus dem heraus Herr Theodor
Barth 1891 den Wählern von Geestemünde erklärt hatte, daß er lieber
einen Sozialdemokraten als Bismarck wählen würde! Auch die
Sozialdemokratie hatte sich nicht etwa geändert, im Gegenteile ihre
revolutionären Ziele unumwunden verkündet. Hatte doch Herr
August Bebel noch am 17. August 1904 auf dem Internationalen
Kongresse zu Amsterdam in einer höchst lehrreichen Deutlichkeit den
Franzosen folgendes zugerufen:

		»Ihr Franzosen seid stolz auf euere Tradition. Nun,
das Stimmrecht gab euch der Mann des Staatsstreiches, die Republik
die deutsche Reaktion, die euch ein Sedan verschaffte und Napoleon
in Wilhelmshöhe zur Ruhe setzte. Ich wäre ganz zufrieden, wenn
wir auf dieselbe Weise zur Republik kämen.« [bookmark: page134]

		Gleich rückhaltlos hatte der, auch 1917 wieder in Stockholm
überaus rührige, Herr Ledebour in Übereinstimmung mit
anderen Parteiführern am 26. November 1910 die Erklärung
abgegeben,

		»daß die Sozialdemokratie auch in Deutschland eine
republikanische Partei sei und daß auch ihr Programm die Errichtung
einer deutschen Republik sei, d. h. also Abschaffung des deutschen
Kaisertums und die Absetzung des Königs von Preußen und aller
deutschen Bundesfürsten.«

		Weniger offen, aber nicht minder deutlich hatte Herr Philipp
Scheidemann in seiner sozusagen diplomatischen Art in einer
Massenversammlung zu Paris 1912 erklärt:

		»Wir wollen keinen Krieg! Und gegen jene, die
versuchen, uns in die Bestialität hinabzustoßen, werden wir uns
wehren mit dem Mute der Verzweiflung. Die deutschen Arbeiter, die
deutschen Sozialdemokraten achten und lieben euch, Proletarier und
Sozialisten Frankreichs, als ihre Brüder! Sie wollen nicht auf
euch schießen, sie wollen euch vielmehr als Freunde und
Bundesgenossen begrüßen! Unser Feind steht anderwärts: er steht
dort, wo der eure steht. Laßt uns gemeinsam in den Kampf
ziehen, Kameraden: für die Freiheit der Arbeit und für den
Frieden der Welt!«

		Die »Zeit am Montag« vom 23. November 1912 war von dieser
vorsichtigen Ausdrucksweise über die Massen entzückt und wies mit
besonderer Genugtuung darauf hin, daß Herr Scheidemann sich mit
gutem Grunde auf diese Erklärung habe beschränken können, denn
eines Tages werde die internationale Demokratie in der Lage sein,
der befreit aufatmenden Welt zu verkünden: »Wir werden
keinen Krieg mehr führen und werden auf keinen Feind mehr
schießen!« Wenn die Entwicklung, deren Anzeichen sich immer
deutlicher bemerkbar machen, noch weiter fortgeschritten sein
werde, dann werde »diese Äußerung nicht mehr den strafbaren
Tatbestand des Hochverrates darstellen«.

		Das ist Herr Scheidemann, dem der Urheber des Wortes von der
Entwicklung, die nicht stille steht, solange sein staatsmännisches
Vertrauen geschenkt hat, bis die Entwicklung über ihn selbst zur
Tagesordnung übergegangen ist, um zu beweisen, daß sie nicht stille
steht! [bookmark: page135]

		Konnte man sich nach alledem wundern, daß das »Berliner
Tageblatt« Ende Februar 1912 nach diesem glorreichen Erfolge sofort
die Forderung erhob, daß man nun endlich »an den Ausbau der
konstitutionellen Garantien denken« und daß dem Kaiser auf seine
Thronrede eine deutliche Antwort in Gestalt einer Adresse
überreicht werden müsse, in der ihm »der Umschwung der öffentlichen
Meinung, der durch die Wahl dokumentiert ist«, verdeutlicht werden
solle?

		»So ergibt sich die Forderung von selbst, dem
Kaiser zu sagen, was der Reichstag im Interesse der
fortschreitenden Entwickelung für angebracht hält. Der Kaiser kann
bisher mit Recht einwenden: Ich weiß ja gar nicht, was die Herren
wollen. Nun wohl, der Reichstag möge es ihm sagen und sich dazu der
Mittel bedienen, die ihm seine Geschäftsordnung gewährt.«

		Dies Blatt, das in dem seltsamen Widerstreite zwischen der
Sozialdemokratie und ihren sogenannten Todfeinden vom Großkapital
die Rolle der lustigen Person spielt, dürfte am besten Bescheid
wissen über den Punkt, an dem diese Gegner sich so oft
verständnisvoll zusammenfinden. Zuweilen aber enthüllt sich doch
auch der Welt unzweideutig ihr gemeinsames Belangen. Klar trat dies
1912 hervor in der Wegsteuerung des Mittelstandsvermögens. Das
Großkapital fürchtete die Erbschaftssteuer keineswegs und die
Sozialdemokratie begrüßte in ihr den Anfang zur Herabdrückung des
Mittelstandes in das Proletariat. Unter den gleichen
Gesichtspunkten ist auch das beiderseitige Bestreben zur
Demokratisierung des Landtags-Wahlrechtes zu beachten: denn
einerseits würde dies den Besitz des Mittelstandes an die Willkür
der nicht am Verluste beteiligten Sozialdemokratie ausliefern und
andererseits werden durch diese Ausplünderung und damit verbundene
Minderung des Gesamtvermögens die Gemeinden zu immer höheren
Steuersätzen, wiederum auf Kosten der ewig Geprellten,
gezwungen. Die Krönung dieser einseitigen Klassenherrschaft
bedeutet das sozialdemokratische Bestreben, immer weitere unserer
unteren Klassensteuerstufen von der Erhebung der Steuer zu
befreien. Garnichts zahlen und über das Einkommen der Anderen
verfügen, zugleich mit [bookmark: page136]ihrem Vermögen ihren politischen Einfluß und das
eine Ansehen der Monarchie zerstörend schwächen: in der Tat nette
Auslegung vom preußischen »Jedem das Seine!«

		Die sogenannte bürgerliche Demokratie hat auch damals sich als
Schutztruppe des Großkapitalismus und Vortrupp der Sozialdemokratie
bewährt: selbst bei den Straßenkämpfen, die seit 1910 in wachsender
Heftigkeit unter der Losung »Das Recht auf die Straße« seitens der
Sozialdemokratie geführt wurden in der unverkennbaren Hoffnung, die
Polizei und die sonstigen Staatsbehörden einzuschüchtern und für
politische Zugeständnisse mürbe zu machen! Die Brandreden der
Herren Wiemer und Naumann im Friedrichshain, die fortgesetzten
Berufungen der fortschrittlichen Presse auf das Urteil des
Auslandes, das doch gerade selbst damals unter Massenstreiks und
Apachenkrawallen hinreichend litt, und alle die altbekannten üblen
Gepflogenheiten vormärzlicher Herkunft konnten nur zur Verdüsterung
unseres Geschickes und Verstärkung der Kriegsgefahr beitragen. Auch
die schlimmste Seite der Sozialdemokratie, ihr Haß gegen die
Wehrkraft des Vaterlandes, wirkte in dieser Richtung.

		 

		Wie üblich gefiel die sozialdemokratische Presse sich darin,
alle noch so unerträglichen französischen Herausforderungen
nach alter übler Weise zu beschönigen und stattdessen über »die
Aufregung unsrer Hetzpatrioten, leider auch der liberalen, sogar
der freisinnigen Presse« zu schimpfen. Im April 1913 waren zu
Nanzig zwei Thüringer Kaufleute, sowie einige Frauen und Herren aus
Metz von den sogenannten Gebildeten der lothringischen Stadt
überfallen und in unbezeichenbarer Weise mißhandelt. Nachdem man
sie auf dem Bahnhofe bis zur Willenlosigkeit mit Stöcken geschlagen
hatte, zwang man sie, französische Offiziere zu grüßen, sich auf
die Knie zu werfen und Abbitte zu leisten, während man ihnen
Schinken, Brot und Wurst in den Hals schob. Nicht nur die »France
militaire«, sondern auch die der Regierung nahestehende »République
Francaise« beschuldigten gleichwohl die Deutschen der
Herausforderung. Das letztere Blatt schrieb: [bookmark: page137]

		»Es gibt nur eine Art, auf diese deutschen
Provokationen zu antworten, stark zu werden, um Deutschland zu
entmutigen, wir müssen Respekt einflößen, uns für alle
Möglichkeiten bereit halten. Niemals war es klarer als heute, daß
man stark sein muß, um Frieden zu haben.«

		Auch die unerfreulichen Vorgänge bei der Landung des Z. IV in
Lüneweiler, die zu einer vollständigen Auskundschaftung des
niedergegangenen Schiffes geführt haben, und ihre Behandlung durch
unseren Botschafter Herrn v. Schön hätten selbst die
sozialdemokratische Presse veranlassen müssen, den Franzosen die
Innehaltung der schlichtesten Höflichkeitspflichten zum Bewußtsein
zu bringen. Stattdessen mußte man im »Vorwärts« lesen:

		»Daß nur eine Handvoll dummer Jungen den Skandal in
Nancy verursachte und daß selbst die chauvinistische Presse
Frankreichs den abgeschmackten Chauvinistenstreich aufs schärfste
verurteilt, kümmert unsere Hetzpatrioten und Rüstungsinteressenten
samt ihren liberalen und fortschrittlichen Handlangern nicht im
geringsten. Für sie ist Frankreich, wo all die Jahre hindurch
Hunderttausende deutscher Gäste die liebenswürdigste Aufnahme
gefunden haben, jetzt zu einem ›wilden Lande‹ geworden, gegen
dessen unerhörte Exzesse und dessen bedrohliche Angriffslüsternheit
der deutsche Michel sich mit einem doppeltschweren Küraß und
doppelt großen Sarraß umpanzern und umgürten muß!«

		Als Auswirkung dessen hatten wir zu verzeichnen, wie das von
London und Paris bediente »Nowoje Wremja« ganz im Geiste der
amtlichen französischen Schäbigkeit und Eitelkeit in den Berichten
über einfachste Vorgänge des diplomatischen Verkehrs Anmaßungen
behauptete, die Herr Cambon oder selbst Herr Théophile Delcassé zu
begehen gar nicht gewagt hatten, deren Vermeldung aber in der Welt
den Eindruck erwecken sollte, als ließen deutsche Botschafter sich
mit französischer Unhöflichkeit behandeln.

		Sicherlich versteht man heute in ganz Deutschland und
wahrscheinlich auch in den Reichslanden aus diesen Zusammenhängen
heraus die Antriebe und eigentlichsten Ursachen der beklagenswerten
Zaberner Vorgänge vom November 1913. Wie bald, ach wie bald hat der
junge Leutnant v. Forstner, der mit der unbedachten Redewendung von
den »Elsässer Wackes« den Anstoß zu dem ganzen Krawalle gegeben
hat, sein Blut für das Vaterland dahingegeben, nachdem [bookmark: page138]er mit
Auszeichnung geführt hatte! Und wie ist jenes Wort selbst, das ja
von »Wasgau« hergeleitet ist, inzwischen in den landestreuen
elsässischen Regimentern längst wieder zu Ehren gebracht! General
Deimling, der vor dem Kriege von der Demokratie so heftig
angefeindete, hat als Führer des XV. elsässischen Armeekorps
ausdrücklich festgestellt, daß die Elsässer, Ausnahmen abgerechnet,
in allen Schlachten ihre volle Pflicht als tapfere Soldaten erfüllt
haben:

		»Die vielen, an Elsässer verliehenen Eisernen
Kreuze 1. und 2. Klasse eine beredte Spracht. Ganz besonders
anerkennend hebe ich die ausgezeichnete Tüchtigkeit und den Schneid
der elsässischen Offiziere hervor, unter denen sich zahlreiche
Lehrer befinden.«

		Aber die wildgewordene demokratische Presse, deren Einfluß
damals leider bis weit ins bürgerliche Lager hinein reichte, nahm
jenen Zaberner Zwischenfall zum Anlasse eines wahren Ansturmes
gegen den preußischen Militarismus, allen voran natürlich die
»Frankfurter Zeitung«, deren Schriftleitung man für das
Hauptquartier der Heereshetze jener Tage halten könnte, wenn man
nicht wüßte, einen wie starken Anteil gewisse elsässische Juden
daran hatten.

		Wer den Verhandlungen damals gefolgt ist, wird erkannt haben,
daß bei allen Ereignissen Persönlichkeiten auf der Bildfläche
erscheinen, wie die Arbeiter Aron, Hirsch, Elsensohn und Meyer, der
Schreiner Levy, der Kuchenbäcker Simon, der so schwer verkannte
Bankbeamte Cahn, der in seinem Rechtsempfinden verletzte
Gerichtsrat Kalisch und insbesondere der besondere Held
Rechtsanwalt Weill.

		Seit die Reichslande wieder zu Deutschland gehörten, sind es
vorwiegend Juden gewesen, die planmäßig die Hetze gegen das Reich
betrieben haben, obgleich die Erfahrungen, die das Elsaß mit den
Juden während der großen Revolution und insbesondere mit dem
Heereslieferanten Isaac Hersch-Bär aus Medelsheim gemacht hat, zu
besserer Vorsicht hätten warnen sollen. Nachdem diesem entgegen der
Verfassung die Genehmigung erteilt war, mit seinen Angehörigen in
Straßburg zu wohnen, [bookmark: page139]zog er seine ganze Verwandtschaft dorthin und
nannte sich seitdem Cerfberr de Medelsheim. Einer seiner Enkel ist
Herr Alfons Cerfberr de Medelsheim, der 1879 eine haßerfüllte »
Biographie alsacienne-lorraine«
geschrieben hat. Nach einer Mitteilung im 2. Hefte der jüdischen
Zeitschrift »Im Deutschen Reich« haben »eine sehr große Anzahl
jüdischer Familien in Elsaß-Lothringen heute noch zum Teil sehr
nahe verwandtschaftliche Beziehungen zu Ministern, Generälen,
Präfekten u. a. m. der jetzigen französischen Republik«. Ein großer
Teil von diesen gehört der A. J. U. an, sowie den mit dem
Großorient von Frankreich in Beziehung stehenden Logen.

		Bei dieser Sachlage kann es nicht wundernehmen, daß die
elsässische Presse in das Feuer der Zaberner Krawalle
hineingeblasen hat, anstatt zur Ruhe und Ordnung zu ermahnen. Am 8.
November 1913 kam es in der Hohbarrstraße zu jener Zusammenrottung
schreiender, schimpfender und steinwerfender Massen, gegen die die
bürgerlichen Behörden vollkommen versagten, so daß selbst der
herbeigeeilte Oberst von Reuter nicht imstande war, die Menge zu
beruhigen. Selbst das Eingreifen der Feuerwehr blieb wirkungslos,
da die Schläuche zerschnitten wurden. Erst ein mit geladenem Gewehr
ausgerückter Zug, der mehrere Verhaftungen vornahm, konnte Ruhe
schaffen. Aus dem Sumpfe von zertretenem Pflichtbewußtsein,
Wahrheitsmangel und Gewissenlosigkeit jener Tage, aus dem Johlen,
Pfeifen und Schimpfen verhetzter Massen ragte die Persönlichkeit
des Oberst von Reuter wie die erzgewordne Verkörperung des Geistes
von Tauroggen auf, dessen Schatten damals über allem deutschen
Leben schwebte. Keine höhere Ehre hat ihm widerfahren können, als
die Ungezwungenheit, mit der nach dem Urteile vom 10. Januar 1914
die demokratische Presse seinen Freispruch begrüßt hat. Allen voran
das »Berliner Tageblatt«:

		»Die Aufnahme des Urteils wird in ganz
Elsaß-Lothringen die allerungünstigste sein, und der Landtag wird
nächsten Dienstag das Sprachrohr des beleidigten aber ohne Sühne
bleibenden Volkes werden. Nur einen Vorteil hat der Prozeß
gebracht: die Verhandlung hat aller Welt gezeigt, daß ein
solches System nicht länger beibehalten werden darf. [bookmark: page140]Der Oberst selbst
ist durchaus ein Ehrenmann in seiner Art, ein einheitlicher und
ganzer Charakter, aber im modernen bürgerlich-demokratischen
Verfassungsstaat ist seine Auffassung unerträglich. Diese, alle
Rechtssicherheit einfach abschaffende Auffassung aber ist die
herrschende im Militär, und daß das Urteil des Kriegsgerichts sie
sanktioniert, muß alle, die noch einen Sinn für Recht und
gesetzliche Bürgschaft haben, zum entschlossenen Kampf gegen solche
Zustände zusammenführen.«

		Das Bemerkenswerteste an diesen Bekenntnissen war der Rückzug,
den das B. T. B. vor dem »in seiner Art einheitlichen und ganzen
Charakter« des »Ehrenmannes« nahm, den es bis dahin ganz anders
behandeln zu dürfen geglaubt hatte. In dem Berichte über den ersten
Verhandlungstag stand nämlich zu lesen:

		»Oberst von Reuter trug seine Aussagen mit einer
solchen Wucht und einer solchen Bestimmtheit vor, daß man wirklich
im ersten Augenblick geglaubt haben kann, so und nicht anders
müßten sich die Vorfälle abgespielt haben. Mit Schärfe richtet er
seine Anklagen gegen die Bevölkerung und die Zivilverwaltung. Wenn
die Vorfälle sich wirklich so abgespielt hätten, wäre das Militär
vielleicht nicht allzu schuldig. Dieses große »wenn« wird aber
durch die weitere Verhandlung geklärt werden müssen. Und es
bedarf sehr dieser Klärung. Im Mittelpunkt der Aussagen des
Oberst steht die Behauptung, daß die Zivilverwaltung durchaus
versagt, die Bevölkerung sich aber von jeher feindlich dem Militär
gegenüber verhalten habe. Der Oberst beginnt seine Aussagen mit der
Erklärung, daß er die Verantwortung für alles, was Offiziere und
Mannschaften getan haben, voll übernehme. Er versichert auch, daß
er mit voller Sympathie für das Elsaß und seine Bevölkerung nach
Zabern gekommen sei. Aber im völligen Gegensatz dazu stehen seine
übrigen Aussagen, die von dem Grundgedanken ausgehen, daß die
Bevölkerung dem Militär gehässig gesinnt sei, daß das Militär gegen
die Beschimpfungen seitens der Bevölkerung nicht geschützt werde
und auch bei dem Gericht keine Gerechtigkeit finden würde. Die
Anklagen, die der Oberst gegen die elsaß-lothringischen Richter
schleudert, die er in einen Gegensatz zu den preußischen Richtern
stellt, und die Anklagen, die er gegen die Zivilverwaltung richtet,
finden im Saale wenig Glauben, besonders, da der Oberst auch der
Ansicht ist, daß sogar die Postverwaltung in Zabern mit gegen das
Militär im Bunde sei. Der Oberst geht ersichtlich von der
einseitigen, vorgefaßten Meinung aus, daß sich alles wider das
Militär verschworen habe. Auch seine Erzählungen, soweit sie die
Vorgänge in Zabern vor dem 27. November betreffen, erscheinen
zunächst recht fragwürdig.« [bookmark: page141]

		Noch heute bleibt es bedauerlich, daß man nicht das gewiß scharf
geschnittene Profil dieses Vorkämpfers der Rechtssicherheit, wie
seinerzeit in dem Leipziger Falle das des »jungen, aber
talentvollen« Herrn Pintus dem Bilde des preußischen
Regimentskommandörs gegenüberstellen konnte, an dessen Wort und
Ehre er rütteln und deuteln zu dürfen geglaubt hat. Mit Fug und
Recht hat der Anklagevertreter im Prozesse darauf hingewiesen, daß
eine Organisation ausländischer Schreier in der ganzen Zaberner
Sache gelegen habe. Aber auch dies ist nur ein Ausschnitt aus dem
Bilde. Denn genau so wie in Zabern jedes Pfeifen von anderer Seite
aufgenommen wurde und jedes pfiffige Gesicht sich dann stockdumm
anstellte, wenn es zur Verantwortung gezogen werden sollte: genau
so hat sich die demokratische Presse verhalten. Noch nach dem
Urteile wagte die »Frankfurter Zeitung« die Behauptung:

		»Feststeht, daß die Stadt Zabern sich von jeher
durch ein ungewöhnliches Maß von Ordnungssinn und Loyalität
ausgezeichnet hat, daß das Verhältnis zwischen Militär in Zabern
bis zur Ankunft des Herrn v. Reuter ausgezeichnet war, daß
es einer unerhörten Aufreizung bedurft hat, um den Einwohnern
dieser Stadt das Blut in Wallung zu versetzen, und daß selbst nach
den Provokationen des Militärs die Zivilbevölkerung eine Langmut
und Mäßigung an den Tag gelegt hat, die von der Aufgeregtheit des
Militärs auffallend abstach.«

		Die »Frankfurter Zeitung« machte nicht einmal den Versuch, diese
Behauptungen irgendwie zu begründen. Nach alter Gepflogenheit
genügte es ihr Stimmung zu erregen, Stimmung, Stimmung! Ich wies
damals darauf hin und kann hier nur wiederholen, daß unter Herrn v.
Ernsthausen und unter dem Oberpräsidenten von Möller Vorgänge, wie
die Zaberner Tage sie gebracht haben, undenkbar gewesen waren,
ebenso undenkbar auch unter jedem französischen Präfekten. Der
Irrtum hat damit eingesetzt, daß man mit der Austeilung von
politischen Rechten begonnen hat, bevor die vom Herrn Reichskanzler
noch kurz zuvor ausdrücklich geforderten Bürgschaften für die
politische Reife der Bevölkerung auch nur annähernd erfüllt waren.
Die Herausforderungen, die sich die » Souvenirs français« und die » Lorraine sportive« gestatteten, konnten doch
sicherlich [bookmark: page142]ebensowenig als Beweise politischer Reife
gelten, wie die Unterstützung, die den Reden französischer Minister
durch die reichsländische Presse zuteil ward. Die
Werbereisen, die seitens der Herren Preiß und
Wetterlé nach Frankreich unternommen wurden, und die mit
ihrer Pflicht gegen Deutschland unvereinbaren Hetzreden, die die
Herren dort gehalten haben, sind aber in ihrer Wirkung übertroffen
von der seltsamen Art, in der bei der Verhandlung im Deutschen
Reichstage der Reichskanzler, Herr v. Bethmann Hollweg, die Haltung
des Militärs verteidigte:

		»Das Militär ist in dieser Weise eingeschritten in
der Ansicht, daß die zivilen Sicherheitsorgane versagt und bei den
bisherigen Vorkommnissen ihnen keinen oder keinen genügenden Schutz
gewährt hätten. Die Zivilbehörden von Zabern bestreiten dies aufs
allerentschiedenste. In dieser tatsächlichen – nicht in der
rechtlichen –, in dieser tatsächlichen Frage gehen also die
Ansichten der Lokalbehörden schroff einander gegenüber, wer von
beiden absolut recht hat, ist mir auf Grund der vorliegenden
Untersuchungsverhandlungen nicht möglich zu entscheiden. Ob das in
Zukunft möglich sein wird ... das möchte ich dahingestellt sein
lassen ... Ich will auch gern den Herren die Gründe angeben, warum
ich glaube, daß sich das schwer entscheiden läßt.«

		Zum Glücke gab es damals noch einen preußischen Kriegsminister,
den Generalleutnant von Falkenhayn, der für sich selbst folgendes
erklärte:

		»Man hat an mich die Frage gerichtet, wie ich mir
die Zukunft Elsaß-Lothringens in gesetzgeberischer Beziehung denke.
(Allgemeine stürmische Heiterkeit. Zurufe: Nicht Sie, sondern der
Reichskanzler soll es sagen! Andauernder Lärm.) Man hat mich direkt
angeredet, ich kann nur über die militärische Zukunft sprechen, wir
werden in der Armee schon Ordnung halten können. Darauf können Sie
sich verlassen! (Stürmische Heiterkeit und Widerspruch.) Wir
streben danach hin, daß der Geist aus den Bevölkerungskreisen
auszieht, wie er bis jetzt darin gewesen ist und der zu diesen
bedauerlichen Zuständen geführt hat. (Stürmische Heiterkeit.)«

		Der Eindruck, den diese, im Verhandlungsberichte verzeichneten
Ausbrüche stürmischer Heiterkeit auf das Ausland machen
mußte, wurde noch übertroffen durch den inzwischen eingegangenen
Antrag Ablaß und Fischbeck: [bookmark: page143]

		»Der Reichstag wolle beschließen, festzustellen,
daß die Behandlung der den Gegenstand der Interpellation bildenden
Angelegenheiten durch den Herrn Reichskanzler den Anschauungen des
Reichstages nicht entspricht.«

		Dieser Antrag wurde von allen Parteien mit Ausnahme der Rechten
unterstützt und die Sitzung schloß mit der Annahme eines
Mißtrauensvotums gegen – ja gegen wen eigentlich? – gegen den
Liebling der Demokratie, Herrn von Bethmann Hollweg! Die
Konservativen waren wieder einmal »allein auf weiter Flur«
geblieben im Bewußtsein, daß es in solcher Lage Pflicht ist, sich
überstimmen zu lassen. Herr von Bethmann aber gab am 10. Januar
1914 im Herrenhause auf Beratung des Antrages vom Grafen York von
Wartenburg über die Wahrung der Stellung Preußens im Deutschen
Reiche hinsichtlich der Bundesratsstimmen zu, daß die Bestimmungen,
wonach die reichsländischen Stimmen nur gezählt werden sollen, wenn
sie gegen Preußen abgegeben werden, das preußische Gefühl an
sich verstimmen müsse. Dann aber mit erhobener Stimme: »Dies
Preußentum muß unter allen Umständen hoch und unversehrt gehalten
werden, nicht gegen das Reich, sondern für das Reich!«

		Es konnte nicht ausbleiben, daß infolge dieser von aller Welt
bespöttelten Schwäche die Prahlhansereien der »France militaire«
und die Herausforderungen in den Reichslanden immer heftiger
wurden. Der Held dieser Stimmung war der neue Präsident, der
nicht umsonst seit Jahren sein Lothringertum in den Vordergrund
seiner Politik gestellt hatte. Jahrelang hatte er in Paris als
kleiner Advokat der Rue du Commandant
Marchand trotz aller Zungenfertigkeit und journalistischen
Nebengeschäfte es weder zu Einkommen noch Ansehen gebracht, bis ihm
mit dem Tode seines Großvaters ein kleines Besitztum in der Heimat
zufiel. Bald ward er infolgedessen in den Generalrat von Meuse
gewählt, wurde als dessen Mitglied Kabinetschef des
Ackerbauministers Develle und darauf 1887 Kammerabgeordneter für
Vaucouleurs. Im Bewußtsein dieses kleinen Anfängertumes hat er sich
anfangs durch korrekte Zurückhaltung unter all den Vordringlichen
bemerkbar [bookmark: page144]gemacht, um nunmehr als erwähltes
Staatsoberhaupt freilich desto wohliger in prunkvoller
Regentenpracht zu schwelgen und desto selbstherrlicher ins Land der
Abenteuer hineinzusegeln. Der Tag, an dem er, wenn auch nur an der
Marschalltafel, als Gast des Zaren im Winterpalaste gespeist hat,
mag ihm wohl heute noch als der Gipfel und Glanzpunkt seiner
politischen Laufbahn erscheinen. Die herzbrüderliche Art, in der er
zum Schaudern aller Hofkreise seinen Verkehr mit dem Könige von
England begann, machte ihn zunächst bei den Franzosen nur
beliebter. Das meiste aber hat zu seiner Volkstümlichkeit die
deutsche Michelei beigetragen, die insbesondere in seiner Heimat,
wo man vordem voller Sorge dem Ausbruche des Krieges mit
Deutschland entgegengesehen hatte, den französischen Hochmut
überschäumen ließ. Das ganze Leben Lothringens wurde insbesondere
durch die mit Leidenschaft politisch betonten Manöver zu einer
einzigen Kundgebung der nationalen französischen Entschlossenheit.
In der » Marche Lorraine« fand diese
ihren bezeichnenden Ausdruck. Ursprünglich hatte dieser
altfranzösische Marsch den Namen » Sambre et
Meuse« geführt und war als solcher auch den deutschen
Regimentern ohne jeden Stempel von Schowinismus bekannt. Nun aber
wurde er mit der Unterlegung der » antique
ritournelle« von » Jeanne la
Lorraine« zur neuen Marseillaise.

		Um so eigenartiger berührte, daß die Franzosen nicht den Mut und
die Ehrlichkeit aufbrachten, offen einzugestehen, was sie doch in
der Maske einer leicht durchschaubaren Heuchelei fortgesetzt
einander zuraunten: daß der seit mehr als 40 Jahren erstrebte
Rachekrieg mit Deutschland nun seiner Verwirklichung entgegengehe.
Fortgesetzt verleugneten sie stattdessen ihre Vergangenheit,
beteuerten halbamtlich ihre Unschuld und schworen amtlich ab, daß
sie an die Eroberung Elsaß-Lothringens dächten. Erst im Juli 1917
hat endlich einer der ersten französischen Historiker, Edouard
Driault in seinem Buche » Les Traditions
politiques de la France et les Conditions de la Paix«
dargelegt, daß das französische Volk seit 1871 von dem einzigen
Gedanken der kommenden Auseinandersetzung mit Deutschland
beherrscht [bookmark: page145]gewesen ist, die den Frankfurter Frieden
rückgängig machen sollte. Driault gibt die Ursachen, die Frankreich
zu einem Kriege mit Deutschland veranlaßt haben, wie folgt an:

		»Da Deutschland Elsaß-Lothringen nicht herausgeben
wollte, traf Delcassé ein Abkommen mit Italien, England und
Spanien, nach dem Spanien das nördliche Marokko, England Ägypten
und Italien Tripolis behalten sollten. Dieses ward der Grund zu dem
jetzigen Revanchekriege und stimmte mit Eduards VII. Gedanken, das
Deutsche Reich zu isolieren, überein. Die panslawistische Politik
Rußlands gewann vollen Beifall in England, und Frankreich, da es
galt, dem deutschen und österreichischen Handel im Osten Halt zu
gebieten. Unsere Diplomatie arbeitete unausgesetzt daran, das
Deutsche Reich zurückzudrängen, das allmählich eine starke Stellung
auf dem Weltmarkte einzunehmen begann und sich dadurch England zum
Feinde machte. Jede Politik, die dazu diente, Deutschland zu
schwächen, wurde von Frankreich mit allen erdenklichen politischen
Kunstgriffen unterstützt. Durch ein heimliches Abkommen mit Italien
wurde der Balkanbund gebildet. England gab den Gedanken, die
Dardanellen zu sperren, nach und nach auf und gewöhnte sich an den
Gedanken eines russischen Konstantinopels. Schritt für Schritt kam
man dem Ziele näher: Deutschland den Hals zuzuschnüren und es ein
für allemal zu zwingen, von seinen handelspolitischen
Expansionsplänen abzustehen. Nur ein Krieg konnte Deutschland von
dem Griff, der es zu erdrosseln drohte, befreien. Darum können
die deutschen Staatsmänner mit Recht behaupten, daß die Initiative,
Deutschland zu schwächen und zu verkleinern, von Frankreich
ausgegangen ist. Wir führen einen Revanchekrieg!«

		Inzwischen wissen wir aus den vom feindlichen Verbande
veröffentlichten gemeinschaftlichen Kriegszielen ja auch, daß die
Rache für Elsaß-Lothringen nur der erste Schritt auf dem wiederum
gesuchten Wege an und über den Rhein sein sollte. Auch die Reden
des Ministerpräsidenten Ribot von Frankreichs »Ansprüchen« auf das
linke Rheinufer und von einem selbständigen Pufferstaate, der zum
Schutze von Frankreich und Belgien errichtet werden soll, beweisen
dies klar und unzweideutig. Noch immer wird das Sehnen und Trachten
des ruhmsüchtigen Frankreich beherrscht von der Vorstellung, die
Richelieu, den Schöpfer des französischen Einheitsstaates und
Meister Ludwigs XIV., geleitet hat: daß ein zerrissenes und
ohnmächtiges Deutschland [bookmark: page146]die natürliche Voraussetzung für Frankreichs
kraftvolles Aufblühen sei.

		Wie seitdem alle französischen Regierungen immer wieder den
Versuch gemacht haben, die Ostgrenze bis zum Rhein oder darüber
hinaus vorzuschieben, so lockte auch jetzt aus wirtschaftlichen
Gründen das Saar- und Ruhrgebiet zur Errichtung eines neuen
Königreiches Westfalen. Und die reichsländischen Kalischätze, die
uns ein Monopol auf diesen wertvollen Dünger geben, der die
Rechnung unsrer Feinde auf unsere Aushungerung hat zuschanden
werden lassen, sind an sich schon ein hinreichender Grund für die
Wiederherstellung eines Rheinbundes nach dem Muster der von Ludwig
XIV. und Napoleon erstrebten Knechtschaftsstaaten.

		Auch England würde heute im Falle eines militärischen oder auch
nur diplomatischen Sieges Wert auf Vernichtung unsres westdeutschen
Wirtschaftslebens durch Frankreich legen, zumal es sich ja in
Calais und Belgien dafür schadlos halten zu können hoffte. Im Jahre
1870 freilich hat es anders gedacht. »Daily News« z. B. wiesen
schon am 20. August unmittelbar nach den großen Schlachten vor Metz
darauf hin, daß Deutschland von Frankreich eine »materielle
Bürgschaft gegen einen ähnlichen Angriff« fordern müsse.

		»Es fragt sich aber nicht mehr, ob die Deutschen
das Elsaß nehmen oder vielmehr zurücknehmen werden, sondern ob sie
es, nachdem sie es genommen haben, wieder herausgeben werden. Vor
beinahe 200 Jahren hat es Ludwig XIV. gestohlen.
Verjährung mag den Diebstahl decken, aber sie deckt nicht die
Berechtigung der Wiedereroberung. Die Bevölkerung des Elsaß ist
deutsch durch die Abstammung, Sprache und Lebensweise. Die Novellen
von Erckmann-Chatrian beschreiben gesellige Zustände und
Denkungsart charakteristisch deutsch, als ob das Elsaß auf
badischer Seite des Rheins läge ... Wie die Elsäßer über einen
solchen Wechsel denken würden, ist nicht leicht zu mutmaßen. Sie
waren stolz auf ihre Zusammengehörigkeit mit der großen Nation,
welche bisher den höchsten Rang auf dem Festlande innehatte. Sie
brauchen aber nicht weniger Stolz darauf zu sein, von einer noch
größeren Nation ihres eigenen Blutes und ihrer eigenen Zunge wieder
aufgenommen zu werden.«

		Am 31. August bezeichnete das englische Blatt das deutsche
Heer als ein Verteidigungsheer, das nicht [bookmark: page147]mit
Leichtsinn den Säbel um die Hüfte schnalle. Die Geschichte
Frankreichs, des Feuerbrandes von Europa, singe ein anderes
Lied:

		»Gerade in den jetzigen Krieg noch zog Frankreich
aus, um Hand an alles zu legen, was ihm unter die Finger kam, und
es ist kaum zu bezweifeln, daß, wäre ihm der Sieg zugefallen, der
Kaiser mit seinen Ratgebern nicht die Kraft gehabt hätte, dem
Geschrei des Volkes sich entgegenzustemmen und nicht zur
Einverleibung Belgiens zu schreiten.«

		Am 8. September nach dem Zusammenbruche des Kaiserreiches
erklärten die »Daily Nervs«:

		»Frankreich hat seine Regierung gestürzt, nicht
weil sie den Krieg angefangen hat, sondern weil sie Unglück hatte
und die Deutschen ins Land brachte, statt die französischen Waffen
nach Deutschland zu tragen. Das deutsche Volk fühlt natürlich und
notwendig, daß jetzt, wo der Feind bei einem Angriffsversuch
geschlagen worden ist, der Augenblick gekommen ist, sichere
Bürgschaften für die Folgezeit zu nehmen. Es hat das Recht auf
solche Bürgschaften erworben.«

		Die reichsländische Regierung hat sich inzwischen, nachdem sie
vor den Ernst der Entscheidung gestellt war, längst auf ihre
Pflicht und ihre Geschichte besonnen. Die Präsidenten beider
Kammern, sowohl Dr. Hössel als Dr. Ricklin, haben in ihren
Erklärungen vom Juni die in Frankreich von der Zensur unterdrückt
sind, nach Pflicht und Gewissen versichert, daß das
elsaß-lothringische Volk nichts anderes erstrebe, als in seiner
unlösbaren Zugehörigkeit zum Deutschen Reiche seine Zukunft zu
pflegen und zu fördern.

		Die Hetzer der voraugustischen Tage vom Schlage der Blumenthal
und Wetterlé haben bei Ausbruch des Krieges den deutschen Staub von
ihren Füßen geschüttelt. Manchem armen Teufel, den sie betört
haben, ist es schlimmer ergangen. Aber es kann nicht ausbleiben,
daß die heutigen Maßlosigkeiten der Reichstagsmehrheit dem Teile
der reichsländischen Bevölkerung, dessen demokratisches Empfinden
französisch beeinflußt ist, erneut vor Augen führen, wie sehr viel
würdevoller sich das französische Selbstgefühl vor dem Kriege
gegeben hat, wie es aus der »Marche Lorraine« herausklang:

		» Tes fils n'ont pas
dégénéré,

sol sacré! Adoré! [bookmark: page148]

Dans leurs veines encore ruisselle

du sang de la Pucelle!«

		Ja gewiß lebte inmitten derselben Franzosen, die in der
Beschimpfung unsres Kaisers durch Wort und Bild damals das denkbar
Schamloseste geleistet haben, noch immer der Stolz auf die alte
Größe des Landes und die Sehnsucht nach einer unüberwindlichen
nationalen Geschlossenheit. Und wer wäre so fühllos, den echt
französischen Schwung verkennen zu wollen, der so hinreißend
herausklingt aus dem Kehrreim des Liedes von der Jeanne, die auch
Herr Poincaré zärtlich als seine » payse« zu bezeichnen liebte:

		» Le coeur plein de
foi

pour défendre son roi.

Fiers enfants de la Lorraine,

des montagnes à la plaine

sur nous plane, ombre sereine,

Jeanne D'Arc vierge souveraine!

Vieux Gaulois à tête ronde,

nous bravons tout à la ronde,

si là bas l'orage gronde,

c'est nous qui gardons l'accès

du sol français!«

			[bookmark: foot9]Siehe »Der schlimmste Feind.« S.118
ff.


	
		
		Wie wir vorbereitet waren.

		 

		»Es ist leicht für einen Staatsmann, von der
Tribüne donnernde Reden zu halten und es dem Musketier, der
auf dem Schnee verblutet, zu überlassen, ob sein System
Sieg und Ruhm erwirbt oder nicht! Nichts leichter als das!
Aber wehe dem Staatsmanne, der sich nicht in dieser Zeit
nach einem Grunde zum Kriege umsieht, der auch nach dem Kriege
noch stichhaltig ist!«

		Otto v. Bismarck in der zweiten Kammer 3. 12.
1850.

		 

		Hermann Stegemann schreibt am Schlusse zu seiner Vorgeschichte
des Krieges:

		»Als Deutschland in diesen Krieg hineinging,
belud es sich mit der Schuld des Bruches der belgischen
Neutralität, zu der es die Umstände und die Überlegenheit
britischer Diplomatie geführt hatten. Da es durch seine
militärgeographische Lage gezwungen war, sein Schwert in
Feindesland zu tragen, erschien es, äußerlich betrachtet, in der
Rolle des Angreifers. In Wirklichkeit ist dieser Krieg für
Deutschland der [bookmark: page149]bitterste Verteidigungskrieg im Kampf um
staatliche Existenz, um Selbstbestimmungsrecht und Freiheit
geworden, den je ein großes Volk geführt hat.«

		Heute, nachdem die Brüsseler Archive die Wahrheit enthüllt
haben, würde auch Stegemann wohl nicht mehr die Auffassung aufrecht
erhalten, daß Deutschland sich mit einer Schuld gegenüber Belgien
beladen habe. Im übrigen hätte es dieser Enthüllungen nicht
bedurft; denn jedem auch nur flüchtig über die Geschichte der
belgischen Unabhängigkeitsverträge Unterrichteten mußte bekannt
sein, daß der Vertrag vom 10. April 1831, der Belgien die
Unverletzlichkeit seines Gebietes zusicherte, gegen Frankreich
gerichtet war und nach den Erfahrungen, die man mit der
französischen Hilfeleistung unter Gérard in dem holländischen
sogenannten Zehn-Tage-Feldzuge gemacht hatte, am 15. November
desselben Jahres in den Abschnitten 7, 9 und 1O dahin abgeändert
ist, daß die fünf Bürgschaftsmächte dem »unabhängigen und
perpetuellen neutralen Staate diese Neutralität, sowie die
Integrität und Unverletzlichkeit seines Territoriums« verbürgen.
Dieser Vertrag ist aber praktisch aufgehoben durch die von Leopold
I. unterzeichnete Geheimklausel vom 14. Dezember, die dem Könige
der Belgier die Pflicht auferlegte, im Falle der Bedrohung der
belgischen Festungen sich mit den vier Mächten über die zu
treffenden Maßregeln zu beraten. Diese Sachlage hat nicht ewig
geheimbleiben können, ist vielmehr 1803 durch General Goblet, sowie
durch J. B. Nothomb, den Verfasser des » Essay sur la révolution belge« dargelegt. Den
jetzigen belgischen Ministern war also genau bekannt, daß zwar
Belgien seine Neutralität zugesichert war, aber ohne irgendwelche
»realen Garantien« für seine Verteidigung im Ernstfalle. Ganz
abgesehen davon, daß in dem Vertrage von 1839 Preußen das
Einmarschrecht in die ihm zustehenden Festungen Lüttich und Namen
verbürgt war, und ferner ganz abgesehen davon, daß die belgische
Regierung ihrerseits seit Jahren durch Verträge mit Frankreich und
England die Neutralität gebrochen hatte [bookmark: text10]F10, konnte
von einem Unrechte um so weniger gesprochen werden, als der [bookmark: page150]deutsche
Reichskanzler sein Versprechen ja an eine Bedingung geknüpft
hat, die belgischerseits niemals erfüllt ist. Womit natürlich der
ungeheure diplomatische Fehler nicht gesühnt wird, den Herr von
Bethmann Hollweg aus Unkenntnis der rechtlichen und tatsächlichen
Sachlage begangen hat. Am allerwenigsten hat Herr von Bethmann
sein Unrecht gegen das deutsche Volk damit gesühnt, daß er
die Entschiedenheit, die er gegenüber dem Feinde am 4. August im
Deutschen Reichstage hätte aufbringen sollen, zu ersetzen trachtete
durch rücksichtslose Zensurerdrosselung jeder Darlegung der
Sachlage.

		Wo die Hauptschuldigen zu suchen sind, haben inzwischen die
russischen Enthüllungen und die in Siegerhand gefallenen
Archivbestände des serbischen Ministeriums des Äußeren aus den
Jahren 1908-13 restlos erwiesen. In ersteren finden wir den
erneuten Beweis dafür, wie das Geldbedürfnis des General
Suchomlinow und seiner verschwenderischen Frau in England und
Frankreich ebenso verständnisvolles Entgegenkommen gefunden hat,
wie sein Ehrgeiz bei der französischen und englischen Kriegspartei.
Je mehr die Geldmacht in England und Frankreich zum Kriege
hindrängte, desto höher ließ sie die russischen Rüstungen sich
steigern. Und je höher diese russischen Rüstungen stiegen, desto
häufiger und größer wurden die Gelegenheiten für den Mann, der alle
Aufträge zu vergeben hatte. Die der französischen Geschütz- und
Munitions-Industrie gezahlten Preise stiegen durch ihn auf das
Doppelte und dementsprechend auch auf das Doppelte seine Einnahmen
und die Aussichten der Kriegshetzer in London und Paris.
Suchomlinow hat bei dieser Sachlage natürlich seinerseits
Frankreich zu immer neuen Rüstungen gedrängt. So in der Prahlerei,
die er im Frühjahre in der »Birschewija Wjedomosti«
veröffentlichte: »wir sind erzbereit und erwarten auch, daß unsre
Verbündeten es sind!« Den Stand der bewaffneten russischen Macht
bezifferte er auf 2 300 000 Mann, auch betonte er die Notwendigkeit
einer möglichst schnellen Mobilisation. »Nowoje Wremja« nahm
jubelnd diesen Kriegsruf auf: »Die Stunde naht. Es ist notwendig,
am Heere zu arbeiten Tag und Nacht«! [bookmark: page151]

		Die Verurteilung Suchomlinows ist nicht etwa erfolgt wegen der
Diebstähle und Kriegstreibereien, sondern weil er den Krieg nicht
genügend vorbereitet und damit Rußlands Zusammenbruch verschuldet
habe. »Wenn nicht Suchomlinow gewesen wäre, so wären wir – einerlei
unter welcher Regierung – als Sieger aus dem Kriege hervorgegangen
und würden jetzt ein Aufblühen des Landes erleben!« rief der
Ankläger Dantschitsch aus. Und auch der Verteidiger Kasarinow
erklärte: »Dieser Prozeß ist ein Protest des Volkes gegen die
ungenügende Vorbereitung zum Kriege!«

		Die serbischen Akten bieten neue Bestätigungen über den
Ursprung der Handbomben für die Narodna Odbrana, sowie Berichte
über Verhandlungen vom 19. Oktober 1911, die beweisen, daß schon
damals »England entschlossen war, sich im Falle eines Konfliktes
sofort und vollständig mit Frankreich solidarisch zu erklären«. Es
gab auch streng geheimgehaltene Vorkehrungen, darunter die, daß
alles für die Mobilisierung Erforderliche vorgesehen war. Am
13./26. Oktober 1913 fragte der serbische Kriegsminister bei seinem
Gesandten in Paris an, ob französische Staatsfabriken serbische
Mausergewehre, Kaliber 7 Millimeter, liefern könnten und wie hoch
der Preis sich für 400 000 Stück bei kürzester Lieferfrist stelle.
Die gleiche Anfrage ward am gleichen Tage nach Petersburg
gerichtet. Insbesondere findet sich auch in diesen serbischen
Aktenstücken ein neuer und starker Beweis für die belgische
Schuld: der Pariser Gesandte Serbiens, Vesnic, berichtet
vertraulich unter dem 8./21. November 1912 an Pasitsch, daß die
belgische Regierung beschlossen habe, die allgemeine Wehrpflicht
einzuführen und das Heer in kürzester Zeit zu vermehren. Diese der
bisherigen belgischen Politik und dem Geiste des belgischen Volkes
widersprechende Maßregel sei nicht so sehr aus eigenem Antriebe,
als auf das Verlangen der englischen Regierung erfolgt. Auch
das bestätigt nur, was jeder aufmerksame Zeitungsleser damals wohl
herausgefühlt hat. Leider war die Logik unsrer amtlichen Politik
anderer Art. Noch am 2. Dezember 1914 sprach Herr von Bethmann
Hollweg: [bookmark: page152]

		»Als ich vor fünf Jahren auf diesen Platz berufen
wurde, stand die Triple-Entente festgefügt dem Dreibunde (?)
gegenüber. Ein Werk Englands, bestimmt, dem seit Jahrhunderten
befolgten Grundsatz englischer Politik, sich gegen die jeweils
stärkste Macht auf dem Kontinent zu wenden, zur Durchführung zu
verhelfen. Darin lag von vorneherein der aggressive Charakter der
Triple-Entente im Gegensatz zu der rein defensiven Bedeutung des
Dreibundes.«

		Ein Staatsmann, der sich in der damaligen Lage nach einem »auch
nach dem Kriege noch stichhaltigen Grunde zum Kriege umgesehen«
hätte, würde aus dieser noch durch Italiens Haltung erschwerten
Lage die nötigen Schlußfolgerungen gezogen, insbesondere die
Pflicht zur Aufstellung eines klaren Zieles erkannt und dafür
gesorgt haben, daß wir mindestens an einer Front mit Übermacht
kämpfen konnten. Anders Herr von Bethmann Hollweg. Mit erhobener
Stimme schloß er den Satz:

		»Denn ein Volk von der Grüße und Tüchtigkeit des
deutschen läßt sich in der freien Entfaltung seiner Kräfte nicht
einschnüren. Angesichts dieser politischen Konstellation war der
deutschen Politik der Weg klar gewiesen.«

		Wie wenig klar in Wirklichkeit der Weg des Herrn von Bethmann
und wie unbeirrbar er in seinen Irrtümern war, bewies der Stolz,
mit dem er bekannte:

		»Wir mußten versuchen, durch Verständigung mit
einzelnen Mächten der Entente die Kriegsgefahr zu bannen.«

		Und nicht minder kindlich deckte er die staatsgefährliche
Harmlosigkeit seines politischen Denkens auf in dem Satze:

		»In Frankreich stießen wir immer auf den alten
Revanchegedanken.«

		Um die vernichtende Tiefe dieser Erkenntnis zu würdigen und das
Bild unsrer Lage zu runden, bedarf es nur flüchtigen Blickes auf
die damals bekannten, sowie die inzwischen enthüllten Urteile
maßgebender Staatsmänner über die Entwicklung der französischen
Politik.

		Im Februar 1913 als die Botschafter unsrer Feinde unter Vorsitz
von Sir Edward Grey in London über die Balkanlage berieten, schrieb
Graf Benckendorff, der inzwischen verstorbene russische Botschafter
zu London, an Herrn Ssasonow, er sei nach der Haltung des Herrn
[bookmark: page153]Poincaré davon überzeugt, »daß von allen
Mächten Frankreich die einzige sei, die den Krieg, wenn sie ihn
auch nicht gerade wünsche, doch ohne großes Bedauern sehen würde«.
Herr Paul Cambon hege sicheres Vertrauen auf die bewaffnete
Mitwirkung Großbritanniens. Außerdem habe Churchill versichert, die
großbritannische Flotte sei mit großen Kosten, aber in aller Stille
»vollkommen bereit und vollkommen mobil«. Diese Mitteilung des
Grafen Benckendorff deckt sich mit dem Berichte des belgischen
Gesandten zu Paris, Baron Guillaume, vom 14. Februar 1913, daß der
neue Präsident, Herr Poincaré, sich einer beispiellosen Beliebtheit
erfreue und daß man in dieser in erster Hinsicht eine Kundgebung
jenes alten französischen Schowinismus erblicken müsse, der lange
Jahre hindurch ganz zurück getreten war, aber seit den
Zwischenfällen von Agadir wieder an Kraft gewonnen habe: »Herr
Poincaré ist Lothringer und läßt keine Gelegenheit vorübergehen,
daran zu erinnern; er war Mitarbeiter und der Anstifter der
militaristischen Politik des Herrn Millerand.« Auch Baron
Guillaume, der mit bekannter Schärfe das französische Leben
beobachtet hat, stellte in seinen Berichten mit Entschiedenheit
seitdem das Anwachsen der französischen Kriegsentschlossenheit
fest. Am 8. Mai 1914 berichtete er:

		»Unstreitig ist die französische Nation in diesen
letzten Monaten chauvinistischer und selbstbewußter geworden.
Dieselben berufenen und sachverständigen Persönlichkeiten,
die vor zwei Jahren sehr lebhafte Befürchtungen bei der bloßen
Erwähnung von möglichen Schwierigkeiten zwischen Frankreich und
Deutschland äußerten, stimmen jetzt einen anderen Ton an; sie
behaupten, des Sieges gewiß zu sein, machen viel Aufhebens von den
übrigens tatsächlich wirklich vorhandenen Fortschritten, welche das
französische Heer gemacht hat und behaupten sicher zu sein, das
deutsche Heer zum mindesten lange genug in Schach halten zu können,
um Rußland Zeit zu lassen, mobil zu machen, Truppen
zusammenzuziehen und sich auf seinen westlichen Nachbar zu
stürzen.«

		Als Grund dieser Verschärfung ist hier bereits die Schwenkung
der Pariser Geldmacht dargelegt worden, die Baron Guillaume
merkwürdigerweise entgangen zu sein scheint. Andererseits muß im
Auge behalten werden, wie alle französischen Regierungen den
Vergeltungsgedanken [bookmark: page154]gepflegt haben und wie dies in den
Vorschriften für die Lehrpläne des höheren Schulunterrichtes und in
allen Erlässen aus den Jahren 1887, 90, 94, 97 usw. zum Ausdrucke
gekommen ist. Selbstverständlich waren auch sämtliche Lehrbücher
von diesem Geiste erfüllt und durch alle zog sich der Gedanke
hindurch, daß die Vaterlandsliebe der innerste Naturtrieb jedes
ehrliebenden Franzosen sei und daß das alte Vaterland, das
ruhmreiche Frankreich in den Gebieten vom Rhein bis zu den Pyrenäen
und dem Ozean reichen müsse. Denn Frankreich sei die Wiege der
Freiheit, des Fortschrittes, der Menschenrechte, das Urbild der
Güte, der Menschenliebe, der Gerechtigkeit, des Edelmutes, die
Wohltäterin der Menschheit, der Mittelpunkt der Welt. Selten fehlte
der Hinweis auf Victor Hugos Trost:

		»Frankreich gibt die Tagesordnung für das Denken
der Welt an. Es wirft eine Frage auf und sie wird sofort von der
ganzen Menschheit erörtert. Es löst sie und diese Lösung wird
Gesetz. Die edlen Regungen aller Völker stammen von ihm, ebenso
alle unmerklichen Übergänge vom Schlechten zum Guten.«

		Immer kehrte der Gedanke wieder, daß der Rhein die natürliche
Grenze Frankreichs sei und daß dies Ziel die besten Könige
Frankreichs und seine größten Minister geleitet habe, von
Richelieu, Mazarin, Colbert bis auf die Gegenwart. Selbst
hochangesehene Gelehrte wie Lavisse haben sich an dieser
Geschichtsschreibung für sieben- bis achtjährige Kinder beteiligt,
wie andererseits die Schülerbataillone die Aufmerksamkeit aller
Unterrichtsminister der letzten Jahrzehnte vor dem Kriege gefunden
haben.

		Leider ist nicht nur unsre Diplomatie, sondern sind auch breite
Kreise des deutschen Volkes stets geneigt gewesen, diese stille
Arbeit zu übersehen, und die sogenannte große Presse häkelte lieber
an Kleinigkeiten an, anstatt den Blick auf die volle Breite der
Bewegung zu richten. Wer es damals in Deutschland wagte, auf den
Vorsprung hinzuweisen, den Frankreich in seiner Heeresausbildung
vor uns voraus hatte, wurde als Kriegshetzer oder
schwerindustrieller Profitierer verdächtigt, obgleich mit Händen zu
greifen war, wie die starke Betonung des russisch-französischen
[bookmark: page155]Bündnisverhältnisses nach Poincarés
Petersburger Reise eine deutliche Begleiterscheinung der geradezu
fieberhaften, Rüstungen war, die Frankreich betrieb. Im Hinblicke
auf diese geradezu unbegreifliche Sorglosigkeit schrieb ich am 27.
Februar 1913:

		»Ausdrücklich mag dabei darauf hingewiesen werden,
daß die jetzige Vorlage im Schoße des französischen Kabinettes
längst vorbereitet gewesen ist, und daß man nur aus Rücksichten
kluger Taktik sie als eine Antwort auf die deutsche Ankündigung
einer Heeresvorlage darstellt. Das ändert aber doch nicht das
geringste an der Wucht dieser Rüstungen, läßt diese vielmehr gerade
wegen ihres geräuschlosen Ganges ebenso bedrohlich für Deutschland
erscheinen, wie die Stille, mit der der englische Apparat die
Flotte vermehrt: augenblicklich nur um fünf Großkampfschiffe, weil
England auf das sechste verzichtet, sintemal in den fremden
Flottenbauplänen kein verstärktes Tempo eingeschlagen sei.
Großmütig wird dabei der Welt die Kleinigkeit verschwiegen, daß
Kanada und Indien dem Mutterlande weitere Großkampfschiffe zur
Verfügung stellen ... Die einzige Sorge, die unter diesen Umständen
den deutschen Vaterlandsfreund befällt, ist die, ob auch der
deutsche Reichstag der hier gekennzeichneten Lage das erforderliche
Verständnis entgegenbringen wird. Schlimm genug, daß seine in
ermüdender Breite und unerträglicher Langeweile dahinplätschernden
Etatsberatungen die kostbare Zeit vergeuden, in der hätte
gehandelt, d. h. die Militärvorlage hätte verabschiedet werden
sollen! Schlimm genug auch, daß die Regierung erst diese Vorlage zu
einer Zeit einbringen wird, in der sie militärisch vielleicht für
einen im Frühjahr gegen uns eröffneten Krieg nicht mehr hinreichend
brauchbar gemacht werden kann! Denn nicht so sehr um den Umfang der
Militärvorlage handelt es sich, als um die Schnelligkeit und
Promptheit ihrer Bewilligung!«

		Wie wenig die Behandlung der Wehrvorlage dieser Erwartung
entsprochen hat, gehört zu den betrüblichsten Erinnerungen des
Jahres, das die Mahnungen der großen Väterzeit durch seine Taten
hätte erfüllen sollen. Aber umsonst waren alle Hinweise auf die
russischen Festungsbauten, Italiens Flottenvermehrung und die
Unzuverlässigkeit seiner Stellung im Dreibunde, auf die Vermehrung
der holländischen Flotte und die fieberhafte Tätigkeit der
englischen Werften. In dem Suchomlinow-Prozesse hat Miljukow
beklagt, daß die russischen Kriegsrüstungen und die
Kreditforderungen des Kriegsministers von ihm und anderen [bookmark: page156]Vertretern
des Volkes in der Duma als ungenügend sogar noch überboten seien.
Der Krieg sei zwei Jahre zu früh ausgebrochen. »Im Jahre 1916 wären
wir mit dem großen Kriegsprogramm fertig geworden!« Genau dieselbe
Auffassung ist in den beiden Jahren vor dem Kriege wiederholt in
der Presse vertreten. Aber erst als am 8. Januar 1913 das russische
Kriegsministerium seine berühmte Verfügung erließ, die zu
»Probe«-Mobilmachungen eingezogenen Reservisten bis zum April im
Dienste zu behalten und immer mehr allen Deutschen der Verkehr in
Rußland verwehrt wurde – nicht nur Fliegern, sondern z. B. auch
einem höheren Forstmanne, der die Ursachen der Kienzopfkrankheit an
der podolischen Ursprungsstelle studieren wollte – drang das
Kriegsministerium mit seiner Forderung der unvermeidlichen
Notwendigkeiten durch und die Wehrvorlage wurde eingebracht und am
7. April vom Reichskanzler begründet. Freilich nicht im Stile des
Bismarckischen »Wir Deutsche fürchten Gott«, sondern mit der
Versicherung, daß wir gegenwärtig »mit der Regierung Rußlands,
unsres großen slawischen Nachbarreiches, in friedlichen Beziehungen
stehen«, daß auch »die gegenwärtige französische Regierung in
nachbarlichem Frieden mit uns zu leben wünsche« und daß er, der
Herr Reichskanzler, die Feststellungen der Minister Asquith und Sir
Edward Grey über die guten derzeitigen englisch-deutschen
Beziehungen »nur bestätigen und freudig begrüßen« könne.

		Kein Wunder, wenn als Widerhall dieser Versicherungen aus dem
»Berliner Tageblatte« die Frage des Herrn Potthoff herausschallte:
»Wo steckt der Feind Europas, der den Frieden so nahe bedroht, daß
Deutschland mobil machen muß?« Und die Wehklage erscholl:

		»Vor reichlich zwei Jahren hat der Reichstag einen
Beschluß gefaßt, der den Kanzler aufforderte, Bestrebungen zu
internationalen Abmachungen über Rüstungsbeschränkungen
entgegenzukommen. Inzwischen ist unser Verhältnis zu Italien
fester, zu England zweifellos besser geworden. Von
England sind ganz bestimmte Angebote über ein Maßhalten im
Flottenbau öffentlich ergangen. Die Antwort der Reichsregierung ist
die Heeresvorlage von [bookmark: page157]1913, die alles bisher Erlebte weitaus
in den Schatten stellt. Wenn der Reichstag sich das gefallen
läßt, ohne sich wirklich triftige Gründe dafür geben zu lassen,
dann gibt er sich selbst preis. Und als Gründe können nicht
allgemeine Befürchtungen oder gar patriotische Redensarten
verfangen, wenn es sich um 200 000 Mann und um Milliarden
handelt.«

		In diesem Sinne hat das genannte Blatt die für das Schicksal
unseres Vaterlandes entscheidende Frage durchweg behandelt, u. a.
drückte es am 8. April 1913 zur Zurückweisung »alldeutscher
Maulhelden« die Überzeugung aus:

		Die große Mehrheit des französischen Volkes
will von Krieg gegen Deutschland nichts wissen, auch von
Revanche nicht!«

		Der Herr Abgeordnete Gothein hängte im Mai 1913 seine Harfe an
die Weiden des »Berliner Tageblattes« und klagte, daß Deutschland
so wenig Freunde im Auslande habe. Die Schuld daran maß er nicht
etwa schmuddeliger Aufdringlichkeit, sondern den »herausfordernd
hochfahrenden Generalen und politischen Fansnarren bei, die es als
ihre Aufgabe ansähen, möglichst viele Fensterscheiben anderer
Staaten einzuwerfen«. Man könne es den Franzosen kaum
verargen, wenn sie diese Tölpeleien dazu benutzen, in andern
Ländern Stimmung gegen uns zu machen. Die »Frankfurter
Zeitung« blieb diesem Vorbilde nichts schuldig. Am 1. Juli 19l3 z.
B. schrieb sie:

		»Die Geschichte dieser Militärvorlage ist die
Geschichte einer geradezu fabelhaften Massensuggestion. Es
gelang, den Glauben an ungeahnte Gefahren von unbegrenzter
Tragweite zu verbreiten.«

		Leider war der Widerstand im Reichstag selbst kaum besser
begründet. Herr Mathias Erzberger z. B. ließ durch die ihm
nahestehende »Sächsische Volkszeitung« erklären, daß hinter der
Behauptung, die angekündigte Vorlage erheische an fortdauernden
jährlichen Mehrausgaben 100 Millionen Mark, noch mehrere große
Fragezeichen zu machen seien und fügte hinzu:

		»Käme jetzt wieder eine neue große Vorlage mit
allen Organisationsänderungen bis zur Änderung des Aufmarsches und
der gesamten Mobilmachung, so würde hierdurch eine Unruhe, [bookmark: page158]Nervosität
und Unsicherheit in den Heereskörper hineingetragen werden, die
gerade in international unsicheren Zeiten unter allen Umständen zu
vermeiden ist.«

		Es ist in keiner Weise gerechtfertigt, diese Neinsagerei
gegenüber der deutschen Wehrkraft in so schicksalsschwerer Zeit
lediglich aus »kurzsichtiger Sparsamkeit oder doktrinärer
Halsstarrigkeit« zu erklären. Vielmehr trat darin wiederum die
demokratische Verneinung des monarchischen Staatsgedankens hervor,
die 1863 »Preußen den Großmachtkitzel austreiben« wollte, kurz vor
Ausbruch des französischen Krieges in Virchows Abrüstungsantrage
die Maske gelüftet und in der Verbissenheit der Richter und
Grillenberger die Wehrvorlage von 1886 bekämpft hat.

		Auch der bayrische Ministerpräsident Graf Hertling hat im Januar
des Jahres 1914 dem Hauptschriftleiter des »Daily Chronicle«
Mitteilungen wenig angebrachter Natur gemacht. Er äußerte gegenüber
diesem deutschfeindlichen Engländer heftige Angriffe gegen die
»Alldeutschen, die Militärpartei und die Rüstungsfirmen« und prägte
den Satz:

		»Jeder wirkliche Staatsmann müsse erkennen,
daß die sich steigernden Rüstungen der europäischen Nationen den
Völkern solche Lasten auferlegen, daß in naher Zukunft eine
finanzielle Krise drohe.«

		Graf Hertling stellte also in einem Zeitpunkte, in dem
Deutschland vor die Daseinsfrage gestellt war und die höchsten
Anstrengungen machen mußte, um sich gegen die wachsenden Rüstungen
seiner Feinde zu stärken, den bevorstehenden finanziellen
Zusammenbruch des Deutschen Reiches geradezu in Aussicht.

		Wir wissen bereits aus der amtlichen Begründung der
Fünfjahrsvorlage vom November 1910, daß der Kriegsminister v.
Heeringen die Verantwortung von sich gewiesen hat für die ihm schon
damals aufgezwungene Beschränkung in den pflichtmäßigen
Anforderungen. Er wies darauf hin, daß nur »den fühlbarsten und
dringlichsten Bedürfnissen des Heeres Rechnung getragen« sei aus
Rücksicht auf die Lage der Reichsfinanzen. Dagegen seien unter
Hintansetzung an sich wohlberechtigter militärischer Wünsche die
Neuformationen auf die letzten Jahre mit ihren voraussichtlich
reichlicher zur Verfügung stehenden Einnahmen [bookmark: page159]hinausgeschoben« worden.
Er wies ferner bedauernd darauf hin, »es sei auf einige bestehende
Formationen zugunsten der Neuforderungen verzichtet, bei anderen
eine Herabsetzung der Etatsstärken vorgeschlagen, und zwar in allen
Kontingenten«.

		Den Reichstagsfraktionen, einschließlich der konservativen ist
der schwere Vorwurf nicht zu ersparen, daß sie für diesen
Fingerweis des Kriegsministers damals nicht die nötige
Feinfühligkeit bewiesen und trotz des Drängens der Weiterblickenden
in der eigenen Partei die Aufmerksamkeit nicht genügend auf die
Rüstungen des Auslandes gerichtet gehalten haben. Aber
selbstverständlich entlastete dies den leitenden Staatsmann nicht
von der Pflicht zu besserer Wachsamkeit. Seine Kurzsichtigkeit war
um so unentschuldbarer, als nicht nur die Stimmen des Auslandes,
sondern auch wuchtige Kundgebungen im Inlande und Äußerungen
konservativer Schriftsteller auf die Gewissensnot unserer
Heeresstellen hingewiesen haben. In demselben Maße, als dies sofort
infolge der Schwenkung der Pariser Politik auch in Deutschland
erkannt wurde, erhob sich auch der Unwille der öffentlichen
Meinung. So gab u. a. die 20. Hauptversammlung des Bundes der
Landwirte im Februar 1913

		»in Besorgnis um das Vaterland und in Treue zu
Kaiser und Reich ihrer Überzeugung dahin Ausdruck, daß Deutschland
unbedingt einer Verstärkung seiner Rüstung bedarf. Unsere
Sicherheit verlangt, unser Heer durch volle Durchführung der
allgemeinen Wehrpflicht derart zu verstärken, daß wir auch dem
Kriege gegen zwei Fronten gewachsen sind.«

		Insbesondere war von allen um das Vaterland besorgten Kreisen
auf den unerhörten Zustand hingewiesen worden, daß wir angesichts
der drängenden Not unsere Ersatzreserve unausgebildet gelassen
hatten. Wer wollte heute im Hinblicke auf die schweren Marnetage
verkennen, wie anders sich Deutschlands Geschick gestaltet haben
würde, wenn in den Jahren von 1908-1914 dem Drängen des
vielgescholtenen General Keim nachgegeben wäre, der damals den
Kosenamen »Vater Keim« sich redlich um Kaiser und Reich verdient
hat. wer hätte nicht noch heute helle Freude an den senkrecht
derben Hieben, die er in der Hauptversammlung [bookmark: page160]des Wehrvereins im
Schatten des Völkerschlachtdenkmals von Leipzig Ende Mai 1913
niedersausen ließ:

		»Wenn man Militärpolitik erst dann treiben will,
wenn es in der Welt nach Pulver riecht, dann ist es zu spät!
(Stürmischer Beifall.) Unsere Nasen waren feinfühliger als die
Nasen der amtlichen Stellen, und wir haben das, was die
Regierung in ihrer Wehrvorlage verlangt, schon vor Jahresfrist für
notwendig erklärt. Das wurde damals nicht angenehm empfunden,
und so kam man in Berlin erst Mitte November zur Einsicht. Um so
schneller muß nun die Wehrvorlage verabschiedet werden. Es ist nun
jetzt wieder ein Vierteljahr ins Land gegangen, ohne daß die Sache
sehr weit gefördert worden wäre. Jedenfalls kann alles Geschwätz
und alles Geschreibsel und alle Versicherungen, mögen sie noch so
sehr im Brustton der Überlegenheit vorgetragen werden, daran nichts
ändern, daß der Deutsche Wehrverein früher aufgestanden ist, als
die Leute, die von Rechts wegen vor uns hätten aufstehen müssen.
(Stürmischer Beifall.) Wenn unsere heutigen Beschlüsse ins Land
gehen, wird die Schimpferei wieder losgehen, auch im Reichstag.
(Heiterkeit.) Das läßt uns ganz kalt. Sie mögen schimpfen, soviel
sie wollen, wenn sie nur schließlich das bewilligen, was wir
verlangen. (Stürmische Heiterkeit und wiederholter Beifall.)

		Das Bild wäre nicht vollständig ohne Feststellung der Tatsache,
daß im Deutschen Reichstage dann die Elsaß-Lothringer bei der
ersten Lesung gegen die Heeresvorlage gestimmt haben, nachdem ihre
Parteigenossen in den Reichslanden in einer großen
Vertreterversammlung zu Straßburg einen dementsprechenden Beschluß
mit allen gegen nur vier Stimmen gefaßt hatten. Und während die
vaterländisch gerichtete Presse diesen Entschluß als eine
Beschimpfung des Reiches schmerzlichst beklagen mußte, hat die
»Norddeutsche Allgemeine Zeitung« kein Sterbenswörtchen zur Wahrung
des staatlichen Ansehens gefunden.

		Jetzt zieht der Leiter des Stellvertretenden Generalstabes
Generalleutnant Freiherr von Freytag-Loringhoven in seinem 1917
erschienen Buche »Folgerungen aus dem Weltkriege«, in denen offen
und unumwunden eingeräumt wird, daß zu Beginn des Krieges schon
Frankreichs Wehrmacht allein der gesamten mobilisierten deutschen
um ein geringes überlegen gewesen sei. Nach Abzug der im Osten und
zum Küstenschutze benötigten deutschen Kräfte besaßen die
Franzosen, [bookmark: page161]Engländer und Belgier eine Überlegenheit
von rund dreiviertel Millionen Mann.

		»Hierzu kam, daß dem deutschen Westheere, als es
sich an der Marne schlug, von seinen anfänglichen Truppen erster
Linie außer zwei Armeekorps, die nach dem Osten abbefördert waren,
noch zwei weitere fehlten, die vor Antwerpen und Maubeuge
zurückgelassen werden mußten.«

		So rächten sich die Sünden aus den Jahren der Abstriche am
Heereshaushalte.

		Zweifellos würden auch unsere Kämpfe in
Südwestafrika einen anderen Verlauf genommen haben, wenn nicht die
dortige Truppe so stark vermindert wäre. Die Haltung der Buren
würde dann sicherlich eine andere geblieben sein, Botha würde nicht
über den unter Führung von Herz, de Wet und Maritz stehenden
deutschfreundlichen Teil so leicht gesiegt haben und Südwestafrika
hätte dann in unserm Spiele gegen England ein Trumpf bleiben
können.

		Es rächten sich nun die schweren Fehler, die der
Reichstag 1906 begangen hatte unter dem Einflusse des Herrn
Erzberger, der die Zentrumspartei dazu brachte, daß sie in
Gemeinschaft mit der Sozialdemokratie den Nachtragsetat ablehnte,
der die Mittel für den dringend notwendigen Bau einer Eisenbahn von
Keetmannshoop nach Windhuk und für den Unterhalt einer angemessen
starken Schutztruppe in Südwestafrika verlangte. Und mit besonderem
Danke erinnern wir uns bei diesem Rückblicke des Herzogs Johann
Albrecht zu Mecklenburg, der damals in einem Aufrufe an die
Mitglieder der Deutschen Kolonialgesellschaft sagte:

		»Die Mehrheit der bisherigen Volksvertreter hat
versagt da, wo nationale Ehre und einfache Pflicht gegenüber
unseren in harten Kämpfen ihr Blut und Leben für des Reiches
Wohlfahrt opfernden siidwestafrikanischen Truppen einstimmige
Annahme der Regierungsvorlagen erheischten ... Dieser Beschluß
bedeutet ein Waffenstrecken Deutschlands vor aufrührerischen
Räuberbanden, ein unrühmliches Zurückweichen vor geringen Feinden,
ein Ansporn unseren anderen Neidern und Gegnern, uns als leichte
Beute zu betrachten.«

		Mit Recht bezeichnet Stegemann in seinem Werke die Marneschlacht
für die Zentralmächte als eine Schicksalswende nach berauschendem
Aufstiege, die zur Einkehr, zum heiligen Ernste und zur Nachprüfung
mahnte. Und Freiherr von Freitag-Loringhoven entspricht nur dieser
Mahnung, wenn er die Folgerung zieht,

		»daß wir in Zukunft unter Hintansetzung
entgegenstehender Bedenken das Mißverhältnis zwischen dem zu
[bookmark: page162]Fordernden und dem im Kriegsfalle zu
Leistenden keinesfalls wieder so groß werden lassen dürfen,
wie es im Weltkriege war.«

		In das gleiche Hauptstück schmerzlicher Klage über die
Unzulänglichkeit der Politik des Herrn von Bethmann Hollweg gehört
insbesondere auch der Hinweis auf die folgenschwere Tatsache, daß
der Reichskanzler trotz aller Enttäuschungen und Mißerfolge nicht
von der Hoffnung ließ, das Herz der Feinde zu rühren. Selbst den
bereits erlassenen Mobilmachungsbefehl wollte er, wie der
sicherlich gut unterrichtete Herr Scheidemann nach einem Berichte
der »Dresdener Nachrichten« im Hochsommer 1916 zu Dresden erklärt
hat, noch einmal zurückziehen lassen in der Hoffnung, den Frieden
zu erhalten. Was ganz Deutschland sah und insbesondere der
Generalstabschef von Moltke in seiner Denkschrift vom 28. Juli 1914
über die Unvermeidlichkeit des Krieges klar dargelegt hatte,
weigerte er sich blindwütig anzuerkennen, ja mit erhobener Stimme
verantwortete er das »vor Gott und der Geschichte«!

		Aber um gerecht zu sein, muß man verstehen, daß das, was so
Vielen als halsstarrige Unbelehrbarkeit erschienen ist, doch in
Wahrheit wohl seiner allzu weichen Natur entsprang. Niemand kann
aus seiner Haut heraus, und der geborene Unterhändler wird durch
noch so viele und noch so teuer bezahlte Erfahrungen nicht zum
Beherrscher immer wilder auflohender Weltkriegsgefahr.

		Mit Recht betont Clausewitz, daß »ein großartiger,
ausgezeichneter Kopf, ein starker Charakter die Haupteigenschaften«
seien, die der Staatsleiter zur Kriegszeit besitzen müsse. Unsere
Politik vor dem Kriege und, Gott sei es geklagt, leider auch in
drei ebenso kriegerisch ruhmvollen als politisch verhängnisschweren
Kriegsjahren hat in der händlerischen Auffassung gegipfelt, daß man
mit dem Hute in der Hand immer noch am leichtesten den Feind
versöhnlich stimmen und doch vielleicht den einen oder anderen
Neutralen noch zum Abschlusse eines Geschäftes geneigt machen
könne.

		Das Ergebnis liegt vor der Welt. Aber ebenso klar auch die
unmittelbaren Ursachen. Die Berater des fünften [bookmark: page163]Reichskanzlers haben
im letzten Jahrzehnt an der Auffassung festgehalten, daß, wie ein
bekanntes, aus dem Gedankenkreise der Londoner Botschaft stammendes
Buch darlegte, »Weltpolitik und kein Krieg« die eigentliche Aufgabe
des Deutschen Reiches sein müsse. Leider sind die offenen Türen,
das heiß begehrte Ziel dieser Politik, uns schon seit Algeciras
eine nach der andern vor der Nase zugeschlagen und die »
Grundzüge der Weltpolitik«, denen der philosophirende Herr
Dr. Riezler seinen überraschend schnellen Aufstieg im Auswärtigen
Amte verdankte, haben sich ebensowenig bewährt. Sein Schluß der
Schlüsse gipfelte darin, daß

		»in unsrer Zeit der dauernde Erfolg nicht mehr
der einzelnen kühnen Tat, auch nicht mehr dem Genius des einzelnen
Staatsmannes, sondern der stillen Kleines auf Kleines häufenden
Arbeit der Millionen gehört. Letzten Endes entscheidet der
Durchschnitt.«

		Leider gehört es zu den nicht gerade nach der männlichen Seite
hinschlagenden Eigenschaften solcher Politiker, daß sie ihre Träume
für Wirklichkeit nehmen und vor dem Ernste der Gefahr um so fester
die Augen verschließen, je mehr diese sich verdichtet. Die
überwiegende Mehrzahl der Männer, denen Deutschlands politische
Geschicke in den letzten Jahrzehnten anvertraut waren, hatte sich
gleich Herrn von Bethmann von dem Bannblicke der britischen
Schlange völlig gefangennehmen lassen. Sie glaubten nicht an
die Möglichkeit eines Krieges, weil sie nicht daran glauben
wollten und sie wollten es nicht, weil sie nicht
die Entschlußkraft aufbrachten, es zu können. Im Verlage
von Duncker & Humblot in Leipzig ist eine Reihe von Vorträgen
erschienen, die während des Winters 1900-01 in Hamburg im Auftrage
der dortigen Oberschulbehörde gehalten sind, darunter auch ein
Vortrag von Dr. Karl Helfferich, in dem dieser sich zu den
kommenden politischen Ereignissen, wie folgt, äußert:

		»... Deutschland bezieht gegenwärtig etwa ein
Drittel bis ein Viertel seines Weizenbedarfes und knapp ein Zehntel
seines Bedarfes an Roggen aus dem Auslande. Im Falle eines Krieges
soll nun die Gefahr bestehen, daß uns diese notwendigen Zufuhren
abgeschnitten werden, und daß Deutschland infolgedessen, [bookmark: page164]selbst wenn
seine Armeen unbesiegt an den Grenzen standhielten, wie eine
belagerte Festung durch den Hunger bezwungen werden könnte. Ich
weiß nicht, ob es militärische Autoritäten gibt, die eine
solche Ansicht vertreten, aber ich glaube, daß die Hochachtung vor
dem deutschen Militär eine solche Annahme von vornherein
ausschließt. Gerade bei der Gestaltung der deutschen Grenzen ist
die Möglichkeit einer nachhaltigen Unterbindung der Getreidezufuhr
so gut wie ausgeschlossen. Wir haben so viele Nachbarn, einmal das
große Meer, dann Holland, Belgien, Frankreich, die Schweiz,
Österreich, Rußland, so daß es gänzlich undenkbar erscheint, daß
uns alle die vielen Getreidezufuhrwege zu Wasser und zu Lande auf
einmal versperrt werden könnten. Die ganze Welt müßte gegen uns im
Bunde sein, und eine solche Möglichkeit überhaupt nur einen
Augenblick fest ins Auge zu fassen, das heißt doch unserer
auswärtigen Politik ein grenzenloses Mißtrauen entgegenbringen
...«

		Der damalige Professor Herr Dr. Helfferich würde wohl getan
haben, sich etwas sorgfältiger danach zu erkundigen, ob es wirklich
nicht militärische Autoritäten gab, die von der Schwierigkeit
unseres Durchhaltens gegen eine Übermacht von Feinden
überzeugt waren. Tatsächlich war dies die große Sorge des
Generalstabes, der zur Zeit vor dem Kriege nichts so fest ins Auge
gefaßt hat als die Möglichkeit einer Reichsbelagerung. Und nichts
erfüllte die Besorgten mit größerem Danke, als die Zuversicht, mit
der der Kaiser auf Grund voller Kenntnis den Auffassungen des
Generalstabes in der letzten Vollversammlung des Deutschen
Landwirtschaftsrates an der er teilgenommen hat, am Schlusse einer
längeren Rede aussprechen konnte:

		»M. H., es steht außer jedem Zweifel, daß die
deutsch« Landwirtschaft technisch imstande ist, nicht nur die
jetzige Bevölkerung des Reichs, sondern auch die künftige vermehrte
Volksmenge mit den wichtigsten Nahrungsmitteln, insbesondere mit
Brot, Fleisch und Kartoffeln in genügender Weise zu versorgen. M.
H., das können wir, und das müssen wir.«

		Wenn gleichwohl alle Hinweise auf die Notwendigkeit der
Aufspeicherung von Vorräten, wie sie insbesondere im
wirtschaftlichen Ausschusse vor dem Krieg erhoben wurden, lächelnd
abgewiesen blieben, so fand diese Ungeheuerlichkeit ihre ganz
natürliche Erklärung darin, daß Herr von Bethmann und seine Leute
noch immer hofften, mit »moralischen [bookmark: page165]Einwirkungen« unsere Feinde
versöhnen zu können und es als eine ruchlose Zumutung betrachteten,
an etwas so Unfaßbares wie die Möglichkeit eines Weltbrandes zu
glauben.

		Sie haben darin nicht allein gestanden. Nur allzubreite Kreise
unseres deutschen Volkes hielten es für überflüssig, sich mit der
Politik zu beschäftigen, weil sie offenbar nicht erkannten, daß die
arglistig lauernde Politik der ganzen Welt sich längst mit ihnen
und ihrer unbegreiflichen Ahnungslosigkeit beschäftigte.

		So blieb das Feld, derweilen das arbeitsame Volk seinen
Berufspflichten nachging, den allezeit Vordringlichen und
Aufdringlichen beiderlei Geschlechtes überlassen [bookmark: text11]F11. Die
Frauenrechtlerinnen, denen stille Pflichterfüllung echter
Weiblichkeit unmöglich ist, kämpften in lärmvollen Versammlungen um
Frauenstimmrecht und Weiberherrschaft und schwatzten ihren
unerfahrenen Geschlechtsgenossinnen auf, daß es nur eines
Zusammenstehens der Frauen aller Länder bedürfe, um allem »Unwesen
der Kriegsschreier« durch internationale Verständigung ein Ende zu
machen. Nebstbei drängten sie in alle Männerberufe, und die
Gründerinnen einer Frauenbank verstiegen sich zu dem Siegesrufe
»Wir brauchen keine Männer mehr!« Nachdem die Bank verkracht war,
mußten dann doch freilich Männer kommen, um den Schaden zu
besehn!

		Nicht anders lag es auf allen geistigen Gebieten, wohin man
blickte. Das von so großen Hundertjahrserinnerungen durchstürmte
Jahr hat viele gesunde Empörung gegen den unwürdigen Übermut
hervorgerufen, der sich insbesondere auch kundgab anläßlich der
abgeschmackten Puppenkasperei, in der Gerhart Hauptmann nach dem
Geschmacke der ihm huldigenden Ruhmbeflissenheit und unter
Verhöhnung aller ehrwürdigen Überlieferung das ihm in Auftrag
gegebene Jahrhundertfestspiel gestaltet hat. Eine Bewitzelung der
deutschen Turnerschaft, die dem Jünger des »Berliner Tageblattes«
freilich übel genug bekommen ist, lag in der gleichen Richtung
gegen alle schöpferischen Gemütskräfte, die sich für die deutsche
Jugend aus dem Ernste der [bookmark: page166]Erinnerung an das Befreiungsjahr und aus
dem felsenfesten Vertrauen auf unser herrliches Heer und unsere
kampfmutige Flotte ergab. Der Büchermarkt bewies, daß die Tüchtigen
und Tapferen mutentschlossen die Zukunft ins Auge faßten, der
Maklerring der Erfolgbörse aber sie von vornherein von jeder
»Notierung« ausschloß und die ehrliche Aufwallung vaterländischer
Begeisterung durch fades Gewitzel zu zersetzen trachtete. Immer
selbstverständlich mit der gegenüber jeder Vaterlandsgemeinde
üblichen Überheblichkeit und den Schlagwörtern von »Kulturschmach«
und »Jahrhundertschande«! Die Schaubühne pflegte neben
niederziehenden Dirnenstücken mit besonderer Freude die
Verherrlichung der Revolution. Jeder Blick in die
sozialdemokratischen Zeitungen von 1913 deckt in lehrreicher Weise
auf, wie der Arbeiterschaft jedes religiöse Empfinden planmäßig
verekelt wurde und nicht besser stand es um die Ehrfurcht vor den
Männern, die zur Zeit, als Deutschland unter den Fußtritten des
Korsen am Boden lag, das Feuer der Vaterlandsliebe in den Herzen
geschürt und behütet hatten. Es mußte ja freilich die ewig Blinden
peinlich berühren, daß Arndt in seinen »Erinnerungen aus dem
äußeren Leben« so unzweideutig die Gefahr der drei uns umlagernden
Staaten dargelegt hat, die noch jetzt uns bedrohte:

		»Dies sind die drei mächtigen Reiche der Russen,
Engländer und Franzosen, – den Fremden gegenüber
so eines Sinnes und Mutes, als wir oft durch die
heilloseste Zwietracht zerrissen gewesen sind. Komm ihnen nahe
und wage an ihrer Einheit dich zu erproben, du wirst es fühlen, was
lange uralte Gewohnheit tut, selbst wenn solche einmal von einem
Tyrannen mit der Geißel getrieben würde. Sie haben das
verletzlichste › noli me tangere‹
...«

		»Aber«, wird man sagen: »Haben wir nicht England?«
Nein! England scheut jeden ernsten Zusammenstoß mit Rußland schon
seiner Handelsvorteile wegen wie die Pest. Auch würde es uns
jede Hilfe, wie es bis jetzt getan, teuer bezahlen lassen ... Auf
unsere Kosten, um unser edelstes Blut, hat es Frankreich, den
gemeinsamen Feind, nachdem es ihm sein Beliebiges abgenommen, gegen
unsere gerechtesten Ansprüche und Rückforderungen geschützt, in
unseren inneren deutschen Verhältnissen aber auf das emsigste für
die Schwächung, Teilung und Spaltung gearbeitet.
Welche unwürdige Eifersucht und Neid gegen Preußen, weil es etwas
Großes werden zu können schien. Welche dreifache [bookmark: page167]Eifersucht würde es
sogleich offenbaren, wenn Deutschland je in die würdige Stellung
kommen könnte, nur den Anfang einer Seemacht zu bilden?«

		Und die Franzosen? Über sie urteilt er mit lehrreicher
Klarheit:

		»Man kann dies Volk noch immer mit vier, fünf
Worten beschreiben, wie die römischen Geschichtsschreiber es schon
geschildert haben: es ist neuerungssüchtig, herrschsüchtig, eitel
und prahlerisch und des Wechsels und Aufruhrs lüstern. Sie werden,
sobald sich eine günstige Gelegenheit zeigt, sich wieder auf ihren
Rhein versuchen und auch von ihren Brückenköpfen heraus zu uns
herüberspringen.«

		Herrn Otto Ernst hatte dieser politische Klarblick des Sängers
von der Sehnsucht nach des Deutschen Vaterlande schon längst nicht
schlafen lassen und er hatte in seinem »Buch der Hoffnung« ihm, wie
folgt, nachgeschimpft:

		»Der Teutomane Ernst Moritz Arndt, dessen
widerwärtige Franzosenfressereien im Lichte der damaligen Zeit
allenfalls erklärlich waren, leider aber noch unsrer heutigen
Jugend als Muster patriotischer Gesinnungslyrik aufgedrungen
werden, ist neben Jahn, Sand, Maßmann, Fries, Follen u. a. eine für
die Beschränktheit des Nationalismus recht bezeichnende
Erscheinung. Er, der den Mund für die nationale Freiheit bis zur
höchsten Unschönheit voll nahm, war im Grunde genommen ein
vollkommener Reaktionär. Dieser E. M. Arndt ... ist für unser
heutiges Gefühl ein Patriot, wie er nicht sein soll und für die
nationale Erziehung kein Vorbild, wie wir es brauchen.«

		Als Hermann von Fall auf die Ungeheuerlichkeit dieser
Beschimpfung hinwies, glaubte Herr Otto Ernst Schmidt den Spieß
umkehren und von »Hetzartikeln« konservativer Blätter sprechen zu
dürfen. Er nannte darin Arndts politische Lyrik »für unser
Empfinden roh und abgeschmackt und für die patriotische Erziehung
unsrer Jugend höchst ungeeignet«.

		Neben dieser Verhöhnung vaterländiger Überlieferung her lief
eine schamlose Pflege des »Sensationellen« die in dem urteilslosen
Teile, namentlich der großstädtischen Bevölkerung alle Begriffe von
Ehre und Schande, Recht und Unrecht verwischen mußte. Mordtaten wie
die von Sternickel und Henning wurden in ihrer Durchtriebenheit von
den Straßenblättern geradezu bewundert, und der Schuster Voigt
wetteiferte in den Augen dieser Presse an Volkstümlichkeit mit
Zeppelin. [bookmark: page168]

		Der aufmerksame Beobachter konnte in alledem nur die Folge jener
Entwickelung erblicken, die zum Verlassen jeder gesunden Grundlage
unseres ungebrochenen Volkstumes geführt hatte. Immer mehr hatte
sich das deutsche Volksvermögen zu Ungunsten des deutschen
Wirtsvolkes verschoben: in den Jahren 1813 bis 1904 waren nach
Gustav Ruhland bereits 32 Milliarden an Börsenwerten ausgegeben.
Jetzt kamen die faulen amerikanischen Minenwerte und sonstigen
Abschiebungen dazu, die London und Paris los sein wollten,
bevor es zum Kriege kam. Immer mehr wurde das Kapital Herr auch
über den Grundbesitz und damit natürlich auch über die landsässige
Stammkraft des deutschen Volkes. War die Bevölkerung des Deutschen
Reiches von 41 Millionen in 1871 binnen 40 Jahren auf 67 Millionen
angewachsen, so fiel der Großteil dieses Zuwachses auf die Städte
und unter diesen auf die Großstädte, die allein 40 v. H. dieses
Wachstumes schluckten. In der Zeit von 1885 bis 1905 hatte sich die
Zahl der Großstadtbewohner verdoppelt, die Einwohnerzahl der
Mittelstädte war um die Hälfte angewachsen. Etwa die halbe
Gesamtbevölkerung Deutschlands wohnte in Städten. Und von einer
Verminderung des Zuzuges war keine Rede. Untrennbar verkoppelt mit
dieser Binnenwanderung blieb der Bodenwucher und dementsprechend
die wachsende Verschuldung des Reiches und als Auswirkung alles
dessen Landflucht neben Großstadtluxus, grinsendes Elend und
Geburtenrückgang, die Drohung mit dem Gebärstreik als politisches
Kampfmittel, Entgeistigung und Entsittlichung zwischen den
Geschlechtern, freie Liebe und »Recht auf Mutterschaft« auch ohne
dazugehörigen Gatten, und als schönste aller
Selbstverständlichkeiten die Nacktkultur: in Berlin Fräulein Olga
Desmond, in München die sogenannte »Miß Gwendolin« ohne
G'wändl.

		Kein Vernünftiger bezweifelte bei alledem den tüchtigen Kern
unseres Volkes! Auch in der Arbeiterbevölkerung hatte doch gar
Mancher, der da mitten drinsteckte in dem wüsten Lärmen, Hasten und
Jagen, sich längst die Frage vorgelegt, ob es richtig sei, daß die
Städte einen so übermäßig großen Raum eingenommen haben und daß sie
[bookmark: page169]trotzdem immer noch weiter wachsen wollten
und sollten: nicht nur in die Breite, sondern gar auch noch in die
Höhe bis zum Zerrbilde der Wolkenkratzer.

		Und durch unsre in Gottes freier Natur Frohsinn und Mut
schöpfende Jugend ging es in der Vorkriegszeit wie ein ganz neues
großes Erkennen von den Wurzeln des gewaltigen Schicksales, das
über unser Volk hereinzubrechen drohte und vor dem alles Blendwerk
der Zivilisation in seiner Nichtigkeit vergehen mußte. Dazu aus der
Tiefe aller bedrängten Seelen das Erschauern vor dem geheimnisvoll
Grausigen, das aus banger Ahnung riesengewaltig sich emporzuheben
schien. Und ein inbrünstiges Verlangen nach Verwirklichung und
Vertiefung auch in dem edleren Teile unsrer herrlichen Frauenwelt,
die in Opferbereitschaft sich in die Reihen der kämpfenden Jugend
einzuschließen bestrebt war!

		Aber nach außen hin und für den oberflächlichen Blick gab
sich das im Straßentreiben verkörperte deutsche Leben als
Massenschmutz unter einer bestaunten und gefeierten
Bogenlichtkultur, in deren Scheine sich nach der Versicherung eines
Mittagsblattes »die anständigen Frauen unanständig und die
unanständigen anständig« zu betragen bemühten.

		Dieser angespülte Abschaum des städtischen Lebens schien jedes
Verständnis dafür verloren zu haben, was es bedeutet, ein in Kraft
und Ehren stehendes, freies Vaterland zu haben, mit bescheidenem
und hingebungsvollem Stolze einem in seinen edelsten Zielen sich
einig fühlenden Volke anzugehören. Wie für unsere Feinde schien
auch für diese Auchdeutschen Bismarcks Lebensarbeit und das
Glück der wilhelminischen Zeit ein belangloser geschichtlicher
Zwischenfall zu sein, die Warnung vor einem Kriege überhaupt
lächerlich und die Sorge um die Verteidigung des Vaterlandes ein
überwundener Standpunkt.

		In der Tat, dies Geschlecht und diese Welt erschienen reif für
den Ritt und Schnitt der apokalyptischen Reiter.

		Da zuckte es wie Wetterleuchten auf in dem Verbrechen von
Sarajewo.

		Da kam der Krieg!

		 

		*
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			[bookmark: foot10]Siehe »Der schlimmste Feind« S. 92 ff.
	[bookmark: foot11]Siehe »Der schlimmste Feind«, S. 1 ff.


	